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Einleitung. 


Unter  den  grossen  Aufgaben,  deren  Lösung  dem  XX. 
Jahrhundert  als  Erbschaft  der  Vergangenheit  zugefallen 
ist,  gehört  die  Nationalitätenfrage  zweifellos  zu  den 
schwersten  und  kompliziertesten.  Die  Nationalität  umfasst 
jedoch  mehrere  Lebenssphären  des  modernen  Kultur- 
menschen. Daher  kann  sie  von  zahlreichen  und  grund- 
verschiedenen Gesichtspunkten  aus  den  Gegenstand  wis- 
senschaftlicher Betrachtung  bilden. 

r  Die  Nationalität  interessiert  den  Anthropologen,  inso- 
weit bei  ihrer  Entstehung  und  Entwicklung  rein  phy- 
sische und  anthropologische  Momente  in  Betracht  kommen ; 
den  Ethnographen,  insoweit  die  Nation  vom  Milieu  im 
weiteren  Sinne  (Klima,  Bodenbeschaffenheit,  Nahrung 
etc.)  beeinflusst  wird;  den  Linguisten,  der  sich  der  eigen- 
artigen Ausgestaltung  der  nationalen  Sprachen  und 
Idiome  zuwendet.  Die  Nationalität  kann  ferner  das  Objekt 
verschiedenartiger  statistischer  Forschungen  abgeben. 
Auch  der  Nationalökonom  wird  sich  bei  der  Feststel- 
lung der  ökonomischen  Entwicklungstendenzen  der  heu- 
tigen Gesellschaft  und  insbesondere  der  gegenseitigen 
Beziehungen  von  (nationaler)  Volkswirtschaft  und  (inter- 
nationaler) Weltwirtschaft  mit   dem  Problem  der    Nation 


zu  befassen  haben.  Von  besonders  grosser  Bedeutung 
ist  ferner  die  Erforschung  der  Nationalität  von  all- 
gemein soziologischer  Seite,  ihres  Ursprunges,  ihres  sozi- 
alen Inhalts  und  konstitutiver  Wesensmerkmale,  ihrer 
normalen  Entwicklungsbedingungen,  sowie  der  anomal- 
pathologischen Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  des  na- 
tionalen Daseins. 

Uns  soll  aber  hier  keine  dieser  Seiten  des  Nationa- 
litätenproblems beschäftigen.  Wir  wollen  vielmehr  ein 
anderes  Gebiet  näher  ins  Auge  fassen  und  zwar  wollen 
wir  die  Frage  vom  politischen  und  staatsrechtlichen 
Standpunkte  aus  behandeln.  Es  soll  zunächst  festge- 
stellt werden,  welche  Bedeutung  die  Nationalität  für  das 
moderne  politische  Leben  besitzt  und  wie  sich  die  Ver- 
hältnisse zwischen  Staat  und  Nation  im  allgemeinen 
gestalten.  Das  wird  uns  ferner* zur  Frage  führen,  wel- 
chen Einfluss  die  Nationalität  auf  das  Staatsrecht  aus- 
geübt hat  und  noch  heute  ausübt,  oder  richtiger,  wie 
ordnet  im  allgemeinen  das  Recht  der  verschiedenen  Na- 
tionalitätenstaaten der  Gegenwart  die  nationalen  Ver- 
hältnisse innerhalb  ihres  Gebietes  bezw.  wie  können  die- 
jenigen von  ihnen,  in  denen  der  Nationalitätenkampf  den 
normalen  Gang  des  staatlichen  Lebens  unmöglich  macht, 
den  nationalen  Frieden  herstellen*). 

Aber  auch  auf  diesem  Gebiete  wollen  wir  nur  die 
wichtigsten  und  zwar  nur  die  europäischen  Nationalitä- 
tenstaaten unserer  Betrachtung  unterziehen:  Die  Schwei- 
zerische  Eidgenossenschaft  als  Musterstaat    des  nationa- 

*)  Der  formal -juristischen  Seite  des  Nationalitätenproblems  werden 
wir  dem  politischen  Charakter  unserer  Abhandlung  gemäss  uns  nur  vor- 
übergehend zuzuwenden  haben.  Vgl.  darüber  S.  J.  Wyszewianski :  Ueber 
die  formalrechtliche  Behandlung  der  Nationalitäten  in  der  modernen  Ge- 
setzgebung.    Ein  Beitrag  zum  Nationalitätenrecht.     Mannheim  1909. 


len  Friedens  einerseits  und  die  österreichisch-ungarische 
Monarchie  als  klassischen  Staat  des  Nationalitätenstrei- 
tes andererseits,  woran  sich  eine  kurze  Betrachtung  der 
Nationalitätenfrage  Russlands  und  der  Türkei  anschlies- 
sen  wird.  Und  schliesslich  wird  sich  ihnen  das  einzig  in 
seiner  Art  dastehende  Problem  einer  exterritorialen  Na- 
tion, die  nirgends  eine  kompakte  Majorität  bildet,  —  näm- 
lich die  vielumstrittene  Judenfrage  anreihen. 


V^V** 


^ro~(^^g)  n»n 


Erstes  Kapitel. 

Allgemeines  über  Nation  und  Staat. 

§  1.    Staat  und  Nation. 

Zwischen  den  verschiedenen  Arten  der  gesellschaftlichen 
Vereinigungungen  der  Menschen  spielt  die  Nation  zweifellos  eine  be- 
sonders hervorragende  Rolle.  Von  den  zahlreichen  Definitionen  des 
Nationsbegriffes  wollen  wir  nur  einige  mehr  oder  /weniger  treffende 
hervorheben.  Bluntschli  definirt  die  Nation  als  „eine  Geistes-  und 
Charaktergemeinschaft •*).  Aehnlich  O.  Bauer:  „Die  Nation  ist  die 
aus  Schicksalsgemeinschaft  erwachsende  Charaktergemeinschaft "**). 
„L'Etat  vit,  la  Nation  vit,  sent  et  pense",  führt  Novicow***)  aus. 
Gumplowicz  hebt  besonders  die  „Kultur-  und  geistige  Interessen- 
gemeinschaft" hervor,  die  nicht  immer  notwendigerweise  in  einer 
gemeinsamen  Sprache  ihren  Ausdruck  zu  finden  brauche****).  Dass 
Nation  und  Rasse  sich  nicht  decken  müssen,  wird  heute  von 
niemandem  bezweifelt  werden  können.  Und  je  weiter  wir  kultu- 
rell fortschreiten,  desto  grösser  wird  der  Unterschied  zwischen  der 
Nation,  als  kulturell-historischem  Gebilde  und  der  Rasse  als  biolo- 
gisch-natürlicher Gemeinschaft*****.)  Ebensowenig  bildet  das  Territo- 


*)  „Die  nationale  Staatenbildung  und  der  moderne  deutsche  Staat" 
p.  133. 

**)  Die  Nationalitätenfrage  und  die  Sozialdemokratie.  Wien  1906. 
p.  98.  Vgl.  auch  R.  Springer:  „Der  Kampf  der  österreichischen  Nationen 
um  den  Staat."     Leipzig  u.  Wien  1902.  I  T.  pp.  35  u.  65. 

***)     La  politique  internationale,  p.  56. 

****)  Gumplowicz.  „Das  Recht  der  Nationalitäten  und  Sprachen  in 
Oesterreich-Ungarn."  1879.  p.  289. 

*****)  Vgl.  Sieger  „Nation  und  Nationalität"  p.  7.  Dagegen.  Treitschke : 
„Politik."  I  B.  p.  269. 
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rium  ein  konstitutives  Merkmal  des  Nationsbegriffes.  Auch  nach 
erfolgter  Loslösung  vom  Territorium  kann  die  Nation  sich  ganz 
neuen  Lebensbedingungen  anpassen.     Beispiel:  die  Juden. 

Ueberblickt  man  die  historische  Entwicklung  der  Nation,  so 
lässt  sich  eine  bestimmte  Tendenz  in  ihr  feststellen:  die  Kultur- 
güter der  Nation  steigen  immer  mehr  von  den  Höhen  der  gesell- 
schaftlichen Pyramide  zu  den  untersten  Volksschichten  hinunter. 
Eine  Reihe  von  Faktoren  des  modernen  gesellschaftlichen  und 
staatlichen  Lebens  ziehen  fast  sämtliche  Volkskreise  in  die  natio- 
nale Kulturgemeinschaft  hinein.  In  der  Entwicklung  des  Staates 
entspricht  dieser  Tendenz  die  Annäherung  des  Staatswillens  an  den 
Volkswillen.  Deshalb  ist  der  nationale  Einheitsstaat  das  natürliche 
Ideal  einer  jeden  Nation.  Denn  nur  beim  Zusammenfallen  der  in- 
neren Lebensgemeinschaft  (Nation)  mit  der  äusseren  Organisations- 
form (Staat)  ist  eine  freie  Entwicklung  der  Nation  sowie  des  Staa- 
tes ohne   besondere  innere  Reibungen  möglich. 

Aber  dieses  Streben  zum  nationalen  Einheitsstaat  stösst  in 
der  Wirklichkeit  auf  eine  ganze  Reihe  von  Gegentendenzen,  die 
es  nicht  zur  vollen  Realisierung  gelangen  lassen.  So  vor  allem 
die  geographische  Lage  des  Landes,  die  ethnische  und  politische 
Umgebung  der  Nation,  die  herrschenden  politischen  Strömungen, 
dynastische  Momente  und  in  neuerer  Zeit  insbesondere  ökonomische 
und  speziell  handelspolitische  Gesichtspunkte.  Deshalb  darf  es 
uns  nicht  wundern,  dass  Staat  und  Nation  sich  in  der  Gegenwart, 
wie  Vergangenheit  oft  nicht  decken.  Zwar  beginnt  gewissermas- 
sen  die  Geschichte  mit  zwei  Nationalstaaten,  dem  egyptischen  und 
israelitischen.  Doch  zeigen  uns  bereits  die  Griechen,  wie  eine 
Nationalität  in  mehrere  Staatswesen  zerfällt,  während  es  der  poli- 
tische Genius  der  Römer  zu  einem  Weltstaate  brachte,  der  fast 
alle  damaligen  Kulturnationen  umfasste.  So  finden  wir  schon  im 
Altertum  die  drei  Grundtypen  des  Verhältnisses  von  Staat  und 
Nation:  a)  eine  Nation  —  ein  Staat  (Egypter,  Israeliten),  b)  eine 
Nation  —  mehrere  Staaten  (Griechen),  c)  mehrere  Nationen  —  ein 
Staat  (Römer). 

In  der  Geschichte  der  modernen  europäischen  Völker  beginnt 
die  Entwicklung    der  nationalen  Idee    gewissermassen   erst  mit  der 
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grossen  französischen  Revolution  1789*).  Im  Kampfe  für  ihre  Frei- 
heit sind  die  Franzosen  sich  ihrer  als  Nation  selbst  bewusst  gewor- 
den, wie  andererseits  die  anderen  europäischen  Nationen  kurz  nach- 
her im  Kampfe  für  ihre  Selbständigkeit  gegen  den  grossen  franzö- 
sischen Eroberer  zum  Bewusstsein  ihrer  Nationalität  gelangt  sind. 
Der  Sieg  der  Reaktion  mit  ihrem  Prinzipe  des  sog.  politischen 
Gleichgewichts  war  nicht  mehr  im  Stande  den  Geist  der  nationa- 
len und  demokratischen  Freiheit  zu  unterdücken.  Vergebens  such- 
ten Napoleon  III,  Bismarck  und  Cavour  die  mächtig  emporstreben- 
den nationalen  Bewegungen  dynastischen  Interessen  dienstbar  zu  ma- 
chen. Die  national-demokratische  Entwicklung  ging  ihren  natür- 
lichen Lauf  weiter. 


§  2.    Das  Nationalitätsprinzip. 

War  die  Staatenpolitik  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts ganz  vom  extremen  Legitimitätsprinzip  beherrscht,  so 
verfiel  man  um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  in  das  andere  Extrem 
des  absoluten  Nationalismus,  dessen  Hauptgrundsatz  lautet:  »Jede 
Nation  —  nur  einen  Staat,  jeder  Staat  —  nur  eine  Nation".  Aus 
diesem  obersten  Grundsatz  leiten  die  absoluten  Nationalisten  fol- 
gende drei  von  Prof.  Hilty  treffend  präzisierten  Glaubensartikel  ab : 
„1)  dass  eine  in  mehrere  Staaten  zersplitterte  Nationalität  das  un- 
verjährbare Recht  besitze,  •  sich  von  ihrem  bisherigen  Staats- 
zugehörigkeiten zu  trennen  und  zu  einem  Nationalstaate  zu  ver- 
einigen, 2)  dass  infolgedessen  da,  wo  der  Hauptteil  einer  Nationalität 
bereits  einen  solchen  Staat  bilde,  ein  Recht  der  Anziehung  der 
übrigen  Teile  durch  die  Hauptmasse  gewissermassen  ein  Vindi- 
cationsrecht  bestehe,  3)  dass  jedenfalls  mehreren  in  einem  Staate  be- 
stehenden Nationalitäten  Gleichberechtigung  und  alle  Mittel  ge- 
währt werden  müssen,  um  das  Nationalitätsbewusstsein,  selbst  auf 
Kosten  und  Gefahr  des  Staates,    stets  lebendig  zu  erhalten."**) 


*)  Siehe:  Renan.  Qu'est  ce  qu'une  Nation?;  Roquette  Buisson.  Du 
principe  des  Nationalites  1895.  p.  46  u.  58.  Ferner  Brunialti.  Lo  stato 
moderno.  1892.  p.  XXX. 

**)    Nicolö     Machiavelli    u.    G.    Vicö    im    „Politischen    Jahrbuch    der 
schweizer.  Eidgenossenschaft".    J.  XX.  1906   p.  20. 


—     12     — 

Bei  Prüfung  der  Richtigkeit  dieser  Grundsätze  muss  man  sich 
vor  allem  vergegenwärtigen,  dass  der  Staat,  als  Organisation  des 
gesamten  gesellschaftlichen  Lebens,  zahlreiche  Aufgaben  zu  er- 
füllen hat,  die  die  Nation  als  solche  nicht  zu  erfüllen  vermag. 
Ferner  während  die  Grenzen  der  Nation  ihrem  Wesen  nach 
Fluktuationen  und  Veränderungen  unterworfen  sind,  ist  das  Staats- 
gebiet verhältnismässig  konstant  und  unbeweglich.  —  Uebrigens, 
wie  man  die  Karte  Euröpa's  nicht  einteilen  sollte,  stets  werden 
zahlreiche  nationale  Minderheiten  übrig  bleiben.  Daher  müsste 
die  konsequente  Durchführung  des  Nationalitätsprinzips  notwendig 
zur  Unterdrückung  und  gewaltsamen  Assimilierung  dieser  Sprach- 
inseln führen.*) 

Ob  eine  Nation  bereits  in  einem  Nationalstaate  vereinigt 
ist  oder  ob  sie  einen  solchen  im  Stande  ist  zu  bilden,  —  diese 
Fragen  sind  keine  Rechts-,  sondern  Machtfragen.  Es  kann  von 
den  in  den  ersten  zwei  der  angeführten  Glaubensartikel  aufgestellten 
n Rechten"  wohl  nicht  die  Rede  sein.  Gewiss  wird  niemand  einer 
Kulturnation,  die  gewaltsam  von  einer  anderen  beherscht  wird, 
das  Recht  abstreiten,  zur  Befreiung  von  dieser  Ueberwältigung 
zu  streben.  Auch  wird  man  ohne  Weiteres  jeder  Nation  das 
Recht  zugestehen  müssen  —  vom  gemischtsprachigen  Nationalitäten- 
staate die  Schaffung  der  für  ihre  freie  nationale  Entwicklung 
notwendigen  rechtlichen  Bedingungen  und  Institutionen  zu  fordern. 
Insofern,  aber  auch  nur  insofern,  hat  der  dritte  der  zitierten  Grund- 
sätze einen  Anspruch  auf  Berücksichtigung.  Geraderer  entscheidende 
Punkt  dieses  Grundsatzes —  „selbst  auf  Kosten  und  Gefahr  der  Staats- 
einheit" —  muss  jedoch  verworfen  werden,  da  es  ja  eben  dieser 
Staat  ist,  der  den  verschiedenen  Nationen,  die  an  seiner  Existenz 
interessiert  sind,  die  Bedingungen  einer  freien  Entwicklung  sichern 
kann.  Demgemäss  muss  der  Schwerpunkt  des  Nationalitätsprinzips 
aus  der  zwischenstaatlichen  völkerrechtlichen  Sphäre  in  das  in- 
nerstaatliche, staatsrechtliche  Gebiet  verlegt  werden.  Unsere  Auf- 
gabebesteht nun  darin,  die  Bedingungen  eines  fr  iedl  ichen 
Zusammenlebens  mehrerer  Nationen  ineinem  Staate 
auf  zud ecke  n. 


*)     Vgl.  G.  Ratzenhofer.     „Wesen  und  Zwecke  der  Politik44.    Leipzig. 
1893.  B.  I.  p.  113—114. 
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Die  Nationalitätsidee  hat  einen  ganz  verschiedenen  Wert  je 
nachdem  sie  nur  als  Deckmantel  reaktionärer  Bestrebungen  und 
imperialistischer  Herrschaftsgelüste  benutzt  wird  oder  vom  Stand- 
punkte der  fortschrittlichen  Interessen  der  breiten  Volksmassen 
verfochten  wird.  Darüber  bemerkt  vortrefflich  Prof.  Hilty :  „Jetzt 
ist  der  Kaufmann  und  der  Fabrikant  der  bedenklichste  Machiavellist 
geworden.  .  .  Immerfort  sich  ausdehnen  und  stets  neue  Gebiete 
mit  List  und  Gewalt  erobern,  oder  Andere  daraus  verdrängen,  das 
ist  der  Hauptgrund  der  heutigen  Rivalität  der  Staaten  geworden, 
welcher  die  Welt  beständig  mit  Krieg  bedroht. ■*)  Die  ganze 
neueste  Geschichte  mit  ihren  sinnlosen  Kriegen  und  Kolonial- 
avantüren  ist  ein  Ausdruck  dieses  „Handels-  und  Industrieneides", 
des  grosskapitalistischen  Imperialismus.  Solange  Ueberproduktion 
möglich  sein  wird,  wird  der  unersättliche  Imperialismus  die  Staaten 
unter  dem  Vorwande  der  Nationalitätsidee  in  den  Kampf  um  neue 
Absatzgebiete  für  ihre  Waren  und  Kapitalien  treiben.  So  wird 
diese  Idee,  die  ihrer  Zeit  eine  so  glänzende  Rolle  in  der  poli- 
tischen Entwicklung  Europa's  gespielt  hat,  zum  Banner  der 
reaktionären  Expansionspolitik. 

Die  Angehörigkeit  zu  verschiedenen  Nationen  kann  an  und 
für  sich  unmöglich  als  Ursache  des  Hasses  und  der  gegenseitiger 
Bekämpfung  angesehen  werden.  Nur  dann,  wenn  die  nationalen 
Unterschiede  zu  einem  bereits  bestehenden  sozialökonomischen  An- 
tagonismus zweier  Gruppen  hinzutreten,  haben  sie  die  Bedeutung 
eines  verschärfenden  Momentes.  So  wird,  z.  B.,  der  Kampf  zwischen 
den  polnischenGru  ndbesitzern  und  den  ruthenischen 
Bauern  in  Galizien  durch  die  nationalen  Unterschiede  bedeutend 
verschärft.  Es  handelt  sich  in  derartigen  Fällen  um  eine  national 
verkappte  Form  des  sozialökonomischen  Kampfes.  —  Die  nationale 
Idee  der  wahren  Demokratie  besteht  nicht  im  Streben  zur  Ausdeh- 
nung  des  äussern  Herrschaftsbereiches  der  Nation,  sondern  in  der 
Förderung  des  inneren  Wuchses  und  der  gerechten  Verteilung  ihrer 
sozialen  und  kulturellen  Güter.  Mit  der  Ueberwindung  der  Ge- 
gensätze innerhalb  der  einzelnen  Nationen  wird  auch  eines  der 
bedeutendsten  Hindernisse  zur  internationalen  Verständigung 
verschwinden. 


*)     Hilty.  a.  a.  O.  p.  48.  u.  54. 
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§  3.    Die  verschiedenen  Formen  der  Nationalitätenfrage. 

Wenig  Gebiete  wird  man  in  den  Gesellschaftswissenschaften 
aufweisen  können,  in  denen  man  zu  so  wenig  allgemein  anerkann- 
ten Ergebnissen  gelangt  wäre,  wie  in  der  staatsrechtlichen  Be- 
handlung der  Nationalitätenprobleme. 

Dieser  Umstand  erklärt  uns  zum  Teil,  warum  der  Begriff 
.Nationalitätenfrage"  gegenwärtig  zu  denjenigen  Begriffen  gehört, 
unter  denen  man  kritiklos  die  verschiedensten  Erscheinungen,  die 
oft  fast  nichts  untereinander  gemeinsam  haben,  subsumiert*). 

Gewiss  hat  dieser  Begriff  seine  Berechtigung,  sofern  er  zur 
Bezeichnung  aller  so  oder  anders  mit  der  Existenz  der  Nationa- 
litäten verbundenen  Probleme  angewendet  wird.  Sobald  wir  aber 
zur  Betrachtung  der  zahlreichen  konkreten  Nationalitätenfragen 
übergehen,  kann  der  Begriff  „Nationalitätenfrage",  als  einheitlicher, 
homogener,  nicht  mehr  angewendet  werden.  In  diesem  Sinn  giebt 
es  eine  Reihe  von  Nationalitätenfragen,  die  grundverschieden 
sind,  und  zwar  nicht  nur  in  den  Einzelheiten,  sondern  in  ihrer 
Gesamterscheinung,  wie  in  den  anomalen  Bedingungen  des  natio- 
nalen Daseins,  die  das  Problem  hervorgerufen  haben,  so  folglich 
auch  in  den  Möglichkeiten  ihrer  Lösung.  Man  kann  deshalb  den 
Satz  aufstellen:  Wieviel  Nationalitätenstaaten,  oder  richtiger,  — 
wieviel  Nationen  der  Bedingungen  einer  normalen  Fortentwicklung 
entbehren,  soviel  Nationalitätenfragen.  Das  Einzige,  was  die  Wis- 
senschaft in  ihrer  klassifikatorischen  Eigenschaft  auf  diesem  Gebiete 
vornehmen  kann,  ist  die  Einordnung  der  zahlreichen  Einzelfälle  in 
gewisse  allgemeine  Kategorien  je  nach  dem  Grade  ihrer  Verwandt- 
schaft und  Lösungsmöglichkeit.  Weit  entfernt,  diese  Aufgabe  hier 
unternehmen  zu  wollen,  werden  wir  uns  nur  auf  einige,  unserer 
Meinung  nach  bedeutendste  und  typische,  Nationalitätenprobleme 
begrenzen  und  sie  an  den  markantesten  Einzelfragen  der  Gegenwart 
zu  erläutern  suchen. 

Wir  haben  bereits  zwei  Hauptkategorien  von  nationalen  Prob- 
lemen kennen  gelernt.     Es  sind  —  vor  allem  die  internationalen  Kon- 


*)  Darüber  ausführlicher  in  meinem  Artikel  „Die  nationale  Frage 
oder  nationale  Fragen?"  in  der  Zeitschrift  „Unser  Weg".  Wilna  1907. 
J.  I  JMoiNo  8-9. 
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flikte,  die  mit  dem  Wesen  der  modernen  Produktionsweise  eng 
verbunden  sind  und  die  daher  nur  durch  eine  tiefgreifende  Ver- 
änderung der  Grundlagen  des  heutigen  ökonomischen  Lebens  über- 
wunden werden  können.  Hierher  gehören  auch  die  Fälle  der  aus 
dem  imperialistischen  Expansionsbestreben  hervorgehenden  Unter- 
drückung ganzer  Nationen  durch  die  Machtmitteln  der  militaristi- 
schen Grossstaaten. 

Diese  Expansionspolitik  führte  zur  Schaffung  von  Staaten  mit 
einer  herrschenden  Hauptnation  und  mehreren  unterdrückten  Na- 
tionen-„Trabanten",  die  in  ihren  nationalen  Rechten  begrenzt  sind. 
In  ihrem  unersättlichen  Streben,  den  inneren  und  wie  weit  möglich 
auch  den  äusseren  Markt  für  sich  zu  monopolisieren,  suchen  die 
grossindustriellen  Schichten  der  herrschenden  Nation  —  die  ande- 
ren Nationen  von  der  Beute  fernzuhalten.  Das  erreicht  man  heute 
am  besten,  indem  man  die  unterdrückten  Nationen  im  Staate  mit 
allen  Mitteln  hindert,  politisch  und  kulturell  aufzukommen  und  ihre 
Kräfte  zu  entfalten. 

Ihren  Gipfelpunkt  erreicht  diese  Gewaltpolitik  in  der  Aufrei- 
zung der  verschiedenen  Nationen  innerhalb  desselben  Staates  gegen- 
einander, um  sie  alle  als  tertius  gaudens  leichter  unterdrücken 
zu  können.  Es  ist  dasselbe  Metternichsche  System  des  „divide  et 
impera!",  dem  die  meisten  Grossstaaten  mit  einer  herrschenden 
Nation  noch  heute  getreu  folgen.  Diese  Politik,  die  in  der  Regel 
Hand  in  Hand  mit  der  gewaltsamen  Assimilierung  geht,  hat  je- 
doch nirgends  bisher  Erfolg  gehabt.  Vielmehr  ruft  der  Druck 
stets  Widerstand  und  Erbitterung  hervor.  —  So  führte  das  Unter- 
drückungssystem in  Russland  zum  verzweifelten  Kampf  aller  Na- 
tionen gegen  den  Zarismus.  Auch  in  der  Türkei  hat  diese  Po- 
litik nicht  wenig  zum  Sturze  der  Despotie  beigetragen.  Ferner 
führte  bekanntlich  die  gewaltsame  Germanisierungspolitik  der  Polen 
in  Preussen,  wo  man  sogar  vor  der  zwangsweisen  Enteignung  des 
Grund  und  Bodens  nicht  zurückschreckte,  gerade  zu  entgegenge- 
setzten Resultaten.  Das  Entnationalisierungswerk  der  „inneren 
Kolonisation"  Posens  und  Westpreussens  muss  als  endgültig  miss- 
lungen  bezeichnet  werden.  Dasselbe  gilt,  wie  wir  noch  sehen 
werden,  von  den  Herrschaftsgelüsten  der  Magyaren  in  Ungarn, 
die  nur  eine  gewaltige  Erbitterung    gegen  die  Bedrücker    erzeugte, 
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ohne  sich  auch  nur  einen  Schritt  dem  erstrebten  „ Nationalstaat" 
Ungarn  zu  nähern.  —  Der  gewaltsamen  Willkür  ist  es  niemals  ge- 
lungen und  wird  auch  in  der  Zukunft  immer  weniger  gelingen,  auf  die 
Dauer  die  Schicksale  der  Völker  zu  lenken.  Das  erwachte  natio- 
nale Bewusstsein  erweckt  in  den  unterdrückten  Nationen  das 
mächtige  Streben  zur  Erreichung  freier  menschenwürdiger  Da- 
seinsbedingungen. 

Nun  ist  es  aber  nach  dem  Gesagten  klar,  dass  die  genannten 
Formen  der  Nationalitätenprobleme  ihren  Ursachen,  Aeusserungen 
und  Lösungsmöglichkeiten  nach  soziale  und  politische  Machtfragen 
par  excellence  sind,  für  deren  Lösung  die  Theorie,  insbesondere 
das  Staatsrecht,  keine  positiven  Grundlagen,  noch  konkrete  Pro- 
gnose aufzustellen  vermag.  Auch  könnte  deshalb  andererseits  ihre 
Erforschung  für  die  Theorie  schwerlich  irgend  welche  neue  Ge- 
sichtspunkte eröffnen.  Wir  wenden  uns  daher  im  folgenden  jenen 
Kategorien  der  nationalen  Fragen  zu,  deren  Lösung  im  Rahmen 
der  heutigen  Gesellschaftsordnung  und  der  gegenwärtig  bestehen- 
den Staaten  möglich  ist.  Hier  hat  die  theoretische  Analyse  und 
die  politische  Prognose  einen  viel  breiteren  Spielraum,  da  es  sich 
hier  vor  allem  um  die  Auseinandersetzung  zwischen  Staat  und 
Nation  handelt.  Zweifellos  werden  auch  die  obengenannten  abso- 
lutistisch und  büreaukratisch  regierten  Staaten  mit  einer  Haupt- 
nation früher  oder  später  zur  grundsätzlichen  Gleichberechtigung 
aller  ihnen  unterstellten  Nationen  gelangen  müssen.  Dann  erst 
werden  die  Nationalitätenprobleme  auch  jener  Staaten  zu  Kultur 
und  Rechtsfragen  grossen  Stils  werden. 

Wir  werden  in  erster  Linie  festzustellen  haben:  welche  sind 
die  allgemeinen  Voraussetzungen  des  friedlichen  Zusammenlebens 
mehrerer  Nationen  im  modernen  Rechtsstaate?  Wie  sind  diese 
Voraussetzungen  in  den  bedeutendsten  modernen  Nationalitäten- 
staaten realisiert  bzw.  realisierbar?  Dabei  werden  wir  uns  auch 
mit  den  Existenzbedingungen  und  Entwicklungsmöglichkeiten  der 
nationalen  Minderheiten  zu  befassen  haben. 

Die  Nationalität  äussert  sich  in  sehr  vielen  Sphären  des  Da- 
seins des  modernen  Kulturmenschen.  Daher  die  Mannigfaltigkeit 
der  nationalen  Probleme,  je  nachdem  dieses  oder  jenes  Gebiet  der 
Lebensbeziehungen  der    Nation    in    seiner   freien  Entwicklung    ge- 
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hemmt  wird.  Dabei  treten  bald  vorwiegend  die  ökonomischen, 
bald  die  politischen,  bald  die  rein  kulturellen  Momente  in  den 
Vordergrund,  bald  zeigen  sich  gleichzeitig  bedeutende  Abnormitä- 
ten in  allen  Sphären  des  nationalen  Daseins,  wie  sich  das  in  Fol- 
gendem näher  zeigen  wird. 


Zweites  Kapitel. 

Die  positive  Lösung  der  Nationalitätenfrage 

in  der  Schweiz, 

§  4.    Die  realen  Spraehenverhältnisse  in  der  Schweiz. 

„Verfassungsfragen  sind  ursprünglich  nicht  Rechtsfragen,  son- 
dern Machtfragen,  die  wirkliche  Verfassung  eines  Landes  exi- 
stiert nur  in  den  reellen  tatsächlichen  Machtverhältnissen,  die  in 
einem  Lande  bestehen;  geschriebene  Verfassungen  sind  nur  dann 
von  Wert  und  Dauer,  wenn  sie  der  genaue  Ausdruck  der  wirkli- 
chen in  der  Gesellschaft  bestehenden  Machtverhältnisse  sind"*). 
Demgemäss  werden  wir  uns  bei  der  Behandlung  der  einzelnen 
Nationalitätenfragen  vor  allem  die  realen  Machtverhältnisse  des 
gegebenen  gemischtsprachigen  Staates  zu  vergegenwärtigen  haben**), 
und  erst  von  dieser  sicheren  Basis  ausgehend,  werden  wir  im 
Stande  sein,  wie    die    bestehenden,    so    auch    die    anzustrebenden 


*)  „Ueber  Verfassungswesen"  F.  Lassalle's  „Reden  und  Schriften*4 
Leipzig  B  I  p.  92.  Auch  R.  v.  Herrnritt  meint,  die  Verfassung  des  Natio- 
nalitätenstaates müsse  „ein  Abbild  der  Machtverteilung  im  Staate  sein44 
(„Nationalität  und  Recht",     Wien  1899    §  2.  III.). 

**)  Da  die  Volkszählungen  der  modernen  Nationalitätenstaaten  eine 
Rubrik  „Nationalität"  nicht  kennen,  sondern  in  der  Regel:  „Muttersprache" 
bezw.  „Umgangssprache",  so  müssen  wir  uns  mit  den  Angaben  dieser 
Rubriken  begnügen,  obwohl  sie  sich  nicht  immer  mit  dem  Begriffe  der 
Nationalität  decken. 
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staatsrechtlichen  Zustände  richtig  zu  beurteilen.  Denn  die  Lö- 
sung der  modernen  Nationalitätenprobleme,  wie  übrigens  der  mei- 
sten gesellschaftlichen  Probleme  der  Gegenwart,  besteht  eben  in 
der  bestmöglichen  Anpassung  des  Rechtes  an  die  realen  Macht- 
verhältnisse, an  die  tatsächliche  Stellung  der  Nationen  zueinander 
und  zum  Staate. 

Vergleichen  wir  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die  heutigen 
Nationalitätenstaaten,  so  zerfallen  sie  in  zwei  Gruppen  —  in  sol- 
che, wo  das  Recht  sich  der  Wirklichkeit  mehr  oder  weniger  an- 
gepasst  hat,  und  solche,  wo  zwischen  Recht  und_Macht  ein  Wider- 
spruch besteht.  Zu  der  ersten  Kategorie  gehören  vor  allem  die 
Schweiz,  teilweise  Belgien  und  Luxemburg*).  Es  ist  gewiss  kein 
blosser  Zufall,  dass  es  gerade  die  neutralisierten  Kleinstaaten  Euro- 
pa's  sind.  Zur  zweiten  Gruppe  zählen  hauptsächlich  :  Oesterreich- 
Ungarn,  Russland,  die  Türkei.  Die  Staaten  der  ersten  Kategorie 
können  im  Grossen  und  Ganzen  als  die  Staaten  des  nationalen 
Friedens  bezeichnet  werden,  die  letzteren  —  als  die  des  natio- 
nalen Kampfes.  Selbstverständlich,  können  aus  der  Betrachtung 
der  Bedingungen  des  nationalen  Friedens  viele  Schlüsse  und  Leh- 
ren für  die  Aussöhnung  des  nationalen  Kampfes  abgeleitet  werden. 
Aus  diesen  zwei  Kategorien  werden  wir  je  einen  Staat  hervorhe- 
ben und  zwar  die  Schweiz  einerseits,  Oesterreich-Ungarn  ande- 
rerseits und  an  der  Hand  der  Tatsachen  werden  wir  die  sich  da- 
ran knüpfenden  Probleme  zu  erörtern  suchen. 

Das  die  Interessen  des  Staates  nicht  notwendig  mit  den  In- 
teressen der  ihn  bildenden  Nationen  im  Widerspruch  stehen  müs- 
sen, beweist  uns  am  klarsten  die  schweizerische  Eidgenossen- 
schaft. Nirgends  sind  in  solch'einem  Maasse  die  notwendigen 
tatsächlichen,  historischen  und  rechtlichen  Verhältnisse  und  Bedin- 
gungen für  das  friedliche  Nebeneinanderbestehen  von  Staat  und 
Nationen  gegeben,  wie  in  der  Schweiz.  Welche  sind  nun  die  wich- 
tigsten dieser  Bedingungen,-  dank  denen  „die  Schweiz  für  sich  das 
schwere    Problem    gelöst    hat,    das    für    Europa    noch    nicht  gelöst 


*)  Da  die  politischen  und  staatsrechtlichen  Verhältnisse  Belgien's 
und  Luxemburg's  in  der  uns  hier  interessierenden  Beziehung  in  den  we- 
sentlichsten Punkten  gleich  sind  denen  der  Schweiz,  werden  wir  uns  da- 
her auf  diese  letztere  beschränken. 
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ist"*)  und  welche  die  Schweiz  zum  Muster  für  die  anderen  Natio- 
nalitätenstaaten machen? 

Zwischen  den  tatsächlichen  Voraussetzungen  des  nationalen 
Friedens  in  der  Schweiz  erscheint  als  eine  der  bedeutendsten  die 
mehr  oder  weniger  scharfe  und  konstante  Abgrenzung  der  faktischen 
Machtsphären  der  drei  schweizerischen  Hauptnationen, — was  klar  aus 
der  Sprachenkarte  der  Schweiz  zu  ersehen  ist. 

In  der  Zusammenfassung  der  historischen  Ergebnisse  seines 
vortrefflichen  Werkes  über  „Die  deutsch-französische  Sprach- 
grenze in  der  Schweiz",  kommt  Zimmerli  zum  Resultate,  dass  „die 
Scheidelinie,  welche  nach  Konsolidierung  der  durch  die  Völker- 
wanderung geschaffenen  Siedelungsverhältnisse  in  der  Schweiz 
deutsche  und  französische  Art  und  Sprache  von  einander  trennte, 
im  Laufe  der  Jahrhunderte  verhältnissmässig  wenig  geschwankt 
hat"**). 

Dieses  Resultat  finden  wir  auch  durch  die  folgenden  Ziffern 
für  den  Zeitraum  von  1870  bis  1900,  die  wir  auf  Grund  der  letzten 
vier  Volkszählungen  zusammengestellt  haben,  bestätigt.  Für  das 
Jahr  1870  sind  leider  nur  die  Zahlen  der  Haushaltungen  ermittelt 
worden. 


Mutersprache 

Insgesamt 

In  Perzenten. 

1870 

1880 

1888 

1900 

1870 

1880 

1888 

1900 

Deutsch 

384,538 

2.030,792 

2.092,530 

2.319,105 

69,00 

71,35 

71,31 

69,98 

Französisch 

133,575 

608,007 

637,972 

733,220 

24,00 

21,36 

21,74 

22,12 

Italienisch 

30,079 

161,923 

156,606 

222,247 

5,40 

5,69 

5,34 

6,70 

Romanisch 

8,778 

38,705 

38,375 

38,677 

1,60 

1,36 

1,31 

1,16 

Andere 

48 

6,675 

8,574 

14,087 

0,01 

0,23 

0,29 

0,42 

Gehen  wir  nun  zur  Betrachtung  der  einzelnen  Sprachgebiete 
über.  Was  vor  allem  die  deutsche  Schweiz  betrifft,  so  ist  sie, 
von    wenigen    Ausnahmen    abgesehen,    fast    durchweg  einsprachig. 

*)     Bluntschli  a.  a.  O.  p.  130. 

**)    Dr.  J.  Zimmerli.    Die    deutsch-französische    Spra  chgrenze  in  der 
Schweiz.    Basel  und  Genf  1891—1899.  III  T.  pag.  100. 
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„Die  Franzosen  haben  nur  in  einigen  deutschen  Grenzbezirken 
festen  Fuss  gefasst  und  kommen  für  die  übrige  deutsche  Schweiz 
nicht  in  Betracht"*),  da  die  über  das  ganze  Gebiet  zerstreut  sind 
und  selten  wo  mehr  als  2 — 3%  der  deutschen  Ortsbevölkerung 
bilden. 

Etwas  anders  haben  sich  die  Sprachenverhältnisse  in  der 
französischen  Schweiz  gestaltet.  Die  industrielle  Entwiklung,  die 
hier  im  allgemeinen  schneller  vor  sich  ging,  als  in  den  deutschen 
Kantonen,  musste  hierher  in  viel  grösserem  Maasse  fremdspra- 
chige insbesondere  deutsche  Elemente  anziehen.  So  betrug  im 
Jahre  1880  der  Anteil  der  Deutschen  in  der  ortsanwesenden  Be- 
völkerung der  französischen  Schweiz  13%.  Doch  konstatieren 
alle  Forscher  der  Sprachenverhältnisse  in  den  welschen  Kantonen 
eine  bemerkbare  Romanisierung  der  deutschen  Einwanderer,  die  in 
der  Regel  schon  in  der  zweiten  Generation  im  Romanentum  auf- 
gehen**). So  zeigte  schon  die  Volkszählung  von  1888  einen 
Rückgang  der  Deutschen  in  der  französischen  Schweiz  trotz  der 
stetigen  Zuwanderung    auf  12,7%  der  örtlichen    Wohnbevölkerung. 

Es  würde  uns  zu  weit  führen,  wenn  wir  alle  Ursachen  dieser 
Erscheinung  genau  aufdecken  wollten.  Auf  die  wichtigsten  sei 
hier  jedoch  hingewiesen.  In  erster  Linie  ist  es  die  Zersplitterung 
der  deutschen  Einwanderung,  die  fast  nirgends  kompakte  Sprach- 
inseln bildet  und  die  daher  die  Assimilierung  mit  der  Umgebung 
begünstigt.  Ferner,  stosst  die  deutsch-schweizerische  Mundart  nicht 
ebenfalls  auf  französische  Mundarten,  sondern  auf  das  entwickelte 
Schriftfranzösisch.  Schliesslich  tritt  noch  die  romanisierende 
Wirkung  der  französischen  Schule  hinzu,  umsomehr  als  sie  fast  gar 
keine  Gegenwirkung  —  etwa  von  Seiten  einer  deutschen  Schule  — 
begegnet.     So  weit  die    Gegenwart. 

Ziehen  wir  aber  auch  die  sich  bereits  geltend  machenden 
Tendenzen  der  Zukunft  mit  in  Betracht,  so  müssen  wir  mit  Zim- 
merli  annehmen,  das  mit  „der  weiteren  wirtschaftlichen  Entwick- 
lung   die    Anziehungskraft    der    welschen    Schweiz    als  Einwande- 


*)     Zimmerli  ibid.  pag.  120. 

**)  Siehe:  Zimmerli  a.  a.  0.  B.  I  p.  56  und  B.  III  p.  1?0.  Hunzi- 
ker.  Die  Sprachen  Verhältnisse  der  Westschweiz.  Aarau.  1896.  p.  32;  ferner 
Hunziker.  Der  Kampf  ums  Deutschtum.  Die  Schweiz.    München.  1898.  p.  58. 
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rungsgebiet  aufhören  oder  doch  eine  wesentliche  Beschränkung 
erfahren  wird"*).  So  läuft  auch  die  Entwicklung  der  Sprachen- 
verhältnisse in  der  französischen  Schweiz  in  letzter  Linie  auf  die 
nationale  Einheitlichkeit  des  Bevölkerungsbestandes  hinaus. 

Dasselbe  gilt  in  noch  bedeutenderem  Maasse  von  der  italieni- 
schen Schweiz.  Von  hohen  Gebirgen  gegen  den  Norden  umgeben, 
bildet  der  Kanton  Tessin  einheitlich-italienisches  Sprachgebiet. 
Nur  eine  Gemeinde  ist  deutsch  (Gurin  oder  Bosco),  aber  auch 
diese  wird  zusehends  italienisiert**). 

Viel  komplizierter  sind  dagegen  die  Sprachenverhälnisse  im 
sog.  rhätoromanischen  Gebiet,  das  sich  auf  einen  Teil  des  Kantons 
Graubünden  beschränkt.  Von  zwei  grossen  Kultursprachen  —  der 
deutschen  und  italienischen  umgeben,  schrumpft  dieses  Gebiet 
immer  mehr  zusammen.  Während  der  südliche  Teil  der  Rhätoro- 
manen  sich  allmählich  italienisiert,  werden  die  nördlichen  Teile  in 
das  deutsche  Sprachgebiet  hineingezogen.  So  kommt  z.  B.  Meng- 
hius  zu  folgendem  Ergebnisse:  „Trotz  mancher  Rückschwankungen 
ist  das  Deutsche  ganz  entschieden  im  Vorrücken.  .  .  .  Versuche, 
die  rhätoromanische  „Nationalität"  zu  wecken,  sind  von  vornherein 
Totgeburten.  Nimmt  man  dazu  die  Zerrissenheit  dieses  kleinen 
Sprachgebietes,  ferner  die  Tatsache,  das  schon  jetzt  ein  sehr 
grosser  Teil  der  Romanen  zweisprachig,  romanisch  und  deutsch, 
sind  —  so  kann  das  Endresultat  nicht  zweifelhaft  sein"***),  umsomehr 
als  die  verschiedenen  rhätoromanischen  Mundarten  nicht  durch  eine 
einheitliche  Schriftsprache  zusammengehalten  werden****). 

So  zeigt  uns  die  bisherige  Betrachtung,  dass  die  Mehrzahl 
der  Kantone  mehr  oder  weniger  einheitliche  Sprachgebiete  darstel- 
len, was  für  die  positive  Lösung  des  Nationalitätenproblems  selbst- 
verständlich von  grösster  Bedeutung  sein  muss.  Freilich  sind  hier, 
wie  überall,  kleine  nationale  Minderheiten  bei  dem  regen  Verkehr, 
der  zwischen  den  verschiedenen  Gebieten  in  der  Gegenwart  besteht, 


*)  Zimmerli  a  a.  O.  ß.  III.  pag.  125. 

**)  Siehe   Menghius.    „Die  Sprachgrenzen  in  Graubünden  und  Tessin* 
—  in  Petermann's  Mitteilungen  1898.  B.  44.  pag.  97ff. 

***)  Menghius.  a.  a    O.  pag.    102. 

****)  J.  Hunziker.  Der  Kampf  ums  Deutschtum,  p    25. 
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unvermeidlich.  Es  gibt  in  diesem  Sinne  heute  überhaupt  keine 
streng-homogenen  Sprachgebiete.  In  politischer  und  insbesondere 
in  staatsrechtlicher  Beziehnng  kommen  diese  unbedeutenden  Mino- 
ritäten nicht  in  Betracht. 

§  5.     Der  Bund  und  die  Kantone. 

Wie  stellte  sich  die  politische  Entwicklung  der  Eidgenossen- 
schaft zu  den  oben  charakterisierten  nationalen  Verhältnissen? 
Wie  hat  sich  hier  das  Recht  der   Macht  angepasst? 

Es  ist  der  Leitstern  der  schweizerischen  Geschichte,  der  hohe 
Grundgedanke  der  eidgenössischen  Politik:  „Erhaltung  und  Über- 
lieferung der  uralten  germanischen  Volksfreiheit  in  Europa  auf 
alle  kommenden  Geschlechter"*),  —  welcher  die  positive  Lösung 
der  Nationalitätenfrage  hier  ohne  Zwist  und  Hader,  gewissermassen 
automatisch,  herbeigeführt  hat.  Die  Lösung  beruht  auf  der  gesun- 
den Ausgestaltung  des  bundesstaatlichen  Charakters  der  Schweiz 
mit  zweckmässiger  Kompetenzverteilung  zwischen  Bund  und  Kan- 
tonen einerseits  und  auf  der  konsequenten  Durchführung  der 
Grundsätze  der  Demokratie,  der  Selbstregierung  des  Volkes 
andererseits. 

In  einem  Staatswesen,  wie  die  Schweiz,  wo  die  nationalen 
Grenzen  mit  den  kantonalen  sich  in  den  meisten  Fällen  decken, 
hängt  das  friedliche  Nebeneinanderleben  mehrerer  Nationen  und 
die  ungestörte  Äusserung  ihrer  Eigenart  in  bedeutendem  Grade 
davon  ab,  ob  beim  Ausbau  der  Verfassung  das  richtige  Maass  von' 
„Einheit  und  Besonderheit"**)  getroffen  und  eingehalten  wird.  Denn 
ist  den  Kantonen  die  autonome  Regelung  derjenigen  Angelegen- 
heiten überlassen,  die  zugleich  die  haupsächliche  Betätigungssphäre 
der  nationalen  Eigenart  darstellen,  so  ist  naturgemäss  eo  ipso  auch 
die  Nationalitätenfrage  gelöst.  So  bemerkt  auch  Springer***) 
zutreffend  :   „Die  Siedlungsweise  der  Schweizer  in  ihren.   .  .  Alpen- 


*)  Prof.  C.  Hilty.  Vorlesungeu  über  die  Politik  der  Eidgenossen- 
schaft.   Bern.  1875.  pag.  260. 

**)  Prof.    C.  Hilty.     Revision  und  Reorganisation.     Bern  1882.  pag.  47. 

***)  Springer.  Der  Kampfjj  der  österreichischen  Nationen  um  den 
Staat.  I.  pag.  34. 
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thälern,  die  meist  nur  von  einem,  höchstens  von  zwei  Völkern  bewohnt 
sind,  schafft  natürliche  Einheiten,  die  für  die  politische  und  natio- 
nale Verwaltung  gleich  geschlossen  und  passend  sind," 

Prüfen  wir  die  bisherige  Entwicklung  der  eidgenössischen 
Politik,  so  sehen  wir,  wie  sie  stets  das  gesunde  Mittelmaas  von 
„Einheit  und  Besonderheit"  ausfindig  zu  machen  und  ohne  jegli- 
chen Zwang  ins  Leben  durchzuführen  wusste.  Der  grosse  theore- 
tische Streit:  Zentralismus  oder  Föderalismus?  wurde  hier  praktisch 
nach  gesundem  Menschenverstände  in  durchaus  befriedigender 
Weise  gelöst  und  zwar  nach  dem  Grundsatze:  „Suum  cuique." 
Ohne  streng  durchgeführte  staatsrechtliche  Kompetenzabgrenzung 
zwischen  Bund  und  Kantonen,  hatte  die  Gesetzgebungs-und  Ver- 
waltungspraktik, das  „eidgenössische  Herkommen"  diese  Frage  von 
jeher  in  positiver  Weise   gelöst. 

Auch  heute  noch  gibt  es  keine  scharfe  Demarkationslinie 
zwischen  eidgenössischer  und  kantonaler  Souveränität.  „Die  Kom- 
petenzgrenze zwischen  Bund  und  Kantonen  ist  keine  so  klare  und 
praktisch  leicht  einzuhaltende,  wie  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  zwischen  der  Union  und  den  Staaten,  oder  auch 
wie  zwischen  dem  deutschen  Reich  und  den  Partikularstaaten ".*) 
Die  positive  Seite  dieser  Unbestimmtheit  der  Kompetenzgrenze 
besteht  darin,  dass  sie  die  rasche  und  elastische  Anpassung  der 
Verfassung  an  die  mannigfachen  realen  Erfodernisse  des  Lebens 
ermöglicht. 

Die  nähere  Prüfung  der  Kompetenzen,  die  dem  Bunde  als 
solchen  und  derjenigen,  die  den  Kantonen  zustehen,  ergiebt,  dass 
die  letzteren  sich  gerade  im  Besitze  derjenigen  Rechte  befinden, 
die  zugleich  auch  den  Nationen  die  Bedingungen  der  freien  Ent- 
faltung ihrer  Kräfte  gewähren,  —  während  die  allen  Kantonen 
und  Nationen  der  Eidgenossenschaft  gemeinsamen  Funktionen  dem 
Bunde  obliegen. 

Von  den  Angelegenheiten,  wo  dem  Bunde  allein  Gesetzgebung, 
Ausführung  und  Verwaltung  gehören,  sind  die  wichtigsten :  die  aus- 
wärtigen Angelegenheiten,  das  Militärwesen,  Verkehrsmittel,  Zoll- 
wesen,   Geldwesen.    Hierher    gehört    auch    die  in  letzter    Zeit    ins 


*)  Burckhardt.     Kommentar    der  schweizerischen    Bundesverfassung. 
Bern  1905.  pag.  65. 
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Werk  gesetzte  äusserst  wichtige  Vereinheitlichung,  wie  des  Privat- 
so  auch  des  Strafrechts.  —  Auf  allen  diesen  Gebieten  ist  die 
Zentralisation  am  rechten  Orte  und  liegt  in  den  Interessen  aller 
Bürger  ohne  Unterschied  der  Nationalität. 

Dagegen  gibt  es  auch  eine  Reihe  von  Angelegenheiten,  wo 
grundsätzlich  den  Kantonen  die  staatlichen  Hoheitsrechte  zustehen*): 
so  das  kantonale  Steuer-,  Polizei-  und  Kirchenwesen,  die  Organi- 
sation der  Gerichte,  die  Rechtssprechung  —  und  was  für  uns  ge- 
gebenenfalls von  besonderem  Interesse  ist  —  das  Primarschul- 
wesen (§  27  BV.  Abs.  2).  Selbstverständlich,  sind  die  Kantone 
auch  auf  diesen  Gebieten  durch  die  Rahmen  der  Bundesverfassung 
beschränkt. 

Zwischen  diesen  zwei  Kompetenzsphären  schiebt  sich  nun 
ein  äusserst  ausgedehntes  Gebiet  ein,  auf  welchem  der  Bund  die 
Gesetzgebung  sich  ausschliesslich  vorbehält,  die  Ausführung  aber 
den  Kantonen  überlässt,  allerdings  unter  seiner   obersten  Kontrolle. 

So  scheint  Bluntschli**)  das  Richtige  getroffen  zu  haben,  wenn 
er  als  Grundgedanken  der  Ausscheidung  der  Kantonalkompetenz 
Folgendes  aufstellt:  „Was  dem  höheren  politischen  Leben 
angehört  in  Gesetzgebung  und  Regierung,  soll  dem  einheitlichen 
Staate  verbleiben;  dagegen  soll  den  Kantonen  wieder  mehr  Selb- 
ständigkeit verstattet  werden  in  der  Oekonomie,  in  der  Sorge  für 
die  Kultur,  in  Kirche  und  Schule  und  in  der  Verwaltung  der 
Rechtspflege  und    niederen  Polizei". 

Auf  diese  Weise  gewährt  der  freiheitlichbundesstaatliche 
Charakter  der  Eidgenossenschaft,  der  den  sprachlich  mehr  oder 
weniger  einheitlichen    Kantonen  die   Selbstregierung    in  den    wich- 


*)  Vgl.  Burckhardt.  a.  a.  O.  p.  511 ;  auch  v.  Orelli.  Das  Staats- 
recht der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  in  Marquardsen's  Handbuch 
des  off.  Rechts.  B.  IV.  Halbl.  I.  Abt.  II.  p.  26  ff. 

**)  Bluntschli.  Geschichte  des  Schweiz.  Bundesrechts.  Stuttgart. 
1875.  B.  I  p.  457.  Aehnlich  Rüttimann.  „Der  Hauptvorzug  der  Form  des 
Bundesstaates  besteht  darin,  dass  sie  es  möglich  macht,  für  die  allgemei- 
nen Zwecke  die  Kraft  des  schweizerischen  Volkes  zusammenzufassen, 
ohne  im  übrigen  den  Kantonen  das  Recht  der  Selbstregierung  zu  entzie" 
henM.  („Ueber  die  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  für  Realisierung 
des  Bundeswesens  zu  Gebote  stehenden  Organe  und  Zwangsmittel".  Zü- 
rich. 1762). 
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tigsten  Kulturangelegenheiten  überlässt,  zugleich  auch  den  schwei- 
zerischen Nationen  freien  Spielraum  für  die  Entfaltung  ihrer  natio- 
nalen Eigenart*). 


§  6.    Die    Gleichberechtigung  der    Sprachen   und    die    lokale 

Selbstverwaltung. 

Aber  auch  nach  erfolgter  zweckmässiger  Kompetenzvertei- 
lung zwischen  Gesamtstaat  und  Gliedstaaten,  bleiben  in  jedem 
Nationalitätenstaate  eine  Reihe  von  Fragen  noch  ungelöst,  von 
denen  die  Feststellung  der  Staatssprache  bzw.  Staatssprachen  und 
der  Schutz  der  nationalen  Minoritäten  die  wichtigsten  sind. 

Doch  haben  auch  diese  Fragen  dank  der  gesund-demokrati- 
schen Entwiklung  der  Schweiz  eine  positive  Lösung  gefunden. 
Freilich,  auch  hier  gab  es  Zeiten,  wo  verschiedene  konfessionelle 
und  nationale  Privilegien  in  den  aristokratisch  regierten  Kantonen 
hie  und  da  zu  den  verbittertsten  Bürgerkriegen  Anlass  gegeben 
haben.  Doch  machte  die  seit  1803  und  insbesondere  seit  1830 
rasch  fortschreitende  Demokratisierung  der  staatlichen  Institutionen 
diesen  Übelständen  ein  Ende. 

Auf  der  grundsätzlich  gleichen  Behandlung  aller  Staatsbürger 
basierend,  bestimmt  entsprechend  Art.  109  der  Bundesverfassung 
von   1848,  Art.    U6  des  B.  V.  vom  30  Mai  1874. 

„Die  drei  Hauptsprachen  der  Schweiz  —  die  deutsche,  franzö- 
sische und  italienische  sind  Nationalsprachen  des  Bundes"**). 

Das  Zusammenleben  von  nur  drei  Nationen  mit  weitverbrei- 
teten Kultursprachen,  von  denen  dabei  faktisch  nur  zwei  in  den 
meisten  Beziehungen  in  Betracht  kommen,  sowie  der    kleine    Um- 


*> 


*)  Vgl.  auch :  „Zur  Verständigung  über  die  Bundesrevision *. 
Zürich.     1871.  pp.  86-87. 

**)  Analog  bezeichnet  auch  Art.  23  der  belgischen  Verfassung 
vom  25  Februar  1831  als  die  gleichberechtigten  „langues  usites"  —  die  fran- 
zösische, vlämische  und  deutsche  Sprachen,  in  demselben  Sinn  bestimmt 
Artikel  30  der  luxemburgisch  en  Verfassung  von  9  Juli  1848.  „Der 
Gebrauch  der  deutschen  und  französischen  Sprache  steht  jedem  frei",  was 
auch  in  den  Verfassungen  von  1856  und  1868  beibehalten  wurde  (Vgl. 
Eyschen.  Das  Staatsrecht  d.  Grossh.-Luxemburg.  Freiburg)  i/P.  1890.  p. 
67—68. 
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fang  der  Eidgenossenschaft,  ermöglichen  die  Durchführung  der  völ- 
ligen Gleichberechtigung  der  Sprachen  und  machen  den  Mangel 
einer  Zentralsprache  nicht  so  fühlbar.  So  werden  in  beiden  Räten 
der  Bundesversammlung  (Nationalrat  und  Ständerat)  alle  drei  Spra- 
chen anerkannt.  (Doch  bedienen  sich  die  Italiener  in  der  Regel 
der  französischen  Sprache,  während  die  Rhätoromanen  deutsch 
sprechen)*).  Ebenso  müssen  gemäss  Art.  107  der  B.  V.  auch  im 
Bundesgericht  alle  drei  Sprachen  vertreten  sein.  Dabei  werden 
die  Urteile  in  allen  der  drei  Nationalsprachen  je  nach  der  Natio- 
nalität der  Parteien  ausgefertigt. 

Dasselbe  gilt  im  allgemeinen  auch  für  die  einzelnen  mehr- 
sprachigen Kantone.  So  werden  die  deutsche  und  die  französische 
Sprachen  anerkannt  in  den  Kantonen:  Bern  (Art.  17  der  Kanto- 
nalverfassung), (authentisch  die  deutsche),  Wallis  (Art.  20)  und 
Freiburg  (Art.  21),  (authentisch  —  französisch).  Im  Kanton  Grau- 
bünden sind  laut  Art.  46  der  Verfassung  von  2  Oct.  1892,  „die 
drei  Sprachen  des  Kantons  als  Landessprachen  gewährleistet". 

So  sehen  wir,  dass  während  in  den  meisten  europäischen 
Grossstaaten  analog  dem  alten  Grundsatze  „cujus  regio  illius  reli- 
gio" noch  heutzutage  die  Regel  gilt,  „cujus  regio  illius  lingua", 
kennt  die  Schweiz  diesen  Sprachenzwang  überhaupt  nicht.  „N'est-ce 
pas  un  phenomene  etonnant,  bemerkt  mit  Recht  Marsauche**),  de 
voir  l'etroite  union  que  regne  au  sein  de  la  Confederation  Suisse, 
bien  que  celle-ci  soit  formee  des  trois  nationalites:  francaise,  alle- 
mande  et  italienne,  de  voir  cette  union  se  confirmer,  malgre  tous 
les  obstacles  exterieurs  ou  interieurs?" 

Auch  in  dieser  Hinsicht  in  Bezug  auf  die  Regelung  der  Spra- 
chenverhältnisse könnte  Europa  —  insbesondere  ihre  Nationalitäten- 
staaten —  Vieles  hier  lernen. 

Wie  wird  nun  die  andere  Frage  —  die  der  nationalen  Minder- 
heiten   in    de    Schweiz    gelöst?      Zur    friedlichen     Lösung     dieses 


*)  Näheres  über  die  Sprachenfrage  in  der  Schweiz.  Th.  Curti.  Die 
Rechte  der  Sprachen  in  der  Schweiz,  in  der  Wiener  „Zeit"  Jahrg.  1897/98 
JVfe  164.  Ferner  Fischhoff.  a.  a.  O.  p.  21  ff.  n.  v.  Madeyski.  Die  deutsche 
Staatssprache  oder  Oesterreich  ein  deutscher  Staat.     Wien.  1881.  p.  60  ff. 

**)    L.  Marsauche.     La  Confederation  Helvetique.     Paris.     1891.  p.  303. 
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Problems  hat  hier  die  konsequente  und  breite  Ausbildung  der  lo- 
kalen Selbstverwaltung  geführt. 

Vergleichen  wir  die  Verwaltungsarten  der  modernen  Staaten, 
so  lassen  sich,  bekanntlich,  zwei  Systeme  gegenüberstellen;  1)  das 
büreaukratische,  das  dadurch  charakterisiert  ist,  dass  die  Regie- 
rungsbefugnisse von  oben  (Zentralstelle)  bis  unten  (Lokalstelle) 
gänzlich  von  der  verwaltenden  Büreaukratie  monopolisiert  ist; 
2)  das  System  der  Selbstregierung  (Selfgovernment),  bei  welchem 
der  Verwaltungsmechanismus  sich  von  unten,  von  der  autonomen, 
sich  selbst  verwaltenden  und  regierenden  Gemeinde  aufbaut.  Hier 
liegt  das  „ Regierungsimperium "  in  dem  Willen  der  Verwalteten 
selbst,  deren  Beschlüsse  von  einzelnen  gewählten  Beamten  durch- 
geführt werden.  Es  ist  der  Gegensatz  des  französischen  und  des 
englischen  Verwaltungsystems.  Während  das  Volk  in  Frankreich 
und  in  den  osteuropäischen  Staaten  noch  heutzutage  in  allen  seinen 
Lebenssphären  von  oben  herab  „regiert*  wird,  haben  die  Völker 
Englands  und  auch  der  Schweiz  diese  Vormundschaft  in  bedeuten- 
dem Maasse  von  sich  abgestreift. 

In  allmählicher  organischer  Entwicklung  hat  sich  in  der 
Schweiz  die  alte  germanische  Markgenossenschaft  zum  freien  Selbst- 
verwaltungskörper ausgebildet.  „Die  schweizerische  Gemeinde, 
sagt  Dubs**)  ist  eine  selbständige  Einheit,  welche  in  verschiedenen 
Beziehungen  nicht  nur  politisch,  sondern  auch  sozial  und  religiös 
ein  für  sich  bestehendes  Ganzes  bildet,  das  sich  dann  allerdings 
in  politischer  Beziehung  einen  grösseren  Ganzen  ein-und  unterord- 
net, ohne  indess  als  eine  blosse  Sektion  in  ihm  aufzugehen". 

Das  sich  selbst  regierende  Volk  gestaltet  sein  Dasein  frei 
nach  seinem  Ermessen  und  löst  selbst  am  zweckmässigsten  alle 
Aufgaben  seines  alltäglichen  Lebens,  sodass  der  Zentralregierung 
nur  die  wirklich  allgemeinen  Aufgaben  des  Gesamtvolkes  zufallen, 
die  über  das  Lokale  und  auch  Spezifisch-nationale  hinausgehen. 
Auf  diese  Weise  erhalten  auch  die  fremdsprachigen  Gemeinden 
wenigsten  die  rechtliche  Möglichkeit  im  fremdem  Sprachge- 
biete mehr  oder  weniger  ungestört  ihre  wichtigsten  wirtschaftli- 
chen, sozialen  und    geistigen  Bedürfnisse    nach  freiem  Willen    und 

*)  Dr.  J.  Dubs.  Die  schweizerische  Demokratie  in  ihrer  Entwicklung. 
Zürich  1868.  pag.  59. 
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mit  eigenen  Mitteln  zu  befriediegen,  umsomehr  dass  es  jedem 
Schweizerbürger  frei  steht  überall  —  auch  im  fremdsprachigen  Ge- 
biete —  in  Bundes-Amt  und  Behörde  sich  seiner  Sprache 
zu  bedienen. 

Sogar  als  Individuum  steht  dem  Schweizerbürger  (so  den 
Tessinern)  ein  Schutz  seiner  Nationalität  zur  Seite.  So,  z.  B.,  die 
sogen,  „attinenza",  die  fortbestehende  Verbindung  der  ausgewanderten 
Tessiner  mit  ihrem  Kanton  (bzw.  Gemeinde),  wenn  sie  die  Ge- 
meindesteuer (föcatico)  weiter  entrichten*).  Es  sind  dies  Ansätze 
des  „Personalitätsprinzips",  dessen  die  Schweiz  für  die  Regelung 
ihrer  nationalen  Verhältnisse  nicht  bedarf,  das  sich  aber  als  be- 
sonders fruchtbar  für  die  Lösung  des  Nationalitätenkampfes  in 
Oesterreich-Ungarn  erweisen  wird. 

So  kommen  wir  zum  Ergebnisse,  dass  die  Schweiz  ihre  Na- 
tionalitätenfrage in  positiver  und  musterhafter  Weise  gelöst  hat. 
Die  Nationen  haben  hier  ihr  freies  und  sicheres  Heim.  Deshalb 
entbehren  hier  die  pannationalistischen  Bestrebungen,  wie  die  der 
Alldeutschen  und  der  Anhänger  der  Italia  irredenta,  jeglicher  Be- 
rechtigung und  werden  auch  schwerlich  jemals  zu  irgend  welcher 
Bedeutung  hier  gelangen  können.  Ist  es  doch  gerade  „das  Be- 
wusstsein,  einen  in  vielen  Hinsichten  besseren  Staat  zu  bilden**), 
das  die  schweizerischen  Nationen  zu  einem  fest  gefügten  Ganzen 
vereinigt.  Und  wenn  als  Richtschnur  der  zukünftigen  Politik  der 
Eidgenossenschaft  „der  Uebergang  der  parlamentarisch-repräsentativen 
in  die  völlig  demokratische  Regierung"***),  bezeichnet  werden  kann, 
so  beweist  dies,  dass  die  Schweiz  sich  auf  richtigem  Wege  be- 
findet, um  auch  in  der  Zukunft  den  Natinalitätenkampf  nicht  auf- 
kommen zu  lassen. 

Allenfalls  wird  die  Schweiz  auch  fernerhin  wie  bisher  ihre 
Probleme  selbst  zu  lösen  wissen.       Es  bleibt  daher   nur  zu  hoffen 


*)  Siehe  J.  Schollenberger.  „Das  Bundesstaatsrecht  der  Schweiz". 
Berlin  1902.  p.  217.  Anm.  1. 

**)  Prof.  C.  Hilty  „Vorlesungen  über  die  Politik  der  Eidgenossen- 
schaft."    p.  28-29. 

***)  Prof.  C.  Hilty.  „Die  Politik  der  schweizer.  Eidgenossenschaft  etc." 
a.  a.  O.  pag.  221. 
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übrig,  das  die  machiavellistische  Machtpolitik  der  imperialistischen 
Grossstaaten  vor  dieser  Stätte  des  nationalen  Friedens  und  demo- 
kratischer Kulturentfaltung  Halt  machen  werde. 


Drittes  Kapitel. 

Das    Nationalitätenproblem    der    oesterrei- 
chisch-ungarischen   Monarchie. 

§  7.  Die    Sprachenverhältnisse    in   der  österreichisch-ungari- 
schen Monarchie. 

Gehen  wir  nun  zu  der  zweiten  Kategorie  von  Nationalitäten- 
staaten über,  zu  den  Staaten  des  Nationalitätenkampfes,  als  deren 
Hauptvertreter  das  Habsburgerreich  erscheint.  Es  muss  jedoch  hier 
gleich  bemerkt  werden,  dass  es  absolut  unzulässig  wäre,  die  für 
die  Schweiz  gezogenen  Schlüsse  schlechthin  auf  Oesterreich-Ungarn 
zu  übertragan  oder  umgekehrt,  die  Resultate,  zu  welchen  uns  die 
Behandlung  der  Donaumonarchie  führen  wird,  auf  die  Schweiz 
beziehen  zu  wollen,  —  denn  wir  haben  hier,  wie  gesagt, 
mit  zwei    grundverschiedenen  Staatswesen  und  Problemen    zu  tun. 

Während  wir  in  der  Schweiz  die  faktischen  Machtsphären 
der  verschiedenen  Nationen  im  Grossen  und  Ganzen  als  abgegrenzt 
bezeichnen  können,  ist  das  in  Oesterreich-Ungarn  lange  nicht  in 
demselben  Maase  der  Fall.  Dazu  kommt  noch  eine  Reihe  von 
äussert  ungünstigen  historischen  Bedingungen,  die  mehrere  Natio- 
nen ohne  Rücksicht  auf  ihre  Siedlungsgebiete,  oft  zwangsweise  in 
den  sogen,  „historischen  Kronländern"  bis  heute  noch  zusammen- 
gepfercht halten.  Es  tritt  noch  als  wichtiges  Unterscheidungs- 
moment die  äusserste  Ungleicheit  der  inneren  sozial-ökonomischen 
Struktur  der  österreichisch-ungarischen  Nationen  und  der  damit  eng 
verbundenen  Verschiedenheit  ihrer  Finanzkraft  hinzu.  Wir  finden 
hier  sämtliche  Wirtschaftsformen  und  Stufen  vertreten,  von  der 
industriell-hochentwickelten  und  wohlhabenden  deutschen  Nation, 
die  zu  51,7%    in    Industrie,    Handel    und    Verkehr    beschäftigt  ist, 
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bis  hinab  zu  den  fast  ausschliesslich  landwirtschaftlichen  und  ver- 
hältnissmässig  armen  Ruthenen,  die  zu  93,3%  in  Land-  und  Forst- 
wirtschaft und  nur  zu  4,2%  in  der  Industrie  beschäftigt  sind.  Es 
ist  klar,  dass  dieser  Umstand,  —  zu  dem  sich  noch  die  bedeutenden 
Verschiedenheiten  der  religiösen  Bekenntnisse  gesellen,  —  nicht  wenig 
zur  Verschärfung  der  nationalen  Gegensätze  beitragen  muss.  Aber 
schon  der  Umstand  allein,  dass  in  der  Monarchie  mehr  als  10 
Nationen  zusammenleben,  macht  uns  die  Grundverschiedenheit  der 
österreichisch-ungarischen  Nationalitätenfrage  von  der  schweizeri- 
schen klar,  denn  von  einer  Anerkennung  aller  zehn  Sprachen  der 
Monarchie  als  Nationalsprachen  des  Staates,  als  „Zentralsprachen" 
im  Amt  und  in  den  Behörden,  kann  selbstverständlich  nicht  die 
Rede  sein. 

Hieraus  ist  es  zu  erklären,  warum  die  konsequente  Durch- 
führung der  Grundsätze  der  Demokratie  allein  hier  nicht  im  Stande 
ist,  die  Nationalitätenfrage  in  derselben  gewissermassen  automati- 
schen Weise  zu  lösen,  wie  es  in  der  Schweiz  geschehen  ist. 

Um  nun  das  österreichisch-ungarische  Problem  in  seiner  kon- 
kreten Kompliziertheit  zu  erfassen,  werden  wir  auch  hier  in  erster 
Linie  den  realen  Machtverhältnissen  und  der  numerischen  Stärke 
der  Nationen  der  Donaumonarchie  eine  allgemeine  und  kurze 
Betrachtung  widmen.  Alsdann  werden  wir  das  Verhältnis  des  posi- 
tiven Staatsrechts  und  der  Verwaltungsorganisation  der  Monarchie 
zu  den  Nationen  einer  kritischen  Prüfung  unterziehen,  um  schliess- 
lich aus  dieser  Kritik  die  Postulate  einer  möglichen  Lösung  der 
Frage  ableiten  zu  können. 

Ein  Blick  auf  die  Sprachenkarte  des  Habsburgerreiches  genügt, 
sich  die  Schwierigkeit  und  Kompliziertheit  der  Aufgabe  zu  ver- 
gegenwärtigen. Welch'  buntes  Farbenspiel  bieten  die  etwa  zwanzig 
Königreiche  und  Länder,  von  denen  die  meisten  ihrerseits  ver- 
schiedensprachige Gebiete  umfassen!  Mehr  als  zehn  Nationen 
hat  die  Geschichte  hier  zu  einem  Staatswesen  vereinigt. 

Über  die  numerischen  Verhältnisse  sowie  Entwicklungstendenzen 
dieser  Nationen  im  Zeitraum  von  1880  bis  1900  geben  uns  die 
folgenden  Tabellen  Aufschluss,  die  wir  auf  Grund  der  statistischen 
Daten  der  oesterreichischen  „Statistischen  Monatsschrift"  und  der 
„Ungarischen    statistischen    Mitteilungen"    zusammengestellt   haben. 
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Oester  reich. 


Umgangs- 

Insgesamt. 

In  Perzenten. 

sprache. 

1880 

18S0 

1900 

1880 

1890 

1900 

Deutsch 

8.008,864 

8.461,580  9.170,939 

36,75 

36,05 

35,78 

Tschechisch 

5.180,908 

5.472,871 

5.955,397 

23,77 

23,32 

23,23 

Polnisch 

3.238,534  3.719,232  4.259,152 

14,86 

15,84 

16,62 

Ruthenisch 

2.792,667 

3.105,221 

3.375,576 

12,80 

13,22 

13,17 

Slovenisch 

1.140,304 

1.176,672 

1.192,780 

5,23,'     5,01 

4,65 

Serbo-Croatisch 

563,015 

644,926 

711,380 

2,59 

2,75 

2,77 

Italieniscl-iadiniscii 

668,653 

675,305 

727,102 

3,07 

2,88 

2,84 

Rumänisch 

190,799 

209,110 

230,963 

0,88 

0,89 

0,90 

Magyarisch*) 

9,887 

8,139|         9,516 

0,05 

0,04 

0,04 

Ganz  Österreich 

21.794,231 

23.473,056 

25.632,805 

100,00 

100,00 

100,00 

Ungarn. 


Magyarisch 

6.545,487 

7.426,730 

8.742,301 

41,4 

42,8 

45,4 

Deutsch 

1.953,911 

2.107,577 

2.135,181 

12,6 

12,2 

ll'O 

Slovakisch 

1.864,529'  1.910,279 

2.019,641 

12,0 

11,0 

10,5 

Ruthenisch 

356,062 

383,392 

429,447 

2,2 

2,2 

2,2 

Rumänisch 

2.405,085 

2.591,905  2.799,479 

15,5 

14,9 

14,6 

Serbo-Croatisch 

2.352,339 

2.611,264 

2.730,749 

15,1 

15,1 

14,2 

Sonstige 

179,138 

223,572 

397,761 

1,2 

1,8 

2,1 

Ganz  Ungarn 

15.556,551 

17.254,719 

19.194,559 

100.0 

100,0 

100,0 

Oesterreicü-üngarn 

37.350,782 

40.727,775 

44.827,364 

*)     Nur  in  der  Bukowina. 
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Über  die  prozentuale  Verteilung    der    Nationalitäten    in    den 

verschiedenen  Königreichen  und  Kronländern  der  Monarchie  geben 

folgende  Tabellen,    die  sich  auf    das    Jahr    1900    beziehen,    einen 
annähernden  Begriff. 


Oesterreich. 


Länder 

J3 
© 
OD 

0 
© 

Q 

o 

02 

•  pH 

pC 
O 
© 

ja 
o 
m 

x\ 
o 

OD 

d 

i—« 

o 

© 

m 

'S 
© 

-t-a 

© 

00 

'S 
© 
> 
o 

t— 1 

c3 
O 
U 

o 

1 

o 

© 
m 

o 

00 

'S 

S 

03 

J3 
© 
ED 

•rH 

G 
© 
i— i 

ea 

-** 

t— 1 

XI 

© 

CO 

cä 

•  »—1 

b0 
e3 

Salzburg 

100  j  — 

Ober-Oesterreich 

"1     i 

Nieder-Oesterreich 

95 

5 

-      ~ 

Krain 

6 

— 

— 

— 

94 

— 

— 

— 



Dalmatien 

— 

— 

__ 

_ 

— 

97 

2 



Bosnien  u.  Herzegowina 

— 

— 

— 

— 

— 

97 

— 

— 



Steiermark 

69 

— 

— 

— 

3! 

"~ 

— 

— 



Kärnten 

75 

— 

— 

25 

— 

— 



Küstenland 

3 

— 

~~  1  "" 

30 

20 

47 

— 



Tirol  u.  Vorarlberg 

60 

— 

— 

— 

— 

— 

40 

— 



Böhmen 

37 

63 

-|  - 

Mähren 

28 

71 

Schlesien 

45 

22 
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Galizien 

3 

— 

55 

42 

— 

— 

-1 

__ 

Bukowina 

22 

— 

4 

41 

— 

— 

— 

32 

1 

33 


Ungarn  *). 


Länder 

Magyarisch. 

Deutsch. 
Slovakisch. 

o 

03 

Ö 

B 

O 
U 

■7 
o 

CD 

QQ 

o 
da 

'3 

o 
M 

Ungarn 

51 

12        12 

17 

— 

3 

Kroatien 

3 

6    |    - 

— 

87 

— 

Zusammen 

45         11   1    11 

15 

14 

2 

Aus  unseren  Tabellen  ist  leicht  zu  ersehen,  dass  nur  wenige 
der  heutigen  Administrativgebiete  des  Donaureiches  national 
mehr  oder  weniger  homogen  sind**).  Eine  fast  ausschliesslich 
deutsche  Bevölkerung  haben  —  Salzburg,  Ober-  und  Nieder-Oester- 
reich;  eine  vorwiegend  slovenische  —  Krain;  eine  serbokroa- 
tische —  Dalmatien  und  die  jüngst  annektierten  Bosnien  und  Her- 
zegowina. Die  anderen  Gebiete  Oesterreichs  sind  mehr  oder  weniger 
stark  gemischtsprachig. 

Im  eigentlichen  Ungarn  finden  wir  neben  den  Magyaren,  die 
ungefähr  eine  Hälfte  der  Bevölkerung  ausmachen,  eine  bedeutende 
Anzahl  von  Rumänen,  die  fast  ausschliesslich  in  Siebenbürgen 
konzentriert  sind,  sowie  Deutsche  und  Slovaken.  In  Kroatien  da- 
gegen bilden  die  Serbo-Kroaten  die  überwiegende  Mehrheit. 

Was  die  Entwicklungstendenzen  betrifft,  so  gilt  für  das  gegen- 
seitige Zahlenverhältnis  der  Nationalitäten  der  Gesamtmonarchie 
im  Grossen  und  Ganzen  dasselbe,  was  Prof.  Rauchberg  in  Bezug 
auf  Böhmen  festgestellt  hat.  Er  kommt  nämlich  zum  Ergebnisse, 
dass  „das  Zahlenverhältnis  der  beiden  Nationalitäten  im  Lande 
(Deutsche    und    Tschechen)    sich    in    den    letzten    zwanzig   Jahren 


*)  Die  Ziffern  für  Ungarn  werden  von  den  meisten  Kennern  der 
örtlichen  Verhältnisse  als  stark  zu  Gunsten  des  Magyarentums  verschoben 
bezeichnet. 

**)  Ausführlich  sind  die  Sprachenverhältnisse  in  üesterreich  behan- 
delt bei  Prof.  H.  Rauchberg:  „Die  Bevölkerung  Oesterreichs  auf  Grund  der 
Ergebnisse  der  Volkszählung  von  31.  Dezember  1890".  Wien  1895.  pag. 
205—219. 
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(1880 — 1900)  kaum  .  .  .  verschoben  hat;  beide  Volksstämme  haben 
sich  in  gleicher  Weise  behauptet  und  entwickelt.  .  .  .  Man  vergleiche 
meine  Karte  für  1900  mit  der  Langhans'schen  *)  für  1890  und 
man  wird  sehen,  wie  geringfügig  die  Abweichungen  der  Farbentöne 
sind"  "**).  Dies  berechtigt  uns  den  Schluss  zu  ziehen,  dass  die 
Entwicklungstendenzen  auch  hier  keineswegs  zur  chaotischen  Zu- 
sammenmischung der  Nationalitäten  führt,  wie  dies  vielfach  ange- 
nommen wird.  — 

Bisher  haben  wir  die  Verteilung  der  Nationalitäten  mit  Rück- 
sicht auf  die  gegenwärtige  administrative  Einteilung  der  Monarchie 
festzustellen  gesucht.  Wenn  wir  nun  von  den  traditionellen  Kron- 
landsgrenzen  absehen,  so  kommen  wir  sehr  bald  zur  Ueberzeugung, 
dass  die  Meinung,  es  sei  absolut  unmöglich,  die  Machtsphären  der 
österreichisch-ungarischen  Nationalitäten  abzugrenzen,  ganz  unbe- 
gründet ist. 

Nehmen  wir  beispielsweise  Böhmen,  den  Mittelpunkt  des  Na- 
tionalitätenstreites, so  finden  wir,  dass  „rein  tschechisches  Gebiet 
in  der  Regel  an  rein  deutsches  Gebiet  stösst,  ohne  dass  ein  Streifen 
von  Wohnplätzen  mit  erheblichen  nationalen  Minderheiten  den 
Uebergang  bildete.  Die  Sprachgrenze  bildet  eine  zumeist  unge- 
brochene Linie"  ***).  Die  Siedlungsgebiete  beider  Nationen  sind 
also  scharf  gesondert,  nur  historisch-traditionelle  und  administrativ- 
büreaukratische  Rücksichten  schufen  aus  national-einheitlichen  ge- 
mischtsprachige Gebiete. 

So  ist  die  Mehrzahl  derjenigen  Gemeinden,  die  jetzt  als  ge- 
mischtsprachig gelten,  „nur  durch  die  Zusammenlegung  von  rein 
deutschen  und  rein  tschechischen  Ortschaften  gemischt  worden  ***•■). 

Daraus  folgert  mit  Recht  Langhans,  dass  die  Möglichkeit, 
„eine  nationale  Abgrenzung  der  Bezirke  herbeizuführen,  bedeutend 
gesteigert  würde  durch  die  Zerlegung  einer  Reihe  von  gemischten 
Gemeinden  in  ihre  einzelnen  verschiedensprachlichen  Bestandteile." 


*)    Petermann's  Geographische  Mitteilungen  45.  Band.    1899. 
**)    Prof.  H.    Raucbberg.     „Der    nationale    Besitzstand    in    Böhmen", 
3  Bde.    Leipzig  1905.    Bd.  I,  pag.  57. 

***)    Rauchberg.    Der  nat.  Besitzstand  in  Böhmen.    Bd.  I,  pag.  52. 
****)    Langhans.    „Die    deutsch  -  tschechische    Sprachgrenze    in    Nord- 
Böhmen".    Petermann's  Mitteilungen.    Gotha  1899,  pag.  165. 
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Zu  ähnlichen  Resultaten  kommt  Pfaundler ::)  in  Bezug  auf 
Steiermark:  „Die  eigentümliche  Gestalt  der  steirischen  Sprach- 
grenze lässt  eine  ziemlich  reinliche  Scheidung  der  nationalen 
Gebiete  zu."  Während  in  der  Gegenwart  hier,  wie  überall  in  der 
Monarchie,  der  nationale  Kampf  wütet,  gestattet,  ja  begünstigt,  nach 
Pfaundler's  Meinung,  die  Sprachgrenze  das  friedliche  Nebeneinander- 
leben der  Nationen.  —  Mehr  oder  weniger  ähnlich  sind  die  Sprachen- 
verhältnisse auch  in  den  übrigen  Kronländern,  wie  es  für  Kärnten  — 
Wutte  **),  für  Südtirol  —  Rohmederj**--),  für  Tirol  und  Vorarlberg  — 
Pfaundler  f)  dargetan  haben  ff). 

Ueberblicken  wir  das  gesamte  Gebiet  Oesterreichs,  so  finden 
wir,  dass  von  den  Angehörigen  deutscher  Zunge  im  Ganzen  nur  4,5 °/o 
in  fremdsprachigen  Bezirken  wohnen;  von  jenen  der  italienischen 
Sprache  3,2°/o,  der  tschechischen  —  2°/o  und  aller  übrigen  Sprachen 
nicht  einmal  1  °/o.  Was  diese  nationale  Minoritäten  betrifft,  so 
wird  auch  hier,  wie  in  der  Schweiz,  oft  ihre  Aufsaugung  und  Assi- 
milierung mit  der  nationalen  Umgebung  konstatiert.  So  z.  B. 
Rauchberg  in  seinem  Werke  über  „Die  Bevölkerung  Oester- 
reichs etc."  (pag.  211).  Insbesondere  gilt  das  für  die  tschechischen 
Minderheiten  im  deutschen  Sprachgebiete.  „Von  151,370  aus  den 
tschechischen  Landesteilen  stammenden  Personen,  die  bei  der 
letzten  Zählung  in  rein  deutschen  Bezirken  angetroffen  wurden, 
haben  56,481  oder  63°/o  zur  deutschen  Sprache  sich  bekannt,  nur 
37°/o  sind  bei  der  tschechischen  Sprache  verblieben"  +++).  Das- 
selbe   gilt    gewissermassen    auch    für    die  deutschen  Minoritäten  in 


*)  Dr.  Pfaundler.  Die  Grundlagen  der  nationalen  Bevölkerungs- 
entwicklung in  Steiermark,  in  den  „Statistischen  Monatsschriften",  neue 
Folge,  XII.  Bd.   1907,  pag.  576  ff.  und  XI.  Bd.  1906,  pag.  409. 

**)  Dr.  M.  Wutte.  Die  sprachlichen  Verhältnisse  in  Kärnten  auf 
Grundlage  der  Volkszählung  von  1900  und  ihre  Veränderungen  im  19.  Jahr- 
hundert.   Carinthia  1906,  pag.  155  ff. 

***)  Rohmeder.  Das  deutsche  Volkstum  und  die  deutschen  Schulen 
in  Südtirol.    Wien  1898. 

f)  Dr.  R.  Pfaundler.  Die  deutsch  -  romanische  Sprachengrenze  in 
Tirol  und  Vorarlberg.     „Deutsche  Erde"  1908,  pag.  2  ff. 

ff)  Eine  kurze  Uebersicht  aller  dieser  Gebiete  giebt  ferner  Rauch  - 
berg.  Die  Bedeutung  der  Deutschen  in  Oesterreich.  „Neue  Zeit-  und  Streit- 
fragen" Nr.  5.    Dresden   1908. 

ftf)    Prof.  Rauchberg,  a.  a.  O.  pag.  13. 

3* 
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tschechischem  Sprachgebiete.  Diese  Absorbierungstendenz  konsta- 
tierte bereits  Fr.  Neumann  in  Bezug  auf  die  polnischen  Minder- 
heiten —  bei  allgemeinem  Gleichbleiben  der  Verhältniszahlen  der 
einzelnen  Nationen:  „Die  Polen  dringen  da  vor,  wo  sie  an 
sich  schon  stark  überwiegen;  aber  sie  erliegen,  wo  sie  in  kleinen 
Minderheiten  vorhanden  sind"*). 

Allerdings  gibt  es,  wie  wir  später  noch  sehen  werden,  eine 
Kategorie  —  und  sie  wird  immer  bedeutender  in  quantitativer  und 
qualitativer  Beziehung  —  von  nationalen  Minderheiten,  die  sich 
nicht  assimilieren. 

Jedenfalls  ist  aus  dem  bisher  Gesagten  zu  ersehen,  dass  der 
weitaus  grösste  Teil  —  mehr  als  °/10  —  der  österreichischen  Be- 
völkerung zweifellos  in  nationaler  Beziehung  territorial  abgegrenzt 
werden  kann,  was  im  allgemeinen  auch  für  Ungarn  gilt. 

So  weit  von  den  tatsächlichen  Sprachenverhältnissen  und  den 
realen  Machtsphären  der  zahlreichen  Nationen  des  Habsburger- 
reiches. 

§  8.    Das  Reich  und  die  Nationen  in  Vergangenheit  und 

Gegenwart. 

Wie  hat  sich  nun  die  historische  Entwicklung  dieses  viel- 
sprachigen Reiches  in  Bezug  auf  seine  nationalen  Verhältnisse  ge- 
staltet? Ist  es  war,  wie  oft  behauptet  wird,  dass  das  Reich  nichts 
anderes  ist,  als  ein  Produkt  historischer  Zufälligkeiten  und  dynasti- 
scher Vereinigungen? 

Bei  näherer  geschichtlicher  Betrachtung  ergibt  sich  die  Ober- 
flächlichkeit dieser  Behauptung.  —  Wie  verschiedenartig  die  histo- 
rischen Schicksale  der  heutigen  Bestandteile  der  Monarchie  auch 
sein  mögen  —  verbindet  sie  doch  alle  seit  Jahrhunderten  ein  mäch- 
tiger politischer  Gedanke,  der  sich  wie  ein  roter  Faden  durch  ihre 
ganze  Geschichte  zieht  und  die  dauernd-historische  raison  d'etre 
des  Reiches  ausmacht..  Dieser  Gedanke  ist  —  die  Vermitt- 
lung zwischen  dem  kulturellen  Occident  und 
dem  halbzivilisierten  Orient   und    die  Schaffung 


*)  Fr.  J.  Neumann.  Polonisierung  oder  Germanisierung?  in  Con- 
rad' sy„  Jahrbuch  er  für  Nationalökonomie  und  Statistik"  1883,  ferner  „Volk 
und  Nation".    Leipzig  1888,  pag.  80-82. 
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menschenwürdiger  politischer  Daseinsbedin- 
gungen auf  diesem  p  o  1  y  e  t  h  n  i  s  c  h  e  n  Grenzge- 
biete. Das  bildet  die  historische  Reichsidee  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie*).  Hat  sie  die  erste  Hälfte  dieser  histori- 
schen „Mission"  mit  mehr  oder  weniger  gutem  Erfolg  erfüllt,  so 
kann  dies  vorläufig  von  der  zweiten  Hälfte  nicht  gesagt  werden. 
Dies  bildet  nun  ihre  nächste  Aufgabe,  denn  nur  das  einheitliche 
Reich  ist  im  Stande  dem  verderblichen  nationalen  Hader  ein  Ende 
zu  machen  und  jeder  der  Nationen,  die  allein  unmöglich  politisch 
selbständig  fortbestehen  können,  die  Möglichkeit  freier  Entwicklung 
zu  gewähren. 

„Eingekeilt  zwischen  den  zwei  grössten  Nationen  Europas, 
zwischen  Deutschtum  und  Russentum,  können  die  kleinen  im  Reiche 
der  Habsburger  lebenden  Völker  überhaupt  nur  in  einem  festge- 
fügten Bunde  ihre  Sicherheit  nach  aussen,  ihre  Freiheit  im  Innern 
behaupten"**).  Und  wenn  Lassalle  im  Jahre  1859  in  seiner 
Schrift  über  den  „italienischen  Krieg"  noch  behaupten  konnte: 
„Oesterreich  ist  ein  reaktionäres  Prinzip",  so  gilt  das  für  das 
heutige  Oesterreich  —  und  insbesondere  für  das  Gross-Oesterreich  der 
Zukunft  —  in  keiner  Weise  mehr. 

Die  grossösterreichische  Reichsidee  hat  verschiedene  Entwick- 
lungsstufen durchgemacht.  —  Seit  Beginn  seiner  Existenz  (1526), 
die  ganze  Periode  des  zentralistischen  Absolutismus  hindurch,  also 
bis  zum  Beginn  des  XIX.  Jahrhunderts,  trägt  das  Reich  einen  aus- 
gesprochenen deutschen  Charakter.  Das  höhere  kulturelle  Leben 
und  demgemäss  auch  die  staatliche  Leitung  befinden  sich  fast  aus- 
schliesslich in  den  Händen  der  Deutschen.  Die  Mehrzahl  der 
anderen    Nationen    des    Reiches    waren  noch  in  tiefem  historischen 


*)  Näheres  über  die  Entwicklung  dieser  Reichsidee  siehe  a)  Für  den 
Zeitraum  1526 — 1867:  Biedermann.  Geschichte  der  österreichischen  Ge- 
samtstaatsidee. Innsbruck  1867—89.  b)  Von  1867  bis  zur  Gegenwart: 
Prof.  F.  Tezner.  Der  österreichische  Kaisertitel,  das  ungarische  Staatsrecht 
und  die  ungarische  Publizistik.  Wien  1899,  und  desselben  Autors  „Die 
Wandlungen  der  österreichisch- ungarischen  Reichsidee.  Wien  1905.  Ferner 
A.  Popovici.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Gross-Oesterreich.  Leipzig  1906 
und  insbesondere  R.  Springer.  „Grundlagen  und  Entwicklungsziele  der 
öster.-ungar.  Monarchie".    Wien  und  Leipzig  1906.    Franz  Deuticke. 

**)    Popovici,  a.  a.  O.  pag.  378. 


—     38     — 

Schlafe  versunken.  Aber  auch  in  der  ersten  Hälfte  des  XIX.  Jahr- 
hunderts kommen  die  allmählich  erwachenden  Nationen  noch  nicht 
zum  Worte.  Es  ist  die  unglückselige  Zeit  der  berüchtigten  Metter- 
nichschen  „Weltordnung'  (1815—1848),  welche  alles  negiert  — 
„das  Bürgertum,  die  Nationen,  die  nationalen  Literaturen,  jede 
positive  Mission  gegen  Osten  und  Westen"*). 

Erst  die  konstitutionell  -  demokratische  Revolutionsbewegung 
von  1848  eröffnete  auch  den  anderen  Nationen  des  Reiches  den 
Weg  zur  aktiven  Teilnahme  an  der  Gestaltung  ihres  historischen 
Schicksals.  Mehr  als  für  irgend  einen  anderen  Staat  bedeutet  diese 
Periode  für  Oesterreich-  Ungarn  nicht  nur  eine  politische  und  soziale, 
sondern  auch  und  in  erster  Linie  eine  nationale  Revolution,  denn 
sie  brachte  den  Nationen  —  ihre  Anerkennung  als  wichtiger  staats- 
rechtlicher Faktoren,  —  wenn  vorläufig  auch  nur  prinzipiell. 

Schon  die  erste  Verfassung  Oesterreichs  vom  26.  April  1848 
„proklamierte"  „die  Unverletzlichkeit  der  Nationalität  und  Sprache", 
die  in  §  5  der  oktroyierten  Märzverfassung  1849  aufgenommen 
und  ausgeführt  wird:  „Alle  Volksstämme  sind  gleichberechtigt 
und  jeder  Volksstamm  hat  ein  unverletzliches  Recht  auf  Wahrung 
und  Pflege  seiner  Nationalität  und  Sprache."  In  der  noch  gelten- 
den Dezember-Verfassung  1867  wird  dieses  „Recht"  in  Art.  XIX 
konkretisiert,  indem  „die  Gleichberechtigung  aller  landesüblichen 
Sprachen  in  Schule,  Amt  und  öffentlichem  Leben"  vom  Staate  an- 
erkannt wird.  Bemerkenswert  ist  ferner  folgende  Bestimmung  des- 
selben Artikels:  „In  den  Ländern,  in  welchen  mehrere  Volks- 
stämme wohnen,  sollen  die  öffentlichen  Unterrichtsanstalten  derart 
eingerichtet  sein,  dass  ohne  Anwendung  eines  Zwanges  zur  Er- 
lernung einer  zweiten  Landessprache  jeder  dieser  Volksstämme 
[im  ersten  Entwurf  hiess  es:  „auch  die  Volksstämme,  welche  in 
der  Minderheit  sind"],  die  erforderlichen  Mittel  zur  Ausbildung  in 
seiner  Sprache  erhält."  Wir  wollen  vorläufig  auf  die  Prüfung 
dieser  Bestimmungen  nicht  näher  eingehen.  Es  sei  hier  nur  be- 
merkt, dass  trotz  aller  dieser  Verheissungen  der  Verfassungen  noch 
bis  zur  letzten  Zeit  tatsächlich  das  Bestreben  fortbestehen  blieb, 
die  staatlich-politische  Vorherrschaft    der    Deutschen  wie  bisher  zu 


*)    R.  Springer.    Grundlagen  etc.,  pag.  23. 
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bewahren.  Die  Schmerling'schen  Bestrebungen  sind  noch  direkt 
darauf  gerichtet,  „das  Land  als  deutsch  .  .  .  erscheinen  zu 
lassen"  *).  Nur  den  Magyaren  werden  die  weitgehendsten  nationalen 
Rechte  eingeräumt 

Was  des  Näheren  das  Verhältnis  zwischen  Oesterreich  und 
Ungarn  betrifft,  so  war  letzteres  stets,  allen  anderen  Kronländern 
und  Königreichen  gleich,  ein  Bestandteil  der  Gesamtmonarchie, 
wenn  auch  mit  grösserer  innerer  Selbständigkeit,  als  die  anderen. 
Dies  hindert  freilich  die  Magyaren  nicht  vom  „tausendjährigen 
unabhängigen  Verfassungsstaat"  Ungarn  zu  sprechen. 

Die  staatsrechtliche  Einheit  des  Reiches  wird  bereits  in  der 
„pragmatischen  Sanktion"  vom  Jahre  1723  verkündet,  indem  sie 
die  Monarchie  als  „unio  et  mutua  cointelligentia"  bezeichnet.  Das 
Grundgesetz  vom  11.  August  1804  kennt  ebenfalls  noch  nicht  die 
Doppelbezeichnung  „Oesterreich-Ungarn",  sondern  das  „erbliche 
Kaisertum  Oesterreich".  Auch  der  Art.  38  des  Gesetzes  vom 
Jahre  1827  bezeichnet  die  Gesamtheit  der  Länder  am  Donau  (ein- 
schliesslich Ungarn)  als  „Monarchia  Austriaca".  Die  staatliche  Son- 
derexistenz Ungarns  datiert  erst  vom  Jahre  1867,  als  Oesterreich 
ihm  freiwillig  die  östliche  Hälfte  der  Monarchie  abgetreten  hat**). 

Wie  kam  es  nun  dazu,  dass  das  Reich  den  Magyaren  eine 
so  weitgehende  politische  Machtfülle  eingeräumt  hat?  Die  Er- 
klärung liegt  in  der  eigenartigen  Politik  der  Magyaren  dem  Reiche 
gegenüber,  die  stets  darauf  gerichtet  war,  alle  Nationen  Ungarns 
gegen  Wien  aufzuhetzen.  „Selbst  Militaristen  bis  auf  die  Knochen, 
charakterisiert  diese  Politik  zutreffend  R.  Springer  ***),  kämpfen 
sie  gegen  den  Wiener  Militarismus  .  .  .,  selbst  rücksichtslose 
Büreaukraten  .  .  .,  kämpfen  sie  gegen  die  Wiener  „  „  Büreaukraten- 
Kamarilla""    im    Namen    der    „„Selbstbestimmung   der  Nationen"*. 

Diese  Politik  macht  uns  die  innere  Triebfeder  und  den  Sinn 
des  Beust-Deak'schen  Ausgleiches  von  1867  verständlich:  Das 
ganze  Reich  soll  zwischen  den  zwei  Hauptnationen,  den  Deutschen 

*)    Springer,  a.  a.  0.  pag.  28. 

**)  Näheres  über  das  Verhältnis  Ungarns  zu  Oesterreich  in  der  Ver- 
gangenheit. Siehe  z.  B.  L.  Eisenmann  „Le  compromis  Austro-Hongrois". 
Paris  1904,  pag.  29—48. 

***)    a.  a.  O.  pag.  40—41. 
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und  Magyaren,  „verteilt"  werden,  damit  jede  von  ihnen  unbe- 
schränkt über  die  anderen  Nationen  „ihrer"  Hälfte  —  in  Zis-  und 
Transleithanien,  schalten  und  walten  könne.  Um  sich  aber  diese 
Aufgabe  zu  erleichtern,  gewährt  eine  jede  von  ihnen  in  ihrer  Hälfte 
der  nächst  starken  Nation  mehr  oder  weniger  weitgehende  auto- 
nome Rechte,  um  sie  gewissermassen  abzufinden.  So  die  Deut- 
schen in  Oesterreich  —  den  Polen  (Sprachenverordnung  von  1869), 
die  Magyaren  in  Ungarn  —  den  Kroaten  (Ausgleich  von  1868). 
Alle  anderen  Nationen  wurden  als  Beute  zur  Entnationalisierung 
bestimmt  und   „gerecht"   zwischen  den  Paziszenten  verteilt. 

Allein  alle  diese  Erwartungen  und  Hoffnungen  sind  unerfüllt 
geblieben. 

„Le  temps  est  passe,  bemerkt  mit  Recht  Auerbach*),  oü  les 
masses  humaines,  inconscientes  et  plastiques,  se  laissaient  petrir 
et  mouler  sous  la  main  de  despotes.  ...  La  Hongrie  est  un 
organisme  de  meme  complexion  que  l'Autriche,  minee  par  les 
nationalites  hostiles  comme  par  autant  de  dissolvants."  Was  man 
durch  den  Dualismus  erreicht  hat,  ist  die  Verdoppelung  des  Nationali- 
tätenstaates und  somit  die  Verschärfung  und  Vervielfältigung  des  Na- 
tionalitätenkampfes. Die  40  Jahre  seit  dem  Ausgleiche  1867  sind  von 
erbittertsten  Kämpfen  in  Oesterreich  und  Ungarn  erfüllt,  von  Kämpfen, 
die  das  Reich  an  den  Abgrund  der  Auflösung  geführt  haben.  An 
Stelle  der  zentripetalen  Anziehungskraft  der  Reichsidee  traten  die 
zahlreichen  zentrifugal-separatistischen  Bestrebungen. 

Sofern  aber  die  Nationen  das  Reich  anerkennen,  strebt  eine 
jede  von  ihnen  einen  bestimmenden  Einfluss  auf  den  Staat  zu 
erlangen,  um  ihre  nationalen  Forderungen  frei  zur  Geltung  zu 
bringen.  So  entbrennt  notwendigerweise  ein  Kampf  der  Nationen 
um  die  staatliche  Gewalt.  Jede  der  zahlreichen  Nationen  ist  viel 
zu  schwach,  ihre  Bestrebungen  gegen  den  Willen  aller  anderen  zu 
verwirklichen.  Doch  ist  eine  jede  von  ihnen  stark  genug,  die 
Durchführung  der  Forderungen  aller  übrigen  Nationen  zu  verhin- 
dern. Die  deutsche  Obstruktion  stürzte  das  Ministerium  Badeni, 
die  tschechische  —  das  Ministerium  Körber.  Dieses  politische 
Chaos  ist  in  der  Tat  „die  negative  nationale  Autonomie",    wie  sie 


*)    B.  Auerbach.    Les    races    et  les  nationalites  en  Autriche-Hongrie. 
Paris  1898,  pag.  331 --333. 
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Otto  Bauer  nannte.  Die  Obstruktion  als  Methode  muss  notwendi- 
gerweise die  wichtigste  Grundlage  des  Parlamentarismus  —  das 
Prinzip  der  Majorität  —  untergraben.  .Was  die  einen  unter  der 
Drohung  der  Obstruktion  fordern,  verweigern  die  anderen,  gleich- 
falls mit  der  Obstruktion  drohend"  *).  Kein  Mittel  wird  in  diesem 
Kampfe  unbenutzt  gelassen,  Kleinlichkeiten,  bedeutungslose  Lap- 
palien, die  in  einem  anderen  Staate  keinen  Augenblick  die  Auf- 
merksamkeit der  Oeffentlichkeit  auf  sich  gelenkt  hätten,  werden 
hier  fortgesetzt  zu  „Staatsangelegenheiten"  aufgebauscht,  wie  z.B. 
der  Kampf  um  „nationale"  Strassentafeln  usw.  —  Zu  welch'  einem 
Zustande  dieser  kleinliche,  aber  umso  verderblichere  nationale 
Hader  die  Gesamtmonarchie  geführt  hat,  ist  allbekannt.  „Jede 
Nation  machtlos,  weil  die  anderen  Völker  nicht  dulden,  dass  der 
Staat  ihren  Willen  erfülle;  alle  Klassen  machtlos,  weil  der  Kampf 
der  Nationen  untereinander  ihre  Macht  bricht;  die  politische  Ge- 
walt vollständig  der  Büreaukratie  ausgeliefert,  und  diese  selbst 
wieder  ohnmächtig,  weil  die  Maschine  der  Gesetzgebung  stockt,  — 
das  ist  das  Bild  Oesterreichs  von  den  Sprachenverordnungen  des 
Ministeriums  Badeni  bis  zur  Wahlreformvorlage  des  Ministeriums 
Gautsch"  **).  Wie  wir  noch  sehen  werden,  hat  auch  die  Wahl- 
reform wenig  an  diesem  Zustande  geändert:  Wie  früher,  ja  noch 
schärfer,  wird  der  nationale  Kampf  geführt,  die  Ministerien  fallen, 
das  Abgeordnetenhaus  und  die  Landtage  stehen  von  der  Obstruktion 
gelähmt,  der  Kampf  wird  immer  öfter  auf  die  Strasse  getragen. 
Nicht  viel  besser  liegen  die  Dinge  in  Ungarn,  obwohl  die 
Magyaren  es  verstehen,  ihre  „häuslichen"  Angelegenheiten  nicht 
in  die  Fremde  dringen  zu  lassen.  Die  soziale  Herrschaft  der 
Gentry  und  die  national-politische  Autokratie  der  Magyaren,  — 
das  sind  die  Grundlagen  des  „freiheitlichen"  ungarischen  Staates. 
Kein  Mittel  wird  von  den  Magyaren  unbenutzt  gelassen,  das  sie 
in  irgend  einer  Weise  zur  Verwirklichung  ihres  Traumes  verhelfen 
kann  —  Ungarn  zu  einem  einheitlich-magyarischen  Nationalstaate 
zu  machen.  —  Dass  die  Unterdrückungspolitik  zu  gerade  ent- 
gegengesetzten   Resultaten    führen    muss,    darin    suchte    schon  vor 


*)    „Der  Kampf".    Wien.    Jahrgang"  I,  1908,  pag.  485. 
**)    Bauer,  a.  a.  O.  pag.  263. 
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einem  halben  Jahrhundert  der  weitschauende  v.  Eötvös  seine  Na- 
tionsgenossen zu  überzeugen.  „Wir  könnten  es  dahin  bringen, 
führt  er  aus*),  dass  die  freie  Bewegung  gehemmt  wird  .  .  .,  dass 
das  in  der  Hand  der  Regierung  zentralisierte  Erziehungswesen  als 
Mittel  zur  Verbreitung  unserer  Nationalsprache  benutzt  wird;  allein, 
dass  die  im  Lande  vorhandenen  verschiedenen  Nationalitäten  das 
Bewusstsein  ihrer  Individualität  verlieren  .  .  .,  das  werden  wir 
auf  diesem  Wege  ebensowenig  erreichen,  als  andere  es  erreicht 
haben,"  —  wie  z.  B.  die  Preussen  ihren  Polen,  oder  der  russische 
Absolutismus  den  Völkern  Russlands  gegenüber.  Dieser  vernünftige 
Mahnruf  blieb  ohne  Erfolg  —  und  nur  die  harten  Lehren  der 
Wirklichkeit  waren  im  Stande  den  Magyaren  schliesslich  doch  die 
Ueberzeugung  allmählich  aufzudrängen,  dass  v.  Eötvös  Recht  hatte, 
als  er  behauptete,  dass  „die  von  der  Oberfläche  des  öffentlichen 
Lebens  weggedrängte  Bewegung  desto  mehr  in  die  Tiefe  greifen 
muss,  und  dass  der  Antagonismus,  welcher  jetzt  gegen  die  ma- 
gyarische Sprache  gerichtet  ist,  sich  dann  gegen  den  ungari- 
schen Staat,  gegen  die  Einheit  des  Landes  richten  werde."  — 
Was  v.  Eötvös  vorausgesehen  hat,  verwirklichte  sich  in  vollem 
Maase:  die  Magyaren  haben  heute  in  ihrem  eigenen  Staate  keinen 
einzigen  Freund.  Nur  allerhand  sezessionistische  und  irreden- 
tistische  Bestrebungen  vermochten  sie  bei  den  Nationen  Ungarns 
wachzurufen  und  zu  ernähren. 

Während  die  Magyaren  noch  bestrebt  sind  auf  dem  Wege 
der  nationalen  Unterdrückung  fortzuschreiten,  beginnt  man  in 
Oesterreich  allmählich  zu  einer  ruhigeren  und  zielbewussteren  Auf- 
fassung der  Nationalitätenfrage  zu  gelangen  und  es  werden  ernste 
Versuche  zu  ihrer  Lösung  in  Aussicht  genommen.  Als  erster  be- 
deutende Schritt  zur  Demokratisierung  des  österreichischen  Staats- 
wesens ist  die  Einführung  des  allgemeinen  Wahlrechts  (1906)  an- 
zusehen, wodurch  die  Lösung  der  wichtigsten  Fragen  des  staat- 
lichen Lebens  und  die  Fortentwicklung  Oesterreichs  gewissermassen 
den  Nationen  selbst  übergeben  wird  **).  Mag  die  Aufgabe  der 
Schaffung    freier    Daseinsbedingungen  für  die  zahlreichen  Nationen 


*> 


*)    J.  v.  Eötvös.     Die  Nationalitätenfrage.     Budapest  18(55,  pag.  165  f. 
**)    Näheres    darüber    vgl.    nieinen    Artikel    „Die   Beneuung    Oester- 
reichs" in  der  Zeitschrift  „Das  Wort".     Wilna  1907,  Nr.  2. 
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noch  so  schwierig  und  kompliziert  sein,  —  wir  sind  dennoch  über- 
zeugt, dass  die  Völker  der  Gesamtmonarchie  genug  Kraft  finden 
werden,  die  Lösung  herbeizuführen.  Denn  unhaltbarer  kann  man 
sich  die  Zustände  wohl  schwer  denken. 

Aeusserst  bezeichnend  ist  in  dieser  Hinsicht  eine  politische 
„Rundfrage*,  die  jüngst  von  C.  Danzer*)  über  das  „neue  Oester- 
reich" veranstaltet  wurde.  Wie  verschieden  die  eingelaufenen  Ant- 
worten auch  ausgefallen  sind,  ein  Gedanke  vereinigt  und  durch- 
dringt sie  alle,  „dass  die  gegenwärtige  Verfassung  Oesterreichs 
nicht  den  realen  Tatsachen  entspricht."  Zugleich  geben  alle  Be- 
antworter ihrem  festen  Zuvertrauen  in  die  Zukunft  Oesterreichs 
Ausdruck. 

Wir  sind  nun  zur  Kardinalfrage  gelangt:  welche  ist  die  Ver- 
fassungsform, die  am  besten  den  realen  nationalen  Machtverhält- 
nissen des  Donaureiches  entspricht? 

§  9.     Die  österreichisch-ungarische  Nationalitätenfrage 
als  Verfassungsproblem. 

Einem  jeden,  der  die  staatsrechtliche  Natur  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  näher  prüft,  muss  die  chaotische  Verworren- 
heit dieser  eigenartigen  Staatengliederung  und  mannigfachen  Staaten- 
gebilde auffallen.  Das  Gesamtreich  ist  ein  Staatenbund  (Oesterreich 
und  Ungarn).  Oesterreich  allein  ist  einerseits  zu  dezentralisiert, 
um  als  ausgesprochener  Einheitsstaat  gelten  zu  können,  anderer- 
seits aber,  sind  seine  Bestandteile,  „die  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder"  zu  unselbständig,  um  als  Glieder  eines 
Bundesstaates  erscheinen  zu  können  **).  Ungarn  —  eine  »Art" 
Bundesstaat  (Das  Königreich  Ungarn  und  das  „Staatsfragment"  ***) 
Kroatien).  Das  Königreich  Ungarn  seinerseits  —  ein  zentralistischer 
Nationalitätenstaat.  Schliesslich  gesellen  sich  noch  die  annektierten 
Reichsländer  . —  Bosnien  und  Herzegowina  hinzu.  Kurz,  eine 
staatsrechtliche  Mosaik  sondergleichen ! 


*)     C.    Danzer.     Das    neue    Oesterreich.     Eine    politische    Rundfrage. 
Wien  1908,  pag.  VIII. 

**)     Vgl.    Dr.  J.  Ulbrich.     Das    Staatsrecht    der    österreichisch-ungari- 
schen Monarchie.    Freiburg  i/ß.  und  Tübingen  3884,  sowie  Prof.  F.  Hauke, 
(irundriss  des  österreichischen  Verfassungsrechts,    Leipzig  1905. 
***)    Siehe  Jellinek.    Ueber  Staatsfragmente  1896. 
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„Wir  haben  es  mit  einem  staatlichen  Chaos  zu  tun,  mit 
Staatsrechten,  die  nicht  sterben,  und  mit  Staatseinrichtungen,  die 
nicht  leben  können,  mit  einer  Staatenverbindung,  die  nicht  bei- 
sammen bleiben  und  nicht  auseinanderfinden  kann,  mit  mittel- 
alterlich-feudalen autonomen  Kronländern,  welche  die  Nationen, 
und  mit  unorganisierten  rechtlich  ungeborenen  Nationen,  welche 
die  Kronländer  zerreissen  wollen"*). 

Dass  dieser  staatsrechtliche  Zustand  für  die  Dauer  nicht  halt- 
bar ist,  wird  von  niemandem  mehr  bezweifelt.  Das  Reich  muss 
vom  Grunde  aus  umgebaut  werden,  soll  es  überhaupt  irgend  welche 
Zukunft  haben.  Wo  soll  nun  aber  diese  gründliche  Umgestaltung 
beginnen?  Selbstverständlich,  dort,  woran  das  Reich  am  stärksten 
krankt.  Der  gefährlichste  Feind  der  Reichsidee  ist  aber,  bekannt- 
lich, der  Dualismus. 

Deshalb  muss  seine  Ueberwindung  den  ersten  Schritt  zur 
Wiedergeburt  der  Monarchie  bilden. 

Die  Form  des  Staatenbundes,  als  dauernder  Staatsform,  ist 
von  der  Geschichte  unwiderruflich  verworfen  worden.  Waren  doch 
die  meisten  Staatenbunde  der  Vergangenheit  von  unbedeutend 
kurzer  Dauer:  Der  Rheinbund  —  1806 — 1813,  der  Deutsche  Bund 
1815—1866,  der  Nordamerikanische  Bund  1778  —  1787.  —  Am 
allerwenigsten  aber  hat  eine  Existenzberechtigung  der  öster- 
reichisch-ungarische Staatenbund.  »Der  Dualismus,  sagt  treffend 
R.  Springer  **),  schafft  keine  nationalen  Territorien.  Die  Leitha 
als  Grenze  ist  unsinnig.  .  .  .  Sie  macht  erst  recht  sichtbar,  dass 
drüben  genau  dasselbe  Völkerglomerat  lebt  und  also  ethnisch  nichts 
gewonnen  ist.  Dabei  zerschneidet  diese  Grenze  nacheinander  die 
Rumänen,  die  Ruthenen,  die  Deutschen  und  die  Südslawen." 

Wenn  wir  also  einerseits  das  staatenbündische  Prinzip  für 
die  Lösung  der  österreichisch-ungarischen  Krise  schlechthin  verwerfen, 
so  müssen  wir  andererseits  auch  auf  die  Unhaltbarkeit  der  ent- 
gegengesetzten Lösung,  die  hie  und  da  —  besonders  deutscher- 
seits —  als   die  einzig  mögliche  Lösung  der  Krise  gepriesen  wird  — 


*)    „Der  Kampf".    Wien  1907,  Nr.  1  pag.  4. 

**)  R.  Springer.  Die  Krise  des  Dualismus  und  das  Ende  der  Deaki- 
stischen  Episode  in  der  Geschichte  der  Habsburgischen  Monarchie.  Wien 
1904,  pag.  26. 
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nämlich    auf    die  Unnahbarkeit  des  Zentralismus    im    Reiche    hin- 
weisen.   Die  Schmerling'sche  Idee  vom  „70-Millionenreich  deutscher 
Nation"    hat  sich  längst  als  Utopie  grossen  Stils  erwiesen.     Wenn 
wir    einerseits    den    Satz:     Jede    Nation  —  e  i  n  Staat"   in  seiner 
absoluten  Form  als  ganz  undurchführbar  bezeichnet  haben,  so  folgt 
daraus  andererseits   eo  ipso,  dass  auch  der  Satz :     „Jeder  Staat  — 
eine    Nation"  —  insbesondere  in  Bezug    auf    den   Nationalitäten- 
staat —  keineswegs  auf  Verwirklichung  rechnen  kann.     Umsomehr 
ist    ein    Staat,    der,    wie    die    Habsburgische    Monarchie,    fast    ein 
Dutzend  Nationen  umfasst,  als  zentralistischer  Einheitsstaat  absolut 
undenkbar.     Das  national-einheitliche   mächtige  Deutsche  Reich  ist 
ein  Bundesstaat.     „Ist  es  nicht  a  priori  lächerlich,  fragt  mit  Recht 
Springer*),    dass  ein  so  homogenes  Gemeinwesen  Bundesstaat,  ein 
so  innerlich  verschiedenes  wie  Oesterreich  Einheitsstaat  sein  soll?" 
Zwischen    dem    straffen  Zentralismus  und  dem  extremen  Fö- 
deralismus   gibt    es    aber,    wie    wir  bereits  aus  dem  Beispiele  der 
schweizerischen    Eidgenossenschaft    gesehen    haben,   eine  dritte  — 
Mittelform    des    politischen    Zusammenlebens    heterogener  Bestand- 
teile, eine  Staatsform,    die  soweit   zentralistisch  ist,  wieweit  es  der 
Bestand  und  die  Fortentwicklung  der  Gesamtheit  fordert,  und  soweit 
föderalistisch,    als    die  ungestörte    Entfaltung    der  Eigenart  der  Be- 
standteile es  erheischt.    Es  ist  die  Form  des  Bundesstaates.    Dass 
zwischen    allen    Formen    der    Staatenverbindungen,    wie  Personal- 
und  Real-Union,  Staatenbund,  Staatenstaat  und  Bundesstaat,  —  die 
letztere    Form    die    lebensfähigste    und    gesundeste  ist,  —  darüber 
besteht    im    modernen    Staatsrecht    fast  kein  Zweifel  **).     Das  gilt 
insbesondere  für  einen  Nationalitätenstaat  wie  das  Donaureich.    So 
meint  auch  mit  Recht  Fischhoff***):     „Der  Nationalitätenstaat  muss 
den  Nationalitäten  die  Garantie  bieten,  dass  eine  der  anderen  nicht 


*)    Springer.    Der  Kampf  der  öster.  Nationen  um  den  Staat.    Leipzig 
und  Wien.    Franz  Deuticke.     1902,  pag.  79. 

**)  Vgl.  Jellinek.  Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen.  Wien 
1882.  S.  Brie.  Theorie  der  Staatenverbindungen.  Stuttgart  1886  (pag.  134  ff.). 
G.  Waitz.  Grundzüge  der  Politik  nebst  einzelnen  Ausführungen.  Kiel 
1862  (pag.  44  etc.).  Popovici.  a.  a.  O.  (p.  p.  240,  271  ff.).  L.  Le  Für. 
„Etat  föderal  et  confederation  d'Etats".    Paris  1896  (pag.  734  ff.). 

***)    Fischhoff.    Oesterreich   und   die    Bürgschaften    seines   Bestandes. 
Wien  1869,  pag.  70. 
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subordiniert,  sondern  koordiniert  sei,  dass  sie  nicht  als 
Parteien  gegen-,  sondern  als  Verbündete  neben-  und  mit- 
einander gehen;  denn  was  die  Volkseinheit  für  den  Nationalstaat, 
das  ist  die  Völkereinigkeit'  für  den  Nationalitätenstaat/'  Diese  Ga- 
rantie aber  kann  nur  der  Bundesstaat  bieten,  dem  daher  die  Zu- 
kunft auch  hier,  wie  übrigens  in  allen  Nationalitätenstaaten  der 
Gegenwart,  gehört.  „Es  ist  kein  Zweifel,  bemerkt  darüber  Prof. 
Hilty*),  dass  die  Weltgestaltung  der  Zukunft  —  der  republikanische, 
oder  wenigstens  aus  Republiken  und  sehr  stark  konstitutionellen 
Monarchien  zusammengesetzte  Bundesstaat  ist."  Der  Bundesstaat 
ist  also  die  einzig  passende,  ja  einzig  mögliche  Staatsform  für 
Oesterreich-Ungarn.  Soweit  herrscht  zwischen  allen  denjenigen, 
die  es  mit  der  Existenz  und  Fortentwicklung  des  Reiches  ernst 
nehmen,  keine  Meinungsverschiedenheit.  —  Das  Streitige  und 
Komplizierte  beginnt  erst  dann,  wenn  man  zur  konkreten  Durch- 
führung des  bundesstaatlichen  Prinzipes  schreitet  und  die  Frage 
lösen  muss,  „welche  Länder  und  Nationalitäten  zu  einer  autonomen 
Existenz  als  Gliedstaaten  berechtigt  seien  und  welche  nicht"**). 
In  der  Beantwortung  dieser  Frage  liegt  der  Schwerpunkt  des  ganzen 
Problems.  Im  allgemeinen  stehen  sich  hier  zwei  verschiedene 
Richtungen  gegenüber  —  die  historisch-politische  und 
die  national  -  autonomistische,  denen  wir  uns  nun 
zuwenden. 

§  10.     Die  historisch-politische  Richtung. 

Am  prägnantesten  wurde  diese  Richtung  in  der  Lösung  des 
österreichisch-ungarischen  Problems  durch  eine  Aeusserung  eines 
polnischen  Staatsmannes  charakterisiert.  —  Er  sagte:  „Uns  er- 
scheint die  Freiheit,  die  Gleichberechtigung  der  Nationalitäten  ver- 
körpert in  der  Autonomie  der  Länder  so  wie  sie  als  historisch- 
politische    Individualitäten    gedacht  werden "  ***).     Es 


*)    „Politisches    Jahrbuch    der    schweizerischen    Eidgenossenschaft". 
1906,  XX.  J.,  pag.  409. 

••*.)    Politisches  Jahrbuch.     1907,  XXI    J.,  pag.  313. 
***)     Smolka  in    der    Sitzung  von  19.  Juni  1861.     Stenogr.  Protokoll  I, 
pag.    299.    Vgl.    näheres    bei  H.  v.  Herrnritt.    Nationalität  und  Recht  nach 
der  Österr.  und  ausländ.  Gesetzgebung.     Wien  1899,  p.  p.  45—50. 
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ist  leicht  begreiflich,  warum  gerade  die  Polen,  Magyaren  und 
Tschechen  zu  den  eifrigsten  Verfechtern  dieser  Richtung  gehören, 
denn  in  diesen  „historisch-politischen  Individualitäten*  würden  sie 
als  Majorität  frei  über  die  zahlreichen  nationalen  Minderheiten 
schalten  und  walten  können. 

Ihren  historischen  Ausdruck  fand  diese  Richtung  im  Oktober- 
diplom 1860,  wo  solche  innerstaatliche  Institutionen  und  Be- 
ziehungen angestrebt  werden,  „welche  dem  geschichtlichen 
Bewus  stsein  entsprechen." 

Welche  Resultate  erreichte  man  nun  dadurch?  »Das  na- 
tionale Leben  natte  sich  einer  Grenzkonfiguration  anzupassen,  die 
nicht  mit  Unrecht  mit  Tierkäfigen  verglichen  wurden,  in  denen  je 
die  erbittersten  Feinde  zusammengepfercht,  die  gleichen  Arten  ge- 
trennt wurden.  Nach  diesem  Systeme  ist  keine  Nation  eine  Ein- 
heit: die  Länder  zerreissen  die  Nationen,  kein  Wunder,  dass  die 
Nationen  die  Länder  zerreissen  wollen"'55).  Die  Nationen  wollen 
die  Länder  zerreissen,  —  dass  ist  in  letzter  Linie  der  wahre  Inhalt 
der  österreichisch -ungarischen  Geschichte  der  letzten  50  Jahre. 
Was  könnte  nun  daran  die  konsequente  Abgrenzung  und  die  Aus- 
gestattung der  „historisch-politischen  Individualitäten"  mit  den  weit- 
gehendsten autonomen  Rechten  ändern?  Was  dürfen  wir  von  der 
Verwirklichung  des  „böhmischen  Staatsrechts"  der  Tschechen,  des 
magyarischen  „Nationalstaates"  in  Ungarn,  des  polnischen  —  in 
Galizien  etc.  erwarten?  Eins  wäre  sicher  die  Folge  dieser  Umge- 
staltung: anstatt  der  bisherigen  zwei  Nationalitätenstaaten  hätten 
wir  ihrer  eine  ganze  Reihe,  vielleicht  ein  volles  Dutzend.  Mit 
anderen  Worten  der  Nationalitätenkampf  .wäre  einfach  vervielfältigt 
und  von  einer  Aussöhnung  könnte  noch  viel  weniger  die  Rede 
sein,  als  heute. 

„Ein  Förderalismus  auf  Grund  dieser  vergilbten  Pergamente, 
meint  mit  Recht  Popovici  **),  würde  gleichbedeutend  sein  mit  der 
schonungslosen  Auslieferung  mehrerer  Millionen  Deutschen  und 
auch  anderer  Nationalitäten  an  die  wiederherzustellenden  mittel- 
alterlichen Königreiche  mit  ihren  absolut  willkürlichen  ethnographi- 
schen Grenzen;    das  hiesse  also  den  Nationalitätenkampf  auf  seine 


*)    R.  Springer.    Der  Kampf  etc.,  pag.  33. 
**)    Popovici,  a.  a.  O.,  pag.  18. 
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äusserste  Spitze  treiben."  —  Vor  lauter  toten  „historischen  König- 
reichen und  Ländern"  will  man  die  darin  wohnenden  lebendigen 
Nationen  nicht  sehen.  Historische  Grenzen  können  nicht  als 
unabänderlich  angesehen  werden.  Sie  müssen  vielmehr  den  Be- 
dürfnissen der  Gegenwart  angepasst  werden. 

Treffend  bemerkt  wegen  derartiger  „historischer  Rechte"  A. 
Sorel*):  "L'histoire  enchaine  des  faits,  mais  ne  cree  pas  de 
droits.  Le  pretendu  droit  historique,  droit  de  force  et  de  conquete, 
souvent  de  dol  et  de  ruse,  est  un  sophisme  en  voie  de  refutation. 
L'histoire  en  exposant  les  faits,  ne  les  justifie  pas." 

Die  Theorie  der  „historisch-politischen  Individualitäten",  als 
Gliedstaaten  des  zukünftigen  gross-österreichischen  Bundesstaates, 
kann  also  keinesfalls  als  Lösung  der  heutigen  Krisis  der  Monarchie 
angesehen  werden.  Am  allerschlimmsten  würden  beim  Siege  dieser 
Richtung  die  Deutschen  fahren,  deren  zahlreiche  Minderheitsgrup- 
pen überall  der  nationalen  Unterdrückung  preisgegeben  sein  wür- 
den. —  Vielmehr  erscheint  im  Gegenteil  —  neben  der  Ueberwin- 
dung  des  unheilvollen  Dualismus  ■ —  die  Beseitigung  der  noch 
heute  bestehenden  „Kronländer  und  Königreiche",  dieser, ständigen 
Quelle  der  zentrifugalen,  irredentistischen  Bestrebungen  und  der  rück- 
sichtslosen Majorisierung  zahlreicher  nationaler  Minderheiten,  als 
notwendige  Voraussetzung  einer  positiven  Lösung  des  österreichisch- 
ungarischen  Problems. 

kein  Wunder,  dass  das  Verlangen  der  meisten  Nationen  des 
Reiches  nach  einer  zweckmässigen  Grenzregulierung  immer  lauter 
wird. 


•*)  »Le  Tempsu  du  6.  Avril  1896.  (Zitiert  nach  Popovici,  a.  a.  0. 
pag.  142.).  Besonders  prägnant  drückt  diesen  Gedanken  aus  Schäffle  in 
seinem  vortrefflichen  Artikel  „Rechts-philosophische  Zeitgedanken  über 
politische  Bedeutung  der  Nationalität,  historisches  Recht,  Autonomie  und 
Polizeistaat"  in  der  „Deutschen  Vierteljahresschrift"  1861,  pag.  ;^Ö8:  „Die 
Anrufung  eines  angeblich  objektiv  historischen  Rechtes  ist  nur  subjektive 
Willkür,  welche  an  eine  bequeme,  einseitig  und  zufällig  ergriffene  rechts- 
historische Tatsache  oder  an  eine  Phantasie  anknüpft,  um  unbequemes 
Recht  der  Gegenwart  Parteizwecken  opfern  zu  können."  Dieses  historische 
Recht  ist  unhaltbar,  „weil  es  keinen  objektiven  Grund  in  der  Angemessen- 
heit an  die  vernünftigen  Zeitbedürfnisse  hat"  (ib.). 
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§11.    Die  naiional-autonomistisclie  Richtung. 

Die  zweite,  —  national-autonomistische  Richtung  der  öster- 
reichisch-ungarischen Nationalitätenpolitik  geht  vom  Grundsatze  der 
bestmöglichen  Anpassung  der  staatlich-politischen  Organisations- 
formen  an  die  realen  Machtverhältnisse  im  Staate  aus  und  gelangt 
deshalb  zur  konsequenten  Folgerung,  dass  die  freie  Entwicklung 
des  Reiches  nur  in  der  Form  eines  Bundesstaates  möglich  ist  und 
zwar  auf  Grundlage  der  möglichst  reinlichen  Abgrenzung  seiner 
nationalen  Bestandteile,  —  Diese  Richtung  umfasst  ihrerseits  zwei 
Unterströmungen:  Die  eine,  die  wir  als  national-territo- 
riale bezeichnen  können,  sieht  die  Lösung  des  Problems  in  der 
territorialen  Abgrenzung  der  Nationen  und  ihrer  Konstituierung  als 
autonomer  Gliedstaaten.  Die  andere  Unterströmung,  die  sich 
national  -  exterritorial  oder  national  -personal 
nennt,  verlegt  den  Schwerpunkt  der  Lösung  auf  die  national-kul- 
turelle Abgrenzung  der  Nationen  ohne  Rücksicht  auf  die  territo- 
rialen Siedlungsverhältnisse.  Diese  Abgrenzung  soll  geschehen  im 
Wege  der  Konstituierung  der  Nationen,  *auf  Grundlage  von  natio- 
nalen Matrikeln,  ^als  juristischer  Personenverbände,  denen  der  Staat 
volle  Autonomie  in  der  Regelung  der  spezifisch-nationalen  Angele- 
genheiten gewährt. 

a)    Die     national-territoriale    Autonomie. 

Befassen  wir  uns  zunächst  mit  der  ersten  dieser  Abarten  der 
national- autonomistischen  Richtung.  Auch  sie  hat  bereits  ihre 
Geschichte.  Ihren  ersten  und  zugleich  auch  prägnantesten  Aus- 
druck hat  die  Idee  der  national-territorialen  Autonomie  im  Krem- 
sierer  Reichsrat  .  (1849)  gefunden,  in  dem  die  bisher  „geschichts- 
losen*  Nationalitäten  zum  ersten  Male  ihre  Forderungen  laut  ver- 
kündeten*).    Die    Tschechen    waren    es    dann    (Palacky)    und  mit 


*)  „Es  ist  eine  der  gewichtigsten  Tatsachen  der  österreichischen 
Geschichte,  sagt  zutreffend  H.  Friedjung  in  seinem  Werke:  „Oesterreich 
von  1848  bis  1860"  (Stuttgart  und  Berlin  1908,  Bd.  I,  pag.  154),  dass  die 
Völker  untereinander  zu  einer  Einigung  über  die  Verfassung  gelangt  sind, 
obwohl  oder  vielmehr  weil  weder  die  Krone,  noch  der  Adel,  noch  die 
Kirche  in  jener  Versammlung  (in  Kremsier)  einen  nennenswerten  Einfluss 
übten."     Vgl.  auch  L.  Eisenmann,  a.  a.  Ö.,  pag.  129. 

4 


-—     50     — 

ihnen  die  Slovenen  (Kautschitsch),  die  die  Umgestaltung  Oester- 
reichs  auf  Grundlage  möglichst  national-homogener  Gebiete  vorge- 
schlagen haben. 

Nach  dem  Vorschlage  Palacky's  sollte  das  Reich  in  8  mehr 
oder  weniger  national-einheitliche  Länderkomplexe  eingeteilt  werden 
und  zwar  in  folgende:  1)  Deutsch-Oesterreich,  2)  Tschechisch- 
Oesterreich,  3)  Polnisch-Oesterreich  (einschliesslich  der  Ruthenen, 
die  dann  noch  als  „  Erfindung „  des  Grafen  Stadion  galten),  4)  Illy- 
risch-Oesterreich,  5)  Italienisch-Oesterreich,  6)  Südslavisch-Oester- 
reich,  7)   Magyarisch-Oesterreich  und  8)  Rumänisch-Oesterreich. 

Die  Deutschen  waren  im  Reichsrate  gegen  diesen  Vorschlag, 
denn  seine  Annahme  würde  für  sie  gleichbebeutend  gewesen  sein 
mit  dem  Verzichte  auf  die  nationale  Alleinherrschaft  in  Oesterreich, 
die  sie  noch  lange  innezuhalten  hofften.  Der  Verfassungsausschuss 
versuchte  einen  Kompromiss  herbeizuführen,  indem  er  innerhalb 
der  beizubehaltenden  Kronländer  die  Bildung  national-einheitlicher 
Kreise  mit  breitester  Autonomie  vorschlug.  Doch  kam  dieser  Ver- 
fassungsentwurf überhaupt  nicht  zur  Beratung :  die  Reaktion  fühlte 
sich  stark  genug,  den  Nationen  die  Regelung  ihrer  politischen  Da- 
seinsbedingungen zu  entreissen  und  ihnen  die  Märzverfassung  von 
1849  aufzuoktroyieren.  Diese  gibt  zwar  die  Gedanken  der  „Krem- 
sierer  Grundrechte"  wieder,  aber  in  entstellter  und  abstrakt- wir- 
kungsloser Form,  in  welcher  Gestalt  sie  dann  auch  vom  Art.  XIX 
der  geltenden  Verfassung  von   1867  aufgenommen  worden  sind: 

Die  Nationen  haben  aber  nie  die  Idee  der  nationalen  Autonomie 
auf  Grundlage  eines  Nationalitätenbundesstaates  aufgegeben.  So 
forderten  schon  im  Jahre  1849  die  Rumänen:  1)  Vereinigung  aller 
Rumänen  der  österreichischen  Staaten  zu  einer  einzigen  selbstän- 
digen Nation  unter  dem  Zepter  Oesterreichs,  als  ergänzender  Teil 
des  Reiches  und  2)  Selbständige  nationale  Verwaltung  in  politi- 
scher kirchlicher  Hinsicht  usw.*). 

Auch  die  anderen  unterdrückten  Nationalitäten  Zis-  und  Trans- 
leithaniens  wurden  nicht  müde,  in  ihren  politischen  Programmen, 
im  Parlament,  auf  ihren  Kongressen  und  in  der  Presse  für  die 
gross-österreichische    Bundesstaatsidee    auf    nationaler  Basis  einzu- 


*)    Popovici,  a.  a.  O.,  pag.  244. 


treten.  Charakteristisch  ist  in  dieser  Beziehung  ein  „Traum  eines 
schlafenden  Oesterreichers"  (Kürnberger)  im  Jahre  1866  von  einer 
„Föderativrepublik  mit  monarchischer  Spitze"*),  von  einer  öster- 
reichischen Eidgenossenschaft  mit  einer  gemeinsamen  Aufgabe  — 
Verteidigung  nach  aussen.  Besonders  tiefe  und  feste  Wurzel  fasste 
die  Idee  der  nationalen  Autonomie  in  den  letzten  Jahrzehnten.  Sie 
drang  in  das  Bewusstsein  der  breitesten  Schichten  der  Nationen. 
So  stellte  der  Nationalitätenkongress,  der  1895  in  Budapest  abge- 
halten wurde,  die  Forderungen  der  nationalen  Abgrenzung  und  der 
Förderativverfassung  auf. 

Von  den  positiven  Projekten  einer  staatlichen  Neugestaltung 
aer  Monarchie  in  letzter  Zeit  wird  mit  Recht  besonders  hervorge- 
hoben der  Vorschlag  A.  Popovici's.  Mit  gediegener  Energie  und 
klarem  Verständnis  tritt  er  ein  für  die  „Vereinigten  Staaten  von 
Gross-Oesterreich",  was  ihm  von  Seiten  der  ungarischen  Regierung 
allerlei  Verfolgungen  und  das  Verbot  seines  Werkes  in  Ungarn 
zugebracht  hat. 

„Für  das  Habsburgerreich  ist  keine  andere  Staatsform  als  die 
des  Bundesstaates  denkbar  und  zwar  auf  Grundlage  der  nationalen 
Abgrenzung  aller  grossen  Nationalitäten  zu  möglichst  kompakten, 
homogenen  Gliedstaaten  **)'„  Das  bildet  den  Grundgedanken  seiner 
überzeugenden  und  höchst  instruktiven  Ausführungen.  Dem  Grund- 
satze folgend,  den  wir  bereits  im  Jahre  1848  von  Palacky  vertreten 
gesehen  haben,  dass  die  Lösung  der  Nationalitätenfrage  des  Donau- 
reiches auf  seiner  ethnographischen,  nicht  historisch-politischen 
Karte  zu  suchen  ist,  schlägt  Popovici  die  Neugestaltung  der 
Monarchie  auf  Grundlage  folgender  15  nationaler  Gliedstaaten  vor: 

1)  Deutsch-Oesterreich  —  d.  h.  das  deutsche 
Inner-Oesterreich  samt  dem  ganzen  deutschen  Gebiete  der 
Ungarischen  Westgrenze,  samt  dem  deutschen|  Gebiete  Süd- 
west-Böhmens und  Süd-Mährens. 

2)  Deutsch-Böhmen  —  der  nordwestliche  Teil  Böhmens 
samt  dem  Trautenauer  Gebiet. 


*)    R.    Springer.    Grundlagen    und    Entwicklungsziele    der    österr.- 
ungar.  Monarchie,  pag.  31. 

**)    Popovici,  a.  a.  O.,  pag.  248. 
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3)  Deutsch-Mähren  (-Schlesien)  —  ganz  Deutsch-Schle- 
sien mit  dem  deutschen  Gebiet  Mährens  und  Böhmens. 

4)  Böhmen  —  das  gesamte  tschechische  Gebiet  Böh- 
mens, Mährens  und  Schlesiens. 

5)  West-Gali  z  ien  —  das  von  Polen  geschlossen  be- 
wohnte Gebiet. 

6)  Ost-Galizien  —  der  ruthenische  Teil  des  Landes 
samt  den  ruthenischen  Komitaten  Ungarns  und  dem  ruthe- 
nischen  Teil  der  Bukowina. 

7)  Siebenbürgen  —  mit  allen  westlich  angrenzenden, 
von  Rumänen  bewohnten  Gebieten  Ungarns  und  der 
Bukowina. 

8)  Kroatien  —  samt  Dalmatien,  dem  kroatischen 
Istrien,  Fiume  und  der  Murinsel. 

9)  K  r  a  i  n  —  welches  alle  slowenischen  Siedlungen  um- 
fassen würde. 

10)  Slowaken!  and. 

11)  Woiwodina   —    das   serbische    Gebiet   Süd-Ungarns. 

12)  U  n  g  a  r  n    —    das  magyarische  Gebiet. 

13)  Szeklerland  —  die  magyarischen  Teile  Siebenbürgens. 

14)  Trenio. 

15)  Triest  —  samt  1 1  a  1  i  e  n  i  s  c  h-Görz  und  Italienisch-Istrien*). 
Bosnien  und  Herzegowina  könnten  ihrer  Bevölkerung 

r.ach  mit  Kroatien  vereinigt  werden  **): 

So  hätten  wir  an  Stelle  der  bisherigen  2  Staaten  mit  etwa 
19  „Unterstaaten",  Königreichen  und  Kronländern  mit  ihren  ge- 
mischtsprachigen Landtagen  —  15  grössere,  mehr  oder  weniger 
homogene.    Gliedstaaten,     nämlich :     3    deutsche,     1     tschechischen, 

1  polnischen,     [   ruthenischen,   1   rumänischen,   3  südslawische  (slo- 
wenisch-serbo-kroatische),  slowakischen,     2    magyarische    und 

2  italienische. 

Was  die  Kompetenzabgrenzung  zv/ischen  diesen  Gliedstaaten 
und  dem  Gesamtstaate  betrifft,' so  gilt  in  dieser  Beziehung  Popovici 


*)     Popovici,  a.  a.  O.,  i>ag.  308—9. 
**)     Ueber    die    durch  die  Annexion  geschaffene  staatsrechtliche  Lage 
vgl.  J.  Demetrovic:    Dualismus    oder    Trialismus?   im    „Kampf",    Jahrg.  II, 
pag.  203  ff. 
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als  Vorbild  die  schweizerische  Eidgenossenschaft.     Ist  es  doch  der 

heisseste  Wunsch    aller    demokratisch- gesinnter    Oesterreicher    und 

■ 

ungarischer  Politiker  —  das  Habsburgerreich  sich  zu  „  einer 
Schweiz  im  Grossen"  *)  —  in  Bezug  auf  die  bundesstaatliche  Aus- 
gestaltung —  entwickeln  zu  sehen.  In  dieser  Beziehung  ist  der 
Weg,  den  Popovici  vorschlägt,  im  allgemeinen  der  einzig  richtige. 
Und  dennoch  erweist  sich  diese  nationalterritoriale  Abgrenzung 
bei  näherer  Prüfung  als  unzureichend,  um  das  österreichisch-unga- 
rische Problem  in  seiner  gesamten  Kompliziertheit  zu  lösen.  Po- 
povici selbst  muss  zugeben**),  dass  auch  nach  geschehener  Ab- 
grenzung eine  bedeutende  Anzahl  fremd -nationaler  Reste  und 
Sprachinseln  innerhalb  der  von  ihm  vorgeschlagenen  Gliedstaaten 
fortbestehen  bleiben,  insbesondere  in  Böhmen,  Ungarn,  Sieben- 
bürgen und  bei  den  Serben,  abgesehen  von  den  zahlreichen  Enklaven 
und  einigen  Gebieten  mit  verschiedensprachigen  Gemeinden,  wo 
die  territoriale  Scheidung  der  Nationen  also  gänzlich  unmöglich  ist. 
Allerdings,  wird  ein  Teil  dieser  Sprachinseln,  wie  wir  gesehen 
haben,  immer  mehr  von  der  nationalen  Umgebung  absorbiert,  aber 
lange  nicht  alle;  insbesondere  nicht  diejenigen,  welche  sich  in 
industriell-entwickelten  Gebieten  bilden  und  befinden.  Das  Gesetz 
der  Nachfrage  und  des  Angebotes,  das  den  modernen  Arbeitsmarkt 
beherrscht,  treibt  jahrein  jahraus  grosse  Arbeitermassen  in  fremd- 
sprachige Gebiete,  wo  sie  ständig  wechselnde,  fluktuierende  Sprach- 
inseln bilden.  Eben  dank  dieser  intensiven  Beweglichkeit  werden 
diese  Minoritäten  nicht  von  der  Umgebung  aufgesogen.  Dabei  ist 
die  Zahl  dieser  Sprachinseln  hier  zweifellos  in  raschem  Zu- 
nehmen begriffen.  So  sieht  Prof.  Rauchberg  ein  besonders  starkes 
Hindernis  auf  dem  Wege  zur  nationalen  Verständigung  in  Oester- 
reich  gerade  in  der  „Wanderbewegung,  die  in  immer  steigendem 
Maasse  in  bisher  einheitliches  Sprachgebiet  fremdsprachige  Elemente 
führt,  die  ihre  nationale  Forderungen  mit  sich  tragen  und  auch  in 
der   neuen    Heimat  die   Sprachenfrage    aufrollen"  ***).  —  An   diese 


*)     R.  Springer.     Grundlagen    etc.,    pag.    59.     Derselbe  Wunsch    tritt 
besonders  klar  hervor  in  den  meisten  Antworten  in  der  Danzerschen  Rund- 
frage „Das  neue  Oesterreich",  pag.  92,  103,  119,  132  etc.  etc. 
**)     Popovici,  a.  a.  O.,  pag.  309 
***)     Danzer.    Das  neue  Oesterreich,  pag.  107. 
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Tatsachen  und  Tendenzen  knüpft  die  zweite  Strömung  innerhalb 
der  national-autonomistischen  Ricljtung  an  —  die  national-exterri- 
toriale oder  -personale,  indem  sie  aus  ihnen  den  Grundsatz  folgert: 
man  müsse  in  der  Lösung  der  Nationalitätenfrage  der  Monarchie 
das  Territorialprinzip  durch  das  Personalitätsprinzip  ersetzen. 

b)    Die    national-personale    Autonomie. 

Diese  Richtung  hat  ihren  eifrigsten  und  geistvollsten  Ver- 
fechter in  Rudolf  Springer  (Pseudonym  für  Dr.  Karl  Renner)  ge- 
funden, der  seinen  Vorschlag  zuerst  im  Jahre  1899  in  einer  kleinen 
Schrift  „Staat  und  Nation.  Zur  österreichischen  Nationalitätenfrage. 
Wien",  veröffentlichte  und  ihn  später  in  seinem  grundlegenden 
Werke  „Der  Kampf  der  österreichischen  Nationen  um  den  Staat. 
I.  Teil:  Das  nationale  Problem  als  Verfassungs-  und  Verwaltungs- 
frage. Leipzig  und  Wien.  1902",  näher  konkretisiert  und  juristisch 
ausgearbeitet  *). 

In  seiner  eingehenden  Besprechung  dieses  Werkes  bezeichnet 
Schäffle  die  von  Springer  vorgeschlagene  Lösung  der  Nationalitäten- 
frage in  Oesterreich-Ungarn,  als  „die  einfachste,  durchgreifendste, 
sicherste  und  gefahrloseste"''*).  „Grosses  käme  mit  seinem  Durch- 
dringen in  Frage",  fügt  Schäffle  hinzu. 

Worin  sieht  nun  die  national-personale  Richtung  die  Losung 
des  Problems?     Um    dem    nationalen  Hader    ein  Ende  zu  machen, 


*)  Als  seine  Vorläufer  in  manchen  Beziehnngen  erscheinen  die 
Schriften  eines  „Patrioten":  „Die  Verfassung  als  die  Quelle  des  Nationali- 
tätenhaders in  Oesterreich".  Studie.  Wien  und  Leipzig  1879,  sowie  „Er- 
gänzung der  Verfassung  Oesterreich s"  1898  und  „Grundzüge  für  eine  end- 
gültige Lösung  der  Nat.  Frage"  1897  Ferner:  A.  v.  Offermann:  „Die  Be- 
dingungen des  konstitutionellen  Oesterreichs".  Wien  und  Leipzig  1900.  — 
Es  sei  hier  noch  darauf  hingewiesen,  dass  die  Idee  der  nationalen  Autonomie 
bereits  vom  deutschen  Revolutionshelden  des  Jahres  184^  Ludwig  Löhner 
vertreten  wurde  „Auf  seine  Anregung  besehloss  der  Verein  der  Deutschen 
Oesterreichs  zu  Wien  im  Sommer  1848,  ganz  Oesterreich  sei  in  nationale 
Reichskreise  einzuteilen,  mit  einem  ansehnlichen  Ausmasse  an  Autonomie1' 
(Friedjung,  a.  a.  O.,  pag.  274).  Gleich  darauf  fasste  der  Parteitag  der 
Deutschböhmen  zu  Teplitz  einen  ähnlichen  Beschluss. 

**)  Dr.  Schäffle.  „Ein  bedeutsamer  Vorschlag  zur  Schlichtung  des 
Nationalitätenstreites  in  Oesterreich"  in  der  „Zeitschrift  für  die  gesamte 
Staats  Wissenschaft"     58.  Bd.,  1902,  pag.  732. 
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muss  man  —  nach  Springer  —  das  Territorialprinzip  gänzlich 
fallen  lassen.  Die  Nation,  als  Kultur-  und  Sprachgemeinschaft 
muss  vielmehr  vom  Staate,  als  notwendig  territorialem  Gebilde^ 
getrennt  werden.  Die  national-kulturellen  Angelegenheiten  müssen 
vom  Staate  den  personalen  Nationsgenossenschaften  gänzlich  abge- 
treten werden.  „Die  Nationalität  muss  eine  rechtliche  Statusqua- 
lität  des  Individuums  werden.  Der  nationale  Status  wird  durch 
Nationalmatriken  fixiert,  welche  auf  ausdrücklicher  Nationali- 
tätserklärung oder  auf  stillschweigender  Erklärung,  auf  einem 
System  von  Präsumptionen  beruhen"  *). 

Es  sei  hier  beiläufig  bemerkt,  dass  auf  dem  Standpunkt  der 
freien  Nationalitätserklärung  sich  bereits  der  österreichische  Ver- 
waltungsgerichtshof gestellt  hat,  indem  er  in  seiner  Entscheidung, 
vom  3.  Juni  1896  feststellt,  dass  für  die  Frage  der  Nationszuge- 
hörigkeit „die  diesfalls  von  der  betreffenden  Person  abgegebene 
Erklärung  bei  der  kommissionellen  Verhandlung  allein  mass- 
gebend sei"  **). 

Die  auf  diese  Weise  gebildete  personale  Nationsgenossenschaft 
wird  vom  Staate  als  juristische  Person  anerkannt  und  mit  privat-, 
wie  öffentlich-rechtlicher  Handlungs-  und  Rechtsfähigkeit  ausge- 
stattet. Die  Notwendigkeit  der  Schaffung  derartiger  Nationsge- 
nossenschaften mit  Rechtspersönlichkeit  ergibt  sich,  unter  anderem, 
auch  unzweideutig  aus  der  Prüfung  des  von  uns  oben  angeführten 
Art.  XIX  der  bestehenden  österreichischen  Verfassung,  der  von 
„gleichberechtigten  Volksstämmen"  spricht  ohne  dabei  irgend  wie 
zu  bestimmen,  was  eigentlich  im  juristischen  Sinne  unter  , Volks- 
stamm" zu  verstehen  ist***),  und  den   „Sprachen"   gewisse  Rechte 


*)     Renner.      „Die    Rechtsgrundlagen    der     Amtssprachenfrage"    im 
„Kampf",  1907,  I.  J.,  pag.  102. 

•*)  Zitiert  nach  Herrnritt.  „Nationalität  und  Recht",  pag.  78,  Anm.  5. 
Vgl  ausführlicher  darüber  S.  Wyszewianski.  Ueber  die  formalrechtliche 
Behandlung  der  Nationalitäten  in  der  modernen  Gesetzgebung.  Mannheim 
1909,  pag.  25  ff. 

***)  So  sagt  auch  Friedjung  (a.  a.  0.,  pag.  287)  mit  Recht:  „Die 
Deutschen  würden  ihrer  eigenen  Wohlfahrt  wie  der  ihrer  Nachbarn  besser 
gedient  haben,  wenn  sie  statt  der  allgemeinen  Redensart  von  der  Gleich- 
berechtigung aller  Sprachen  klar  und  unzweideutig  den  Inhalt  dieses 
Rechtes  festgestellt  hätten." 
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zuerkennt.  „Aber  eine  Sprache,  bemerkt  dagegen  treffend  Renner*), 
kann  juristisch  ebensowenig  ein  Recht  haben  als  ein  Pferd  etwa 
kraft  der  Strafbestimmungen  über  Tierquälerei."  Es  ist  im  Art.  XIX 
also  weder  Subjekt  noch  Objekt  des  Rechtes  festgestellt,  ebenfalls 
fehlt  es  gänzlich  an  den  staatlichen  noch  nationalen  Organen,  die 
doch  zur  Geltendmachung  und  Ueberwachung  dieses  Rechtes  not- 
wendig sind.  Es  ist  daher  Herrnritt  **)  beizupflichten,  wenn  er 
den  Art.  XIX  als  „eine  Art  legislatives  Feuerwerk"  bezeichnet,  das 
nur  die  Augen  blendet,  aber  wirkungslos  verlischt.  Besonders  klar 
hat  Jellinek  die  unjuristische  Stilisierung  des  Art.  XIX  dargetan: 
„Unter  dem  Gesichtspunkte  unparteiischer  juristischer  Erkenntnis 
muss  erklärt  werden,  dass  der  Art.  XIX  nur  eine  Anweisung 
de  lege  ferenda  enthält,  die  also  ausschliesslich  an  den  Ge- 
setzgeber gerichtet  ist"*-). 

Ueberhaupt  weisen  auf  die  mangelhafte  juristische  Formu- 
lierung und  kontroverse  Auslegung  dieses  Artikels  der  österreichi- 
schen Verfassung  alle  Staatsrechtslehrer  der  Monarchie  hin.  So 
meint  auch  Prof.  Hauke,  man  könne  in  ihm  (Art.  XIX)  je  nach 
Verlangen  „entweder  nichts  oder  alles  erblicken"  f).  Der  Grund- 
fehler liegt  aber  nicht  in  der  juristisch-unpräzisen  Fassung  des 
Art.  XIX,  er  liegt  viel  tiefer.  Die  abstrakt  ausgedrückte  „nationale 
Gleichberechtigung"  ist  und  kann  nichts  anderes  sein,  als  ein  rein 
negatives  Prinzip  ohne  jeden  bestimmt  positiven  Inhalt,  denn  er 
besagt  weder  darüber,  wie  die  Gleichberechtigung  durchgeführt 
werden  soll,  noch  darüber,  welche  Organe  das  betreffende  nationale 
Recht  ausüben  oder  Ueberwachen  sollen  und  endlich,  welche  Ga- 
rantien und  Machtmittel  (bzw.  Rechtsmittel)  ihnen  zu  Gebote  stehen. 
Alle  diese  Lücken  im  österreichischen  Nationalitätenrecht  will  eben 
die  national-personale  Autonomie  ausfüllen. 

Will  man  für  die  Nationen  ein  Gesetz  schaffen  und  ihnen 
das  ihnen  zukommende  Recht  gewähren,  so  muss  man,  selbst- 
redend,   erst    die    Nationen  selbst  als  Rechtssubjekte  konstituieren. 


*)     Renner,  a    a.  O.,  pag.  102. 
**)     Herrnritt,  a.  a.  O.,  pag.  57. 
***)     G.  Jellinek.     ,. System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte".     Frei- 
burg i/B.  1892,  pag.  95. 

f)     Prof.  Hauke.  Grundriss  des  öster.  Verfassungsrechts.  Leipzig  1905- 
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Solange  die  Nationen  vom  Staate  nicht  —  wenigstens  in  ihrer 
spezifisch-nationalen  Lebenssphäre  —  anerkannt  werden,  müssen 
sie  sich  irgend  eine  andere  Aeusserungsform  ihrer  Existenz  suchen, 
und  zwar  regelmässig  geschieht  es  in  der  Form  nationaler  Parteien. 
Doch  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  zwischen  diesen  nationalen  und 
den  allgemein  politischen  Parteien  ein  tiefer  Unterschied  besteht. 
Nämlich  — ■  während  die  allgemein  politische  Partei,  mag  sie 
gegenwärtig  noch  so  klein  sein,  stets  in  der  Hoffnung  lebt,  einst 
die  Majorität  der  Nation  für  sich  zu  gewinnen,  und  sich  deshalb 
in  Erwartung  jener  Zukunft  freiwillig  den  Beschlüssen  der  Majorität 
fügt,  —  können  dagegen  die  nationalen  Parteien  ihrem  Wesen 
nach  überhaupt  nicht  hoffen,  bedeutend  auf  Kosten  der  anderen 
nationalen  Parteien  zu  wachsen.  Daher  —  der  verzweifelte  chao- 
tische Kampf  der  nationalen  Parteien  der  Minderheitsnationen  im 
österreichischen  Parlamente.  Die  Obstruktion  bildet  dabei  ihre 
einzige  Schutzwehr  gegen  nationale  Majorisierung.  Es  sind  zwei- 
fellos ebenfalls  Machtkämpfe,  aber  nur  ihrer  heutigen  Form  nach, 
ihre  Lösung  aber  ist  —  weil  innerhalb  desselben  Staates  —  auf 
dem  Wege  rechtlicher  Abgrenzung  und  gesetzlicher  Normierung 
möglich. 

„Die  Klagen  und  Kämpfe  im  Parlament  müssen  ersetzt  wer- 
den durch  die  Klage  und  den  Prozess  vor  Gericht"  *).  Das  ist 
aber  nur  möglich,  wenn  die  Gesamtheit  der  Nationsgenossen  auf 
Grundlage  der  personalen  Matrikelführung  als  juristische  Persön- 
lichkeit mit  eigenen  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Organen  — 
vom  Staate   anerkannt  wird. 

Die  Kompetenz  dieser  Nationsgenossenschaften  erstreckt  sich 
nur  auf  die  rein  kulturellen  Aeusserungen  des  nationalen  Lebens, 
hauptsächlich  also  auf  dem  Gebiete  des  Schulwesens,  der  Kunst 
und  Literatur  etc.  Auf  diesem  ihr  abgetretenen  Gebiete  ist  die 
Nationsgenossenschaft  autonom,  „staatsfrei",  d.  h.  von  den  gesamt- 
staatlichen Organen  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  eximiert, 
„also  weder  einem  Mehrheitsbeschluss  noch  staatlicher  Herrschaft 
unterworfen.  Die  Staatsangehörigkeit  der  Nation  in  allen  anderen 
Sphären  bleibt  erhalten"  **).     Da  aber  die  Nation   selbst  auch  die 

*)     Springer.     Der  Kampf  der  öster,  Nationen  etc.,  pag.  73. 
**)    R.   Springer,  a.  a.  O.,  pag.  90—91. 
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ihr  nötigen  Mittel  beschaffen  muss,  so  bedarf  sie  in  dieser  ihr  vom 
Staate  abgetretenen  Sphäre  auch  gewisser  Hoheitsrechte.  Vor 
allem  muss  ihr,  als  öffentlich-rechtlichem  Verband,  die  Repräsen- 
tativhoheit zustehen  —  im  Verkehre  mit  ihren  eigenen  Mitgliedern» 
mit  dem  Staate  und  mit  den  übrigen  Nationen.  Ferner  —  die 
Finanzhoheit,  d.  h.  das  Recht  der  spezieilen  Besteuerung  der  Na- 
tionsgenossen für  Zwecke  der  Wahrung  und  Pflege  der  nationalen 
Kultur  —  und  schliesslich  die  hiezu  erforderlichen  Machtmittel,  die 
Personalhoheit  und  die  Amtshoheit  in  ihrer  Sphäre,  letztere  im 
Vereine  mit  der  Krone;  wobei  den  nationalen  Verbänden  das  Recht 
auf  die  proportioneile  Besetzung  der  Aemter  eingeräumt  wird. 

Als  Gesetzgebungsorgan  der  Nationsgenossenschaft  fungiert 
der  „Nationalrat"  —  ein  Kulturparlament  der  Nation,  gebildet  auf 
Grund  des  allgemeinen  gleichen  Wahlrechts  in  der  Art,  dass  jeder 
national-einheitliche  Kreis  —  drei,  jede  nationale  Majorität  im 
Kreise  —  zwei,  und  schliesslich  jede  Minorität  —  einen  Abge- 
ordneten wählt.  Die  vom  Nationalrate  gefassten  Beschlüsse  werden 
von  einem  ihm  verantv/ortlichen  nationalen  Minister  durchgeführt. 
„Er  ist  Chef  der  national-autonomen  Verwaltung,  Minister  am  Aller- 
höchsten Hoflager  und  zugleich  Organ  des  Staates  in  denjenigen 
Kompetenzen,  in  denen  die  Nation  selbst  als  Staatsorgan  in  die 
Union  eintritt"  *). 

Zu  den  schwersten  Problemen,  die  bei  der  Lösung  der  Na- 
tionalitätenfrage in  Betracht  kommen,  gehört  ferner  die  Amts- 
sprachenfrage. Der  moderne  Staat  kennt  eine  Reihe  von  Angele- 
genheiten, die  von  oben  bis  unten  einheitlich,  auch  in  sprachlicher 
Beziehung,  organisiert  sein  müssen.  So  vor  allem  der  ganze 
äussere  und  innere  Sicherheitsdienst.  Auch  für  den  inneren  Ver- 
kehr der  obersten  zentralen  Staatsbehörden  ist  eine  Vermittlungs- 
sprache unentbehrlich.  Deshalb  ist  die  Anerkennung  einer  Zentral- 
und  Vermittlungssprache,  deren  alle  Beamten  der  betreffenden 
Aemter  kundig  sein  müssen,  eine  absolute  Notwendigkeit  für  den 
Nationalitätenstaat. 

Dass  in  den  zukünftigen  Vereinigten  Staaten  von  Gross-Oester- 
reich  eine  solche  Sprache  nur  die  deutsche  sein  kann,  —  darüber 
besteht  zwischen  den  Verfechtern  der  Reichsidee  ohne  Unterschied 


')     R.   Springer,  a.  a.  O..  pag.  201. 
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der  Nationalität  —  kein  Zweifel.  Als  eine  der  verbreitetsten  Welt- 
sprachen, sowie  als  Muttersprache  der  entwickeltsten,  relativ  zahl- 
reichsten und  räumlich  ausgebreitetsten  Nation  des  Reiches,  erscheint 
nach  allgemeiner  Meinung  die  deutsche  Sprache  als  einzig  mögliche 
Staatssprache  Gross-Oesterreichs.  So  formuliert,  z.  B.  Popovici  in 
den  „Grundzügen  einer  föderativen  Reichsverfassung"  die  Roile  der 
deutschen  Sprache  folgendermassen:  „Die  internatioinale  Vermitt- 
lungssprache des  Reiches  ist  die  deutsche.  Als  solche  ist  sie  die 
amtliche  Sprache  aller  in  Wien  residierenden  Reichsbehörden,  der 
Reichsregierung,  des  Parlaments,  der  Armee  und  Marine,  ferner  ist 
sie  die  amtliche  Sprache  zwischen  den  einzelnen  Nationalstaaten 
einerseits,  zwischen  diesen  und  dem  Reiche  andererseits*). 

Was  nun  die  Sprachenfrage  in  den  übrigen  Verwaltungs- 
zweigen betrifft,  so  muss  hier  naturgemäss  der  Grundsatz  gelten : 
Jeder  Nation  ihr  Amt.  Deshalb  muss  man  hier  die  national-homo- 
genen von  den  gemischt-nationalen  Gebieten  unterscheiden.  In 
den  ersteren  nämlich  kann  die  Amtssprachenfrage  nach  durchge- 
führter Demokratisierung  der  Lokalverwaltung,  überhaupt  nicht  auf- 
tauchen. „Für  neun  Zehntel  unseres  Staatsgebietes  ist  unter  der 
Herrschaft  der  Autonomie  (Selfgovernment)  die  Entstehung  eines 
Amtssprachenstreites  ausgeschlossen"  **). 

Anders  in  den  gemischtsprachigen  —  in  der  grossen  Mehr- 
heit der  Fälle  doppelsprachigen  —  Gebieten.  Soll  das  Amt  hier 
seinen  Zweck  vollkommen  erfüllen,  so  muss  es,  selbstverständlich, 
auch  doppelsprachig  sein.  Und  zwar  muss  in  solchen  Gebieten 
grundsätzlich  die  verhältnissmässige  Besetzung  der  Aemter  nach 
den  konkreten  Machtverhältnissen  der  Nationen  durchgeführt  wer- 
den. Dies  kann  aber  in  doppelter  Weise  geschehen:  entweder  in 
der  Form  der  Zwei  sprachigkeit  der  Beamten  oder  der  D  o  p  - 
p  e  1  sprachigkeit  des  Amtes  (d.  h.  zwei  einsprachige  Beamte). 
Doch  ist  die  erstere  Form  vorzuziehen,  da  bei  ihr  die  bedeutenden 
Schwierigkeiten  der  Amtierung  verschiedensprachiger  Beamten 
nebeneinander  ausgemieden  werden.  —  Nur  eine  derartige  Lösung 
der    Amtssprachenfrage    auf    Grund    einer    demokratischen    Verwal- 


*)    Popovici,  a.  a.  O.,  pag.  325. 
**)    Renner.     „Löst  die  nationale  Autonomie  die  Amtssprachen  frage?" 
im  „Kampf",  I   J.  pag.  59. 
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tungsorganisation  kann  dem  gegenwärtigen  Streit  um  die  büreau- 
kratische  Besetzung  der  Aemter  ein  Ende  machen. 

Auf  dem  Gebiete  der  Rechtspflege  in  den  gemischtsprachigen 
Kreisen  will  das  Personalitätsprinzip  die  Angehörigen  verschiedener 
Nationen  nur  von  ihren  konnationalen  Richtern  abgeurteilt  wissen. 
Wie  bei  den  alten  Germanen  dem  Angeklagten  die  Frage  gestellt 
wurde;  "Quo  jure  vivis?",  ebenso  soll  hier  die  Frage  entscheiden: 
„Quo  judice  vivis?" 

Es  sei  hier  bemerkt,  dass  das  Personalitätsprinzip  überhaupt 
von  jeher  bei  den  Germanen  eine  bedeutende  Rolle  gespielt  hat, 
wie  es  andererseits  auch  im  Völkerrecht  stets  von  erheblicher  Be- 
deutung war.  Allmählich  gelangte  es  auch  im  inneren  Staatsleben 
zur  Geltung.  Die  Bildung  von  in  religiösen  Sachen  autonomen 
Kultusgesellschaften,  die  Abtretung  von  Seiten  des  Staates  der  Re- 
gelung gewisser  wirtschaftlicher  Angelegenheiten  den  Handels-, 
Gewerbe-  und  Landwirtschaftskammern,  Handwerkergenossen- 
schaften, Advokaten-,  Aerztekammern  etc.  etc.  —  alle  diese 
juristische  Personen  privat-  und  öffentlich-rechtlicher  Natur  sind 
auf  dem  Personalitätsprinzip  gegründet.  Auch  die  Heeresorganisa- 
tion  der  modernen  Staaten  untersteht  einer  besonderen  Verfassung, 
die  auf  exterritorial-persönlicher  Basis  aufgebaut  ist.  Auf  derselben 
muss  auch  die  Nationsgenossenschaft  gegründet  sein. 

Die  Garantie  für  die  Gewährung  dieser  Rechte  den  nationalen 
Minderheiten  sieht  diese  Richtung  im  Reziprozitätsprinzip:  „do  ut 
des",  denn  fast  alle  Nationen  im  Reiche  haben  ein  Interesse  daran, 
dass  ihren  Minoritäten  im  fremdsprachigen  Gebiete  das  Recht  der 
nationalen  Selbstbestimmung  gewährt  werde. 


§  12.  Das  Verhältnis  des  Personalitäts-  zum  Territorialprinzip. 

Gehen  wir  auf  das  gegenseitige  Verhältnis  und  die"  praktische 
Bedeutung  des  Personalitäts-  und  des  Territorialprinzipes  näher 
ein,  so  müssen  wir  vor  allem  einen  Fehler  zu  verme-iden  suchen, 
nämlich  —  die  Realität  nicht  zum  Opfer  abstrakt-theoretischer 
Erwägungen  bringen. 

Wenn  man  auch  das  Personalitätsprinzip  als  formales 
Prinzip    für    die    Lösung    der  Nationalitätenfrage  vollkommen  aner- 
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kennt,  so  darf  man  doch  nicht  ausser  Acht  lassen,  dass  als  fak- 
tische Voraussetzung  seiner  realen  Bedeutung  schliesslich  doch 
die  territoriale  Unterlage  erscheint.  Die  Ausübung  staatlicher 
Herrschaftsrechte  —  wie  es  ja  die  Nationsgenossenschaft  in 
national-kultureller  Beziehung  beansprucht  —  ist  erfolgreich  denk- 
bar nur  bei  einer  gewissen  territorialen  Einheit  und  „Abgerundet- 
heit". Daher  glauben  wir  den  Satz  aufstellen  zu  dürfen,  dass 
das  Personalitätsprinzip  an  realer  Bedeutung 
umsomehr  einbüssen  muss,  je  weniger  es  sich 
faktisch    mit  dem  Territor  ialprinzi  pe   deckt*). 

Damit  soll  keineswegs  die  Bedeutung  des  Personalitätsprin- 
zipes für  die  Lösung  der  österreichisch-ungarischen  Nationalitäten- 
frage in  Abrede  gestellt  werden.  Seine  Anwendung  kann  von 
grosser  Wichtigkeit  sein  und  zwar  als  einer  notwendigen  Ergän- 
zung und  Korrektur  der  grundsätzlichen  national-territorialen  Ab- 
grenzung nach  den  Vorschlägen  der  territorial-autonomistischen 
Richtung,  -r-  Demgemäss  stellen  wir  uns  die  Gestaltung  Neu- 
Oesterreichs  vor  als  eines  Bundesstaates  bestehend  aus  etwa 
15  mehr  oder  weniger  national-homogenen  Gliedstaaten. 
Hie  und  da  aber  blieben  noch  stark  gemischte  Sprachgebiete  sowie 
eine  bedeutende  Anzahl  von  Sprachinseln.  Für  diese  kommt 
nun  das  Personalitätsprinzip  als  einziges  Mittel  der  nationalen  Ab- 
grenzung in  Anwendung.  Diese  tatsächlich  nur  subsidiäre  Bedeu- 
tung des  Personalitätsprinzipes  scheinen  auch  seine  Anhänger  ein- 
zusehen. So  führt  beispielsweise  Springer  aus:  „Das  Personali- 
tätsprinzip hätte,  bis  zur  äussersten  Konsequenz  durchgeführt,  die 
Konstituierung  von  acht  Reichs-Nationsgenossenschaften  ohne  alle 
Rücksicht  auf  die  nationale  Siedelung  zur  Folge,  eine  Konsequenz, 
die  weder  möglich,  noch  für  Staat  und  Nation  wünschenswert 
wäre,  denn  die  Nationsgenossenschaft  muss  territorial 
untergegli  edert  sein"  **).  Das  sei  aber,  nach  Springer, 
leicht  durchführbar,  da  „gewiss  neun  Zehntel  aller  Sprengel  ein- 
sprachig sind  oder  so  geringe  Minoritäten  haben,  dass  sie  vernach- 


*)    Dieser    Satz  wird  für  uns  von  besonders  grosser  Bedeutung  sein 
bei  Behandlung  der  Judenfrage,  als  Problem  einer  „exterritorialen"  Nation. 

**)    Springer.     Der  Kampf  der  öster.  Nat.  etc.,  pag.  180. 
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lässigt  werden  können  —  nur  soweit  erscheint  das  Personalitäts- 
prinzip dem  Gebietsprinzip  geopfert"    (a.  a.  O.  pag.  43). 

Aehnlich  bemerkt  ein  anderer  eifriger  Verfechter  der  exterri- 
torial-nationalen Autonomie  0.  Bauer  *),  dass  das  Personalitäts- 
prinzip „nur  bei  Konstituierung  der  nationalen  Selbstverwaltüngs- 
körper  in  Gebieten  starker  nationaler  Mischung  und  zur  Konsti- 
tuierung der  Minoritäten"   in  Anwendung  kommen   kann. 

Wir  kommen  also  zum  Ergebnisse,  dass  das  Richtige  weder 
in  der  absoluten  Durchführung  des  Territorial-  noch  des  Personali- 
tätsprinzipes liegt,  sondern  in  der  zweckmässigen  Kom- 
bi n  i  e  r  u  n  g  beider.  Demgemäss  würde  die  nationale  Abgrenzung 
sich  folgendermassen  darstellen.  Wir  hätten  dabei  vor  allem 
3  Arten  von  Landeseinheiten  zu  unterscheiden:  1)  In  den  grösseren 
geschlossenen  national-homogenen  Landeseinheiten  (etwa  Kreisen) 
fallen  natürlich  die  spezifischen  national-kulturellen  Angelegenheiten 
mit  den  allgemeinen,  sozialen,  wirtschaftlichen  usw.  unter  dieselben 
legislativen  und  exekutiven  Organe.  Das  würde,  wie  gesagt,  für 
etwa  neun  Zehntel  aller  Landeseinheiten  der  Fall  sein.  2)  Die 
gemischt-,  hauptsächlich  doppelsprachigen  Landeseinheiten,  bilden 
in  allgemein-territorialen  Angelegenheiten  ein  einheitliches  Ganzes, 
zerfallen  aber  in  Doppelkreise  (bezw.  Doppelgemeinden)  in  national- 
kultureller Hinsicht,  und  zwar  auf  Grundlage  der  nationalen  Matrikel 
oder  Kataster.  Ein  jeder  dieser  Doppelkreise  unterliegt  den  Gesetz- 
gebungs-  und  Verwaltungsorganen  seiner  Nation  hinsichtlich  seiner 
spezifisch-nationalen  Angelegenheiten,  —  was  schliesslich  3)  auch 
für  die  national-homogenen  Gemeinden  zutrifft,  die  als  Sprachinseln 
innerhalb  eines  kompakten  fremdsprachigen  Gebietes  liegen,  wäh- 
rend sie  im  allgemeinen  den  örtlich-territorialen  Organen  unter- 
stellt sind.  So  würde  die  Nationsgenossenschaft  alle  national-ein- 
heitlichen Kreise  (bezw.  Gemeinden)  und  die  homogenen  Teile  der 
verschiedensprachigen  Kreise  (bezw.  Gemeinden)  umfassen. 

Doch  darf  man  sich  auch  in  dieser  Beziehung  keinen  Illu- 
sionen hingeben.  Sogar  bei  der  vollkommensten  Verwirklichung 
der  geschilderten    territorialen   und  personalen  Abgrenzung  der  Na- 


•■)  „Der  Kampf,  II.  J.  Nr.  1,  pag.  45.  Vgl.  bei  demselben  Autor:  „Die 
Nat -Frage  und  die  Soz.-Dem  "  pag.  290.  Aehnlich  Kautsky.  „Nationalität 
und  Internationalst".     Stuttgart  1908,  pag.  '28. 
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tionen  wird  der  Nationalitätenstreit  nicht  gänzlich  überwunden  sein. 
Es  werden  stets  genug  Reibungsflächen  übrig  bleiben,  wo  eine 
rechtliche  Regelung  bezw.  Abgrenzung  als  unmöglich  erscheint 
So  z.  B.  die  unvermeidlichen  Divergenzen  auf  dem  i  Boden  der 
verschiedenen  Finanzkraft,  sowie  der  verschiedenen  sozial-ökono- 
mischen Struktur  der  verschiedenen  Nationen  des  Reiches,  ferner 
auf  dem  Boden  der  Verwendung  der  Reichsmittel  usw.  Dabei 
werden  die  alten  historischen  Nationen,  die  in  kultureller  und 
sozialer  Beziehung  einen  Vorsprung  vor  den  anderen  Nationen 
haben,  naturgemäss  auch  eine  günstigere  Position  im  Staate  ein- 
nehmen. Nicht  ohne  Grund  macht  daher  auch  z.  B.  Dr.  Meissner*) 
gegen  Hie  nationale  Autonomie  in  den  gemischtsprachigen  Gebieten 
geltend,  dass  „die  Trennung  nicht  in  allen  Verwaltungs-  und  Ge- 
setzgebungszweigen durchführbar  ist,  dass  sie  (die  national-personale 
Autonomie)  auf  national  trennbare  Gegenstände  beschränkt  ist  und 
daher  zur  gegenseitigen  Bekämpfung  noch  genug  Stoff  bleiben 
wird." 

Es  wäre  übrigens  auch  ganz  unbegründet,  eine  endgültige 
Aussöhnung  und  Verbrüderung  aller  Nationalitäten  bei  den  obwal- 
tenden Verhältnissen  von  der  nationalen  Autonomie  zu  erwarten. 
Daran  aber  kann  schliesslich  doch  nicht  gezweifelt  werden,  dass 
die  Verwirklichung  der  nationalen  Autonomie  dem  Nationalitäten- 
streit seine  gegenwärtige  Schärfe  und  seinen  kleinlichen  Charakter 
nehmen  wird  und  zur  Verständigung,  zur  Interessensolidarität  der 
Nationen  des  Donaureiches  viel  beitragen  kann.  Denn  sie  ent- 
zieht den  Kämpfenden  gerade  die  national-kulturellen  Angelegen- 
heiten, die  heute  den  Hauptgegenstand  des  Streites  abgeben.  Vor 
allem  aber  würde  sie  den  separatistischen  und  irredentistischen 
Bestrebungen  in  ganz  bedeutendem  Maasse  den  Nährboden  ent- 
ziehen und  entkräften. 

j§  1$.    Das  Werden  Gross-Oesterreichs  und  seine  internationale 

Bedeutung  c 

Wenn  man  sich  die  Verwirklichung  des  oben  skizzierten  Pro- 
gramms   als    einen    Sprung  aus  dem  nationalen  Chaos  der  Gegen- 

*)  „Löst  die  nationale  Autonomie  das  nationale  Problem?"  im 
„Kampf4,  J.  I,  pag.  279. 
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wart  direkt  in  das  wohlgeordnete  freie  Gross-Oesterreich  der  Zu- 
kunft und  nicht  als  einen  langdauernden  organischen  Prozess  denkt, 
so  wird  das  gewiss  utopisch  erscheinen.  Dass  die  Durchführung 
der  nationalen  Autonomie  eine  ganze  Reihe  vorbereitender  Re- 
formen und  Veränderungen  in  der  heutigen  Verfassung  und  Ver- 
waltung des  Donaureiches  voraussetzt,  —  daran  kann  wohl  nie- 
mand zweifeln.  Andererseits  aber  dürfte  es  keinem,  der  mit 
einigem  Verständnisse  die  innere  Entwicklung  der  Monarchie ,  in 
den  letzten  Jahrzehnten  verfolgt  hat,  entgehen,  dass  wir  dort  be- 
reits heute  mehr  oder  weniger  bedeutende  Ansätze  des  oben  ent- 
worfenen „Zukunftsbildes"  vorfinden,  die  blos  nach  allen  Rich- 
tungen hin  konsequent  fortentwickelt  werden  müssen. 

Vor  allem  auf  dem  Gebiete  der  Verfassung  des  Habsburger- 
reiches. Wir  haben  bereits  eingangs  auf  das  bundesstaatliche 
Element  hier  —  allerdings  in  ganz  schiefer  Ausbildung  —  hinge- 
wiesen. Nicht  mit  Unrecht  bezeichnet  Springer  *)  die  Kronländer 
als  „eine  Verquickung  von  Autonomie,  Selbstverwaltung  und  bun- 
desstaatlichen Elementen".  Es  gilt  nun  diese  Elemente  auszuson- 
dern und  zweckmässig  auszubilden.  Einen  bedeutenden  Schritt 
vorwärts  machte  Oesterreich  auf  diesem  Wege  mit  der  nationalen 
Abgrenzung  der  Wahlbezirke  aus  Anlass  der  jüngsten  Wahlreform, 
die  gewissermassen  ein  —  freilich  ungenügendes  —  Surrogat  einer 
nationalen  Gesetzgebung  geschaffen  hat.  In  Mähren  bestehen 
zwei  Wahlkörper  —  ein  deutscher  und  ein  tschechischer,  —  die 
auf  Grundlage  nationaler  Kataster,  also  auf  Grund  des  Personali- 
tätsprinzipes zusammengestellt  werden.  Man  könnte  bald  geneigt 
sein,  in  diesen  selbständigen  Wahlkörpern  das  Embryo  der  künf- 
tigen Nationsgenossenschaften  zu  erblicken,  wie  man  andererseits 
den  heutigen  Landsmannsminister  als  —  untaugliches  —  Surrogat 
des  zu  erstrebenden   „nationalen   Ministers"   betrachten  könnte. 

Viel  bedeutendere  Ansätze  der  zukünftigen  Neugestaltung  hat 
das  Gebiet  der  Verwaltung  in  Oesterreich  aufzuweisen,  da  diese 
sich  überhaupt  notwendigerweise  mehr  den  tatsächlichen  Lebens- 
bedürfnissen anzupassen  pflegt,  als  die  unbeweglicheren  Ver- 
fassungsformen.    Das  gilt    insbesondere    von    den   doppelsprachigen 


*)     Springer,  a.  a.  O.,  pag.  106. 
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Gebieten,  wie  die  deutsch-tschechischen  in  Böhmen  und  Mähren 
wo  sich  scharf  und  unzweideutig  die  Tendenz  geltend  macht  — 
das  Schulwesen  und  die  Kulturangelegenheiten  überhaupt  national 
abzugrenzen  und  sie  selbständigen  nationalen  Sektionen  zu  über- 
geben. Also  gewissermassen  eine  Uebergangsstufe  zur  nationalen 
Selbstregierung.  Besonders  bemerkenswert  ist  in  dieser  Hinsicht 
der  jüngst  von  der  Regierung  ins  Abgeordnetenhaus  eingebrachte 
Gesetzentwurf  betreffend  die  Regelung  des  Sprachengebrauches  in 
Böhmen.  Der  Entwurf  sieht  vor  —  139  einsprachig-tschechische, 
91  einsprachig  -  deutsche  und  5  zweisprachige  Bezirksgerichts- 
sprengel*). Doch  führten  bekanntlich  die  Obstruktionsszenen  der 
Tschechen  und  Polen  gerade  bei  der  Besprechung  dieses  Ent- 
wurfes zur  Vertagung  der  Session  des  Abgeordnetenhauses. 

Ferner,  die  getrennten  Gemeindeausschüsse,  wie  sie,  z.  B., 
für  Budweis  vorgeschlagen  wurden,  sowie  die  Landesschulräte  und 
Landeskulturräte  sind  zweifellos  Vorläufer  der  Lokal-,  Mittel-  und 
Zentralstellen  und  werden  in  weiterer  Ausgestaltung  und  Fortbil- 
dung die  notwendige  Grundlage  des  demokratischen  Gross-Oester- 
reichs  schaffen. 

Als  unumgängliche  allgemeine  Voraussetzung  einer  befriedi- 
genden Lösung  der  Nationalitätenfrage  erscheint  ferner  die  konse- 
quenteste Durchführung  der  autonomen  Lokalverwaltung  (Selfgo- 
vernment).  Die  sich  selbst  regierenden  Kreise  und  Gemeinden 
bilden  einerseits  die  notwendige  gesunde  Grundlage,  auf  der  die 
nationalen  Gliedstaaten,  wie  auch  das  Gesamtreich  aufgebaut  wer- 
den kann ;  andererseits  erscheinen  sie  als  die  einzig  möglichen 
Bausteine  oder  Zellen,  aus  denen  die  Nationsgenossenschaften  her- 
gestellt werden  können.  Nur  eine  solche  »Parzellierung"  der  Ver- 
waltungsfunktionen ermöglicht  eine  elastische  Anpassung  an  die 
verschiedenartigen  faktischen  „ nationalen  Besitztümer".  Das  die 
demokratische  Verwaltungsorganisation  auch  die  Aemterfrage  löst, 
haben  wir  bereits  gesehen.  („Drei  Viertel  des  Nationalitäten- 
krakeels mussten,  nach  Springer**),  bei  demokratischer  Gemeinde- 
verfassung mit  einem  Male  verstummen.") 


*)    Näheres  siehe  K.  Renner.    „Der  Gesetzentwurf  über  die  Sprachen- 
frage", im  „Kampf4,  J.  II,  Nr.  6. 

**)    R.  Springer.    Der  Kampf  der  öster.  N.  etc.,  pag.  184. 
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Um  nun  diese  Verwaltungsreform  im  Reiche  erfolgreich  durch- 
zuführen, muss  aber  ein  anderer  Hebel  in  Bewegung  gesetzt  wer- 
den, nämlich  —  die  Landtagsgesetzgebung.  Daher  tuen  die 
Freunde  der  grossösterreichischen  Reichsidee  recht,  wenn  sie  vor 
allem  eine  demokratische  Landtagswahlreform  und  ferner  —  als 
Uebergangsstadium  zu  den  nationalen  Kulturparlamenten  —  die 
„ nationale  Kurien"  innerhalb  der  heutigen  Landtage  verlangen. 
So  führt  der  Weg  zu  den  Vereinigten  Staaten  von  Gross-Oester- 
reich :  durch  die  Demokratisierung  des  Landtagswahlrechts  zur 
autonomen  Lokalverwaltung  und  durch  diese  zur  Abgrenzung  der 
nationalen  Macht-  und  Kultursphären,  wobei  diesen  Reformen 
parallel  die  Fortentwicklung  der  bundesstaatlichen  Elemente  der 
Reichsverfassung  laufen  muss. 

Ob  das  Reich  diesen  Weg  ganz  auf  dem  Boden  der  fried- 
lichen parlamentarischen  Reform  durchmachen  wird,  oder  ob  der 
Widerstand  derjenigen  Nationen,  die  am  Fortbestand  des  status 
quo,  d.  h.  der  nationalen  Privilegien  interessiert  sind,  also  vor 
allem  der  Magyaren  —  einen  Staatsstreich  von  oben  oder  von 
unten  notwendig  machen  wird,  —  darüber  kann  uns  nur  die  — 
vielleicht  nicht  allzu  ferne  —  Zukunft  belehren.  Sei  dem  wie  es 
wolle,  eins  steht  fest :  soll  das  Reich  der  Habsburger  eine  Zukunft 
haben,  soll  es  seinen  historischen  Beruf  erfüllen,  so  muss  es  vor 
allem  menschenwürdige  Existenz-  und  Entwicklungsbedingungen 
für  seine  zahlreichen  Nationen  herstellen. 

Der  Machtstreit  der  Nationen  muss  vom  Rechte  aufgenommen 
und  entschieden  werden.  Denn  die  Macht  geht  dem  Rechte  nur 
solange  vor,  „bis  das  Recht  nun  auch  seinerseits  eine  hinreichende 
Macht  hinter  sich  gesammelt  hat,  um  die  Macht  des  Unrechts  zu 
zerschmettern  *). 

Sind  aber  die  Vereinigten  Staaten  von  Gross-Oesterreich  ein- 
mal entstanden,  so  muss  ihre  Bedeutung  und  Wirkung  sich  weit 
über  ihre  Grenzen  hinaus  erstrecken  und  zwar  vor  allem  auf  die 
staatsrechtlichen  Verhältnisse  auf  der  ganzen  Balkanhalbinsel. 
Während  heute  sogar  zwischen  den  Nationen  Oesterreich-Ungarns 
selbst  sich  eine  bedeutende    zentrifugale  „Los-von-Oesterreich--Be- 


*)    F.   Lassalle.    „Macht   und   Recht".     Reden  und  Schriften     Bd.  I. 
Leipzig,  pag.  125. 
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wegung  bemerkbar  macht,  wird  der  demokratische  Nationalitäten- 
bundesstaat Gross-Oesterreich  zweifellos  eine  mächtige  Anziehungs- 
kraft auf  alle  kleinen  Nationen  der  Balkanhalbinsel  ausüben. 

Dass  die  Zukunft  dieser  zahlreichen  Nationen  in  einem  Zeit- 
alter mächtiger  Grossstaaten  nur  in  einem  festgefügten  Nationali- 
tätenbundesstaat liegt,  kann  heute  wohl  als  feststehend  betrachtet 
werden. 

„Die  mancherlei  Nationalitäten  in  Südosteuropa,  meint  z.  B. 
Biuntschli  *),  vermögen  nur  im  Anschluss  aneinander  staatlich  zu 
bestehen."  Ferner  konstatierte  Prof.  Hilty  bereits  im  Jahre  1882 
auf  dem  Balkan  Ansätze  einer  bundesstaatlichen  Entwicklung.  „Es 
ist  auffallend,  sagt  er,  welche  innere  Verwandtschaft  die  bekannt 
gewordenen  Stipulationen  dieser  (albanesischen)  Liga  mit  unseren 
ersten  Bundesbriefen  besitzen"  **).  Allerdings  vollzieht  sich  dort 
diese  Entwicklung  nur  langsam  und  oft  durch  gewaltsame  Ein- 
griffe und  Störungen  unterbrochen. 

Auch  innerhalb  der  verschiedenen  Donau-  und  Balkanstaaten 
sind  seit  längerer  Zeit  öfters  Projekte  bundesstaatlicher  Vereini- 
gungen aufgetaucht.  Dabei  wird  die  Mission  zur  Initiative  stets 
Oesterreich  zugeschrieben.     Oesterreich  soll  vorangehen. 

Popovici,  selbst  Rumäne,  der  mit  den  Verhältnissen  im 
Königreich  Rumänien  auf's  Beste  vertraut  ist,  weist  auf  „den 
konstanten  Trieb  der  Rumänen  hin,  sich  an  Oesterreich  und  die 
diesem  Reiche  zugrunde  liegende  Idee  anzuschliessen ;  diesen 
Trieb  zu  pflegen  und  die  Verbindung  beider  Staaten  immer  inniger 
zu  gestalten,  ist  nun  das  Gebot  jeder  vernünftigen  österreichischen 
und  rumänischen  Politik"***). 

Ein  anderer  Politiker  des  Reiches,  Onciul  meint:  „So  gut 
es  im  Deutschen  Reiche  ein  Königreich  Preussen,  ein  Königreich 
Bayern  usw.  gibt,  könnte  es  in  dem  kaiserlichen  Bundesstaate 
Oesterreich  ein  geeintes  Königreich  Rumänien,  ein  geeintes  König- 
reich Serbien  usw.  geben"  f).  Beim  heutigen  Waffengeklirr  klingt 
das  allerdings  als  ferne  Zukunftsmusik.  .  .  . 


*)  Biuntschli.    Die  nationale  Staatenbildung  etc.,  pag.  28. 

**)  Prof.  Hilty.    Revision  und  Reorganisation.    Bern  1882,  pag.  22. 

***)  Popovici,  a.  a.  0.,  pag.  418. 

f)  Ibid,  pag.  419. 
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Auch  serbischerseits  Hessen  sich  Stimmen  für  eine  derartig«; 
staatliche  Kombination  vernehmen.  So  schreibt  der  frühere  ser- 
bische Ministerpräsident  Pirotschanaz  *):  „Diese  föderative  Ver- 
einigung (Oesterreichs  mit  den  Balkanstaaten)  ist  eine  historische 
und  geographische  Notwendigkeit  für  die  Völker  des  europäischen 
Ostens***).  Aber  auch  für  Bulgarien  ist  diese  bundesstaatliche 
Vereinigung  aller  Balkanvölker  der  einzige  Weg  —  die  gesamte 
bulgarische  Nation  -  -  auch  die  Bulgaren  Mazedoniens  —  zu  um- 
fassen. Nur  dieser  mächtige  Bund  kann  die  kleinen  Balkanstaaten 
von  der  Tutel  des  europäischen   „ Konzerts"   endgültig  befreien. 

„Für  kleinere  Nationen,  bemerkt  zutreffend  Kautsky  ***),  die 
alle  in  ihrer  Gesamtheit  innerhalb  eines  Gebietes  wohnen,  ist  der 
Zusammenschluss  dieses  Gebiets  zu  einem  Staatswesen  die  einzig 
mögliche  Form,  der  Vorteile  eines  Grossstaats  teilhaftig  zu  werden 
und  überwiegen  für  sie  die  Vorteile  über  jene  Nachteile,  die  den 
Nationalitätenstaat    gegenüber  dem  Nationalstaat    beeinträchtigen." 

Gerade  jetzt,  wo  es  im  ganzen  Osten  gährt,  wo  alles  dort 
im  Flusse  ist,  ist  die  günstigste  Zeit  für  diese  staatliche  Neuge- 
staltung auf  dem  Balkan.  Ob  "eine  solche  „Balkan-Konföderation" 
in  nicht  ferner  Zukunft  zu  Stande  kommen  wird,  hängt  in  bedeu- 
tendem Masse  von  der  positiven  Lösung  der  staatlichen  Krisis  des 
Habsburgerreiches  ab.  Die  Lösung  dieses  Problems  wird  das 
Schicksal  und  die  Zukunft  aller  Völker  des  europäischen  Ostens 
bestimmen,  in  gewissem  Maasse  auch  der  Nationen  Russlands, 
denn  „die  nationale  und  demokratische  Entwicklung  Oesterreichs 
rnuss  auf  die  Dauer  das  heutige  russische  System  unterhöhlen; 
zugleich  ist  diese  internationale  Völkeragglomeration  (Gross-Oester- 
reich)  zwischen  Alpen,  Karpathen  und  Balkan  als  Puffer  zwischen 
dem  Osten  und  Westen  selbst  ein  Stück  Friedensgarantie  Euro- 
pas" f).     I;    einem  Zeitalter    der  Blüte    bundesstaatlicher  Vereini- 


*)     Popovici,  a.  a.  O.,  pag.  423. 
**)     In    demselben    Sinne    äussert    sich    ein    anderer    serbischer    Ex- 
Minister   W.    Georgewitsch    in    seiner   jüngst    erschienenen    Schrift.     „Die 
Serbische  Frage".    1909. 

***)     Kautsky,  im  „Kampf"  II.  Jahrg.,  pag.  107- 
-J-)     K.    Renner.     Sympathien    und    Antipathien,    im    „Kampf",   IL  J. 
pag.  168. 
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gungen,  dem  wir  zweifellos  immer  mehr  entgegengehen,  könnten 
die  Vereinigten  Staaten  von  Gross-Oesterreich  als  Musterbild  für 
die  übrigen  Nationalitätenstaaten  Europas  und  Asiens  dienen,  vor 
allem  aber  für  den  Balkan,  Russland  und  die  Türkei. 


Viertes  Kapitel. 

§  14.    Die  Nationalitätenfrage  Russlands. 

Nachdem  wir  das  Problem  des  Nationalitätenbundesstaates 
auf  dem  Beispiele  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  aus- 
führlich behandelt  haben,  können  wir  uns  hier  ganz  kurz  fassen, 
denn  im  Grossen  und  Ganzen  steht  das  Nationalitätenproblem 
Russlands  wesentlich  dem  des  Donaureiches  nahe.  Nur  wird  die 
Aufgabe  in  Russland  viel  komplizierter  —  durch  mehrere  neu  hin- 
zutretende Momente,  die  Oesterreich  teils  überhaupt  nicht  kannte 
teils  bereits  überwunden  hat. 

Es  kommt  hier  in  erster  Linie  das  starke  numerische  Ueber- 
wiegen  des  russischen  Volkstums,  das  ungefähr  zwei  Drittel  der 
Gesamtbevölkerung  des  russischen  Reichs  ausmacht,  in  Betracht, 
wodurch  die  Erzielung  einer  gerechten  und  friedlichen  Verständi- 
gung der  zahlreichen  Nationalitäten  Russlands  äusserst  erschwert 
wird.  Auch  ist  die  Zahl  der  Nationen  hier  bedeutend  grösser  als 
in  Oesterreich-Ungarn.  Mehr  als  25  grössere  und  eine  bedeutende 
Anzahl  kleinerer  Volksstämme  bewohnen  in  buntem  Nebeneinander 
dieses  Riesenreich.  Eine  annähernde  Vorstellung  über  dieses  Völ- 
kergemisch kann  folgende  Tabelle  (siehe  Seite  70)  geben,  die  auf 
Grund  der    einzigen  Volkszählung    von  1897  zusammengestellt  ist. 

Zwischen  diesen  zahlreichen  Nationen  und  Stämmen  be- 
stehen die  grössten  Verschiedenheiten  der  Rasse,  der  sozial-ökono- 
mischen Entwicklung,  des  politischen  Bewusstseins,  der  geistigen 
Kultur,  der  Religion  usw.  Während  wir  es  im  Reiche  der  Habs- 
burger im  allgemeinen  durchaus  mit  zivilisierten  Nationen  zu  tun 
haben,  existieren  in  Russland  neben  den  kulturell-hochentwickelten 
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Nationalitäten. 

Insgesamt. 

In  Per- 
zenten. 

Grossrussen 

55,673,000 

43,30 

Kleinrussen 

22,415,000 

17,41 

Weissrussen       

5,886,000 

4,57 

Polen 

7,931,000 

6,17 

Juden      

5,190,000 

3,96 

Kirgisen 

4,084,000 

3,18 

Tataren       

3,738,000 

2,91 

Finnen   

2,191,000 

1,71 

Deutsche . 

1,790,000 

1,40 

Lithauer  und  Shmudj 

1,658,000 

1,29 

Baschkiren  und  Tentjaren       

1,439,000 

1,12 

Letten ' 

1,436,000 

1,12 

Grusiner 

1,352,000 

1,05 

1,173,000 

0,91 

1,122,000 

0,87 

Mordwa       

1,024,000 

0,79 

Esten      

1,003,000 

0,78 

969,000 

0,75 

Tschuwaschen        

844,000 
727,000 

0,66 

Usbeken     

0,57 

Lesginer 

601,000 

0,47 

Kaukasische  Stämme 

1,092,000 

0,85 
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Nationen,  wie  die  Finnen,  Polen,  Deutschen  usw.,  eine  ganze 
Reihe  halbzivilisierter  Nomaden-  und  Jägerstämme.  Schliesslich 
wird  die  Lösung  dieses  ohnedies  ungeheuer  schwierigen  Problems 
dadurch  noch  besonders  erschwert,  dass  es  hier  an  den  notwen- 
digen elementarsten  Voraussetzungen  eines  konstitutionell-demo- 
kratischen Staatslebens  fehlt.  Als  einziger  Grundsatz  der  absolu- 
tistischen Nationalitätenpolitik  galt  hier  stets  das  Metternich'sche : 
„Divide  et  impera!" 

Unter  dem  Schutzmantel  des  Pseudo -Konstitutionalismus 
wird  das  Land  von  einer  durch  und  durch  korrupten  und 
absolut  regierungsunfähigen  Büreaukratie  beherrscht.  So  gilt  noch 
heute,  was  Ferrari  vor  mehreren  Jahren  über  Russland  sagte: 
„La  liberte  philosophique  en  Allemagne,  commerciale  en  Angleterre, 
nationale  en  Espagne,  catholique  dans  les  Flandres,  republicaine 
en  Suisse,  finit  ä  l'Orient  de  l'Europe,  oü  la  mysterieuse  Russie 
presente  l'image  exageree  de  l'ancien  absolutisme  francaise"  *). 

Solange  aber  Russland  die  heutige  innerpolitische  Krise  nicht 
überwunden  hat,  kann  von  einer  demokratischen  Lösung  seiner 
Nationalitätenfrage,  natürlich,  nicht  die  Rede  sein.  Hat  es  aber 
einmal  den  Weg  der  wirklich-konstitutionellen  Entwicklung  betreten, 
so  wird  die  bundesstaatliche  Lösung  der  nationalen  Verfassungs- 
frage auch  hier  nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  sein.  Vor  allem 
aber  muss  mit  dem  starren  büreaukratischen  Zentralismus  aufge- 
räumt werden,  denn  .Russland  eignet  sich  gar  nicht  zu  einer 
mechanischen  Zentralisation,  gleichviel  ob  dieselbe  despotisch  oder 
büreaukratisch,  oder  in  neuester  Zeit  pseudo-parlamentarisch  zu 
regieren  sich  vornimmt"  **).  Auch  hier  müsste  also  der  erste 
Schritt  der  Demokratie  sein  —  die  Durchführung  breitester  lokaler 
und  territorialer  Selbstregierung.  Denn  sind  die  „historisch-politi- 
schen Individualitäten"  Oesterreichs  als  untauglich  und  unhaltbar 
zu  verwerfen,  so  sind  es  die  „Gouvernements"  Russlands, 
in  noch  viel  grösserem  Masse.     Soll  Russland  eine  Zukunft  haben, 


*)    Ferrari.    Histoire    des    revolutions    d'Italie.    IV.  pag.  485.    Zitiert 
nach  de  Roquette-Buisson,  a.  a.  O.  pag.  62. 

**)    „Politisches  Jahrbuch  der  schweizer.  Eidgenossenschaft".  Bd.  XXI, 
1907,  pag.  352. 
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so  muss  an  Stelle  des  mechanisch-zentralistischen  Gouvernements- 
systems —  seine  Neugestaltung  auf  bundesstaatlicher  Grundlage 
treten.  Denn  nur  „in  der  Form  eines  allerdings  sehr  komplizierten 
Bundesstaates  könnte  Russland  fortleben  und  sich  allmählich  zur 
Gesundheit  entwickeln"  *). 

Allerdings  ist  die  territoriale  Abgrenzung  der  Nationen  hier 
nicht  einmal  in  dem  Maasse  möglich,  wie  in  Oesterreich-Ungarn. 
Dennoch  ist  sie,  als  unentbehrliche  Grundlage  einer  jeden  Rege- 
lung der  nationalen  Verhältnisse,  auch  hier  nach  Möglichkeit  an- 
zustreben. Und  zwar  finden  wir  bei  näherer  Betrachtung  auch 
hier  eine  Anzahl  von  Gebieten  mit  mehr  oder  weniger  national- 
homogener Bevölkerung. 

1)  Vor  allem  das  bereits  autonome  Finnland,  welches 
nach  der  Volkszählung  1897  —  86,1  °/o  Finnen  und  13,5% 
Schweden  zählte. 

2)  Das  Königreich  Polen,  das  von  71,8°/o  Polen,  13,5 °/o 
Juden  und  6,7 °/o  Russen  (grösstenteils  Militärs  und  Beamte) 
bewohnt  ist. 

3)  In  den  Ostseeprovinzen  bilden  die  Letten  und  Esten 
mehr  oder  weniger  kompakte  Sprachgebiete,  in  denen 
deutsche  Minderheiten  (im  Ganzen  von  5 — 7°/o)  und  jüdische 
(von  3 — 6°/o)  verstreut  sind. 

4)  Sibirien  besteht  aus  80,9°/o  Russen,  5°/o  Burjaten, 
4°/o  Jakuten,  3,6°/o  Tataren. 

5)  Im  mittelasiatischen  Russland  bilden  die  tatarischen 
Stämme  (Kirgisen,  Sarten  etc.)  die  überwiegende  Majorität 
von  85,4°/o. 

6)  Am  buntesten  sind  die  Völker  auf  dem  Kaukasus 
durcheinandergeworfen.  Doch  bilden  im  nördlichen  Teil 
(2  Gouveraements)  die  Russen  eine  Majorität  von  91,6  °/o, 
während  im  südlichen  Teil  die  Grusiner  eine  kompakte 
Mehrheit  von  ca.  70°/o  ausmachen.  In  der  Minderheit  be- 
finden sich  Armäner,  Tataren  usw. 


K)     a.  a.  O.,  pag.  353. 
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7)  Was  das  eigentliche  europäische  Russland  betrifft,  so  finden 
wir  hier  ein  grosses  Gebiet  von  etwa  25  Gouvernements, 
das  vorwiegend,  teilweise  fast  ausschliesslich,  von  Gross- 
russen bewohnt  wird  (75— 95°/o),  mit  Moskau  im 
Zentrum. 

8)  Ferner  sehen  wir  hier  ein  geschlossenes  Gebiet  von  unge- 
fähr 10  Gouvernements,  das  von  Kleinrussen  in  kom- 
pakten  Massen   (55— 90°/o)  bewohnt  ist  —  und  schliesslich 

9)  ein  Weissrussisches  Gebiet,  das  5  Gouvernements 
umfasst. 

Diese  Daten  beweisen,  dass  die  Umgestaltung  Russlands  in 
einen  Nationalitätenbundesstaat  —  allerdings  mit  russischer  Zen- 
tral- und  Vermittlungssprache  —  zwar  mit  viel  grösseren  Schwie- 
rigkeiten verbunden  ist,  als  die  Neugestaltung  Oesterreichs,  jeden- 
falls aber  nicht  unmöglich  ist.  So  konstruiert  auch  auf  dieser 
Grundlage  Fortunatoff  *)  —  17  national-homogene  Gebiete  oder 
Staaten.  Allerdings  kann  für  alle  diese  Gebiete  kein  einheitliches 
Maass  von  staatlicher  Selbständigkeit  bezw.  territorialer  Autonomie 
festgestellt  werden.  Es  müssten  vielmehr  weitgehende  Unter- 
schiede gemacht  werden  je  nach  der  industriellen  und  kulturellen 
Entwicklungsstufe  und  der  politischen  Reife  der  Gebiete.  Was 
speziell  die  zahlreichen  halbzivilisierten  Stämme  Russlands  betrifft, 
so  könnte  man  in  Bezug  auf  sie  die  Grundsätze  der  nordameri- 
kanischen „Territorien",  dieser  „Staaten  im  Puppenstadium"**)  in 
Anwendung  bringen  (inchoate  States),  deren  Autonomie  je  nach 
den  konkreten  Umständen  verschieden  abgestuft  werden  könnte. 

Doch  ist  es  leicht  einzusehen,  dass  die  national-territoriale 
Abgrenzung  allein  die  Nationalitätenfrage  Russlands  noch  viel 
weniger  zu  lösen  im  Stande  ist,  als  im  Donaureiche.  Auch  hier 
muss  —  in  Bezug  auf  die  zahlreichen  gemischtsprachigen  Gebiete 
und  die  fremdnationalen  Sprachinseln  das  Personalitätsprinzip,  als 
Korrektur  des  Territorialprinzipes,  in  Anwendung  gebracht  werden. 


*)    K.   Fortunatoff.    „Die    nationalen    Gebiete   Russlands"    (russisch). 
St.  Petersburg  1906,  pag.  16  ff. 

**)    Siehe  Holst.    Das  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika* 
Handbuch  des  öffentl.  Rechts.    Freiburg  i/B.  1885,  pag.  95  ff. 


74 


Nur  eine  derartige  Neugestaltung  des  russischen  Reiches  auf  bun- 
desstaatlich-nationaler Basis  kann  es  zu  einem  wahrhaft  modernen 
entwicklungsfähigen  und  freiheitlichen  Staate  machen. 


Fünftes  Kapitel. 

§  15.    Die  Nationalitätenfrage  der  Türkei. 

Auch  die  Türkei  bildet  ein  äusserst  buntes,  gemischtsprachiges 
Staatswesen.  Hier  an  der  Grenze  zwischen  Europa  und  Asien, 
wo  so  viele  Völkerschaften  unter  einem  despotischen  Regime  zu 
leben  hatten,  trug  die  Nationalitätenfrage  stets  den  Charakter  von 
erbittertsten  Nationalitätenkämpfen  und  separatistischen  Aufständen. 
Das  innere  Leben  der  Türkei  v/ährend  des  ganzen  vergangenen 
Jahrhunderts  ist  erfüllt  von  blutigen  Kämpfen  der  verschiedenen 
Nationen  und  Provinzen  für  politische  Selbständigkeit  oder  wenigstens 
für  Autonomie  innerhalb  des  ottomanischen  Reiches.  1830  befreit 
sich  von  der  türkischen  Herrschaft  Griechenland,  das  zirka 
2,632,000  Einwohner  zählt;  darunter:  2,400,000  Griechen,  200,000 
Albanesen  und  32.000  Wallachen,  Bulgaren  und  Türken.  1832 
wird  die  Insel  S  a  m  o  s  als  autonomes  Fürstentum  von  der  Türkei 
anerkannt.  1859  wurden  die  Donaufürstentümer  Moldau  und 
Wallachei  unter  dem  Fürsten  Cusa  vereinigt.  1861  erlangte  die 
Provinz  Libanon  Autonomie*).  1866  erfolgte  ein  Aufstand  der 
Christen  in  Kreta,  der  nach  blutigen  Kämpfen  unterdrückt  wurde. 
Um  allen  diesen  unaufhörlichen  Wirren  und  Kämpfen  ein  Ende 
zu  machen,  verlangten  die  Grossmächte  von  der  Türkei  eine 
gründliche  Reform  ihres  ganzes  Staatswesens,  insbesondere  die 
administrative  Autonomie  der  Provinzen.  1876  wurde  die  erste 
türkische  Verfassung  proklamiert,  die  aber  von  ganz  kurzer  Dauer' 
war.  Faktisch  blieb  alles  beim  alten.  1878  wurde  auf  dem  Frie- 
den von  San-Stefano    die  Unabhängigkeit  von  Rumänien  und  Ser- 


*)    Sich    darauf   stützend,  wollten  die  Bewohner  des  Libanon  an  den 
Parlaments  wählen  keinen  Anteil  nehmen. 
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bien  proklamiert  und  das  halbsouveräne  Fürstentum  Bulgarien 
geschaffen.  Auch  hat  jedes  dieser  Länder  bedeutende  fremdsprachige 
Minoritäten.  So  zählt  Rumänien  neben  den  5,660,000  Rumänen  — 
ca.  300,000  Juden,  200,000  Zigeuner,  85,000  Slaven,  40,000 
Deutsche,  30,000  Ungarn  und  8000  Armenier.  —  Insgesamt 
6,435,000. 

Serbien  zählte  1905  —  2,688,625  Einwohner,  darunter 
nach  der  Religion:  2,460,515  Griechisch-Orthodoxe,  10,423  Röm.- 
Katholische,  1399  Protestanten,  5729  Juden,  3056  Türken  und 
11.689  mohamedanische  Zigeuner. 

Bulgarien  zählte  1905  —  4,035,615  Einwohner,  darunter : 
3,204,996  Bulgaren,  497,818  Türken,  94,649  Zigeuner,  83,942  Ru- 
mänen. 69,757  Griechen,  36,455  Juden,  5021  Deutsche,  3270 
Russen  und  39,707  andere  Nationalitäten. 

Der  kurz  nach  dem  Frieden  von  San-Stefano  zusammenge- 
tretene Berliner  Kongress  anerkannte  die  völlige  Unabhängigkeit 
Rumäniens,  Serbiens  und  Montenegros.  Bulgarien  blieb  unter 
türkischer  Oberhoheit  und  Ostrumelien  erhielt,  als  bulgarische  Pro- 
vinz der  Türkei  Autonomie.  In  bezug  auf  die  nationalen  Verhält- 
nisse Ostrumeliens  bestimmte  Art.  4,  alinea  2  des  Berliner  Ver- 
trags: »Dans  les  localites  oü  les  Bulgares  sont  meles  ä  des 
populations  turques,  roumaines,  grecques  ou  autres,  il  sera  tenu 
compte  des  droits  et  des  interets  de  ces  populations  en  ce  qui 
concerne  les  elections  et  l'elaboration  du  reglement  organique." 

1885  erklärte  Fürst  Alexander  von  Battenberg  die  beiden 
bulgarischen  Länder  als  vereinigt.  So  sehen  wir,  wie  das  Macht- 
bereich der  Türkei  unaufhaltsam  und  von  allen  Seiten  immer  mehr 
beschränkt  wurde.  Besonders  reich  an  inneren  Wirren  war  das 
Jahrzehnt  1890 — 1900,  welches  die  armenischen  Unruhen  und 
Metzeleien  anfüllen.  1897  fand  nochmals  ein  Aufstand  in  Kreta 
statt,  welcher  schliesslich  zur  Anerkennung  Kretas  als  autonomen 
„Kommissariats"  der  4  Schutzmächte  (England,  Frankreich,  Russ- 
land und  Italien)  führte,  sodass  Kreta  seit  1898  faktisch  von  der 
Türkei  unabhängig  ist.  In  den  letzteu  Jahren  richtete  sich  die 
Aufmerksamkeit  der  europäischen  Mächte  auf  die  absolut  unhalt- 
baren Zustände  in  Mazedonien,  wo  ein  wilder  Bandenkampf  der 
verschiedenen   Nationalitäten   unaufhörlich    tobte.     Mitte  1908  kam 
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es  zwischen  England  und  Russland,  den  Hauptrivalen  um  den 
Einfluss  auf  die  Türkei,  zu  einer  Verständigung,  die  der  Türkei 
mit  neuen  viel  bedeutenderen  Machtverringerungen  drohte.  Das 
Bewusstsein  dieser  Gefahr  war  nicht  das  letzte  Moment  unter  den 
Faktoren,  die  die  konstitutionell-progressive  Jungtürkische  Partei 
zum  Siege  über  den  Despotismus  des  Sultans  verhalf.  Am  24.  Juli 
1908  ist  die  Konstitution  von  1876  wiederhergestellt,  oder  richtiger, 
faktisch  erst  eingeführt  worden.  Den  Moment  der  inneren  Wirren 
und  Umwälzungen  benutzten  Bulgarien  und  Oesterreich-Ungarn ; 
ersteres,  um  sich  als  souveränes  Königtum  zu  proklamieren, 
letzteres,  um  Bosnien  und  Herzegowina  zu  annektieren. 

Unterdessen  hat  die  Revolution  in  der  Türkei  immer  grössere 
Fortschritte  gemacht.  Anders,  als  es  in  Russland  war,  spielte  hier 
die  Armee  die  führende  Rolle  im  Kampf  gegen  das  alte  Regime, 
was  der  ganzen  Bewegung  einen  sicheren  uud  zielbewussteren 
Charakter  verliehen  hat.  —  Doch  ist  die  innere  Lage  des  otto- 
manischen Reiches  noch  lange  nicht  gänzlich  geklärt.  Eins  steht 
schon  heute  fest:  Ist  einmal  diese  innere  Krise  überwunden,  so 
wird  auch  vor  der  konstitutionellen  Türkei  die  Nationalitätenfrage 
in  ihrer  ganzen  Schärfe  entstehen,  umsomehr  als  die  Türken  nicht 
einmal  die  relative  Mehrheit  im  Reiche  bilden.  Jedenfalls  aber 
wird  die  Frage  nicht  mehr  in  der  Form  der  wilden  Bandenkämpfe 
und  gegenseitiger  Metzeleien  bestehen,  auch  nicht  —  wenigstens 
nicht  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  —  in  der  Form  scharf  ausge- 
sprochener separatistischer  Bestrebungen,  —  sondern,  wie  in  den 
übrigen  bisher  behandelten  Nationalitätenstaaten  Europas,  als 
grosses  innerpolitisches  und  staatsrechtliches  Problem,  dessen  Lö- 
sung hier  allerdings  noch  schwieriger  sein  wird,  als  sogar  in 
Russland. 

Vor  allem  kommt  hier  als  komplizierendes  Moment  die 
äusserste  Verschiedenheit  der  religiösen  Bekenntnisse  in  Betracht. 
Die  etwa  6  Millionen  zählende  Bevölkerung  der  Europäischen 
Türkei  besteht  aus  50°/o  Mohammedaner,  42°/o  Griechisch-Ortho- 
doxer  (darunter  eigentliche  Griechen  etwa  23°/o),  5°/o  Katholiken 
und  3°/o  Juden.  Noch  verwickelter  sind  die  nationalen  Verhält- 
nisse.    Im  Jahre  1877  setzte  sich  die  Bevölkerung  der  Europäischen 
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Türkei   nach    Nationalität    und   Religion 
aus  folgenden  Gruppen  zusammen: 


—  laut  Bianconi*) 


A.     Europäische  Türkei 


I.   Mohammedaner. 


Osmanische  Türken  . 
Tscherkessen  .... 
Tataren  (aus  der  Krim) 

Bosniaken 

Pomaken       

Arnauten 

Griechen 


650,000 
200,000 
100,000 
150,000 
140,000  j 
150,000 
20,000  J 


1,410,000 


II.    Christen. 


Hellenen  (reiner  Rasse)      .    .    . 
Griechen  (albanischer  Herkunft) 
Griechen  (wallachischer      „       ) 
Bulgaren  (orthodoxe)   .... 
Bulgaren  (röm. -katholische)    . 
Albanesen  (orthodoxe) 
Albanesen  (röm.-katholische) 
Kroaten  (röm.-katholische) 
Kroaten  (griech.-orthcdoxe)   . 
Herzegowiner  (griech. -orthodoxe) 
Herzegowiner  (röm.-katholische) 
Serben  (Bosniaken  und  Altserben) 
Armenier  (in  den  Städten)   .    .    . 
Juden  (Rumelien  und  Bulgarien) 
Wallachen 


3,000,000 

630,000 

70,000 

3,000,000  \ 

100,000  ( 

290,000  i 

80,000  ( 

50,000  I 

25,000  ( 

110,000  ^ 

30,000  ( 


3,700,000 


3,100,000 


370,000 


75,000 

140,000 

550,000 

110,000 

80,000 

90,000 


In  der  europäischen  Türkei  insgesamt 


9,625,000 


*)    Bianconi.    Ethnographie   et   statistique  de  la  Turquie  d'Europe  et 
de  la  Greee.    Paris  1877. 
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B.     Asiatische  Türkei. 

Mohammedaner       17,500,000 

Christen 4,000,000 

Juden 300,000 

Zigeuner       200,000 

In  der  asiatischen  Türkei    .    .    .  22,000,000 

Das  gesamte  Ottomanische  Reich   .    .    .  31,625,000 


Seit  1877  hat  sich  in  der  Türkei  vieles  geändert.  Mehrere 
Provinzen  haben  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  von  der  Türkei 
gänzlich  losgelöst.  Leider  besitzen  wir  über  die  gegenwärtigen 
nationalen  und  konfessionellen  Verhältnisse  des  ottomanischen 
Reiches  keine  genauen  Ziffern.  Das  Londoner  „Statesmans  Year- 
book"  von  1904  schätzt  die  Bevölkerung  der  Europäischen  Türkei 
auf  6,130,200,  wovon  ca.  70°/o  zu  gleichen  Teilen  aus  Türken, 
Griechen  und  Albanesen  bestehen  sollen  und  der  Rest  von  2  Mil- 
lionen —  aus  Bulgaren,  Serben,  Juden  usw.  —  Die  Bevölkerung 
des  gesamten  ottomanischen  Reiches  wird  gegenwärtig  auf  zirka 
26  Millionen  geschätzt;  darunter:  zirka  10  Millionen  Araber, 
8  Mill.  Türken,  3\h  Mill.  Griechen,  V/2  Mill.  Armenier,  1  Mill. 
Albanesen,   1   Mill.  Bulgaren  und  lJ%  Million  Juden. 

Was  die  Siedlungsweise  der  verschiedenen  Nationen  hier 
betrifft,  so  stellt  sich  auch  in  dieser  Beziehung  das  Problem  hier 
noch  komplizierter  dar,  als  in  den  bisher  behandelten  Nationali- 
tätenstaaten. So  bemerkt  darüber  treffend  R.  v.  Mach*):  „Die 
Aufgabe  durch  scharfe  Grenzlinien  die  Völker  abzusondern,  einem 
jeden  zu  geben,  was  recht  ist,  kann  heute  nicht  gelöst  werden." 
Infolgedessen  ist  es  klar,  dass  auch  hier  das  inbezug  auf  Oester- 
reich-Ungarn  entwickelte  Personalitätsprinzip  zur  Lösung  der  äusserst 
verwickelten  Nationalitätenfrage  der  Türkei  herangezogen  werden 
muss.  Ein  demokratischer  Nationalitätenbundesstaat  mit  weit- 
gehendster —  vielleicht,  wie  wir  es  für  Russland  aufgestellt  haben, 
verschieden    abgestufter    —    Autonomie    der    einzelnen    nationalen 


*)    Beiträge   zur    Ethnographie    der    Balkanhalbinsel  in  Petermann's 
Geograph.  Mitteilungen.    Bd.  45.     1899,  pag.  98. 
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Gruppen  und  Provinzen,  —  das  ist  auch  für  die  Türkei  die  einzig 
rationelle  Lösung  ihrer  Nationalitätenfrage. 

Und  den  ersten  Schritt  hat  die  Türkei  auf  diesem  Wege  be- 
reits gemacht,  durch  die  Einführung  der  konstitutionellen  Staats- 
form. —  Vor  allem  bedeutet  dies  die  Befreiung  der  Türkei  von 
der  lästigen  Vormundschaft  der  Grossmächte,  für  die  das  ottoma- 
nische Reich  bisher  nur  ein  gefährlich  „kranker  Mann"  war,  dessen 
Tod  man  mit  äusserster  Ungeduld  erwartete,  um  die  Erbschaft  zu 
verteilen.  Nun  scheint  dieser  „kranke  Mann"  auf  dem  besten 
Weg  zur  Gesundung.  Allerdings  hat  die  Einführung  der  Ver- 
fassung, wie  man  es  voraussehen  konnte,  die  Nationalitätenfrage 
sofort  auf  die  Tagesordnung  des  politischen  Lebens  gestellt.  Schon 
die  Konstituierung  des  ersten  türkischen  Parlaments  hat  bedeutende 
nationale  Reibungen  gezeitigt.  Die  bisher  unterdrückten  Nationen 
haben  laut  ihr  Verlangen  nach  nationaler  Gleichberechtigung  ver- 
kündet. Zutreffend  charakterisierte  diese  Forderungen  bereits  im 
Jahre  1907  ein  Grieche:  „Toujours  est-il  que  la  Turquie,  peuplee 
de  races  diverses  ayant  chacune  sa  vie  propre,  sa  langue,  sa 
croyance,  ses  coutumes  et  ses  aspirations,  ne  saurait  se  conserver, 
si  eile  ne  donne  pas  dans  une  certaine  mesure  satisfaction  aux 
legitimes  revendiations  des  differents  peuples;  si  eile  n'est  pas 
dotee  d'une  large  decentralisation  administrative,  d'institutions 
placant  tous  le  contröle  des  populations  l'administration  provin- 
ciale,  d'un  regime  garantissant  aux  races  non  —  musulmanes  leurs 
immunites  communautaires,  scolaires  et  autres"  *)• 

Die  einflussreichste,  ja  führende  Jungtürkische  Partei  hat 
jedoch  diesen  gerechten  Forderungen  bisher  viel  zu  wenig  Rech- 
nung getragen.  Auf  dem  Wege  des  schroffen  Zentralismus  hofft 
sie  die  zahlreichen  Nationen  des  Reiches  allmählich  aufzusaugen, 
zu  assimilieren.  Dass  dies  aber  den  Türken  bei  ihrer  quantita- 
tiven und  kulturellen  Rückständigkeit  im  Vergleich  zu  den  übrigen 
Nationen  des  Reiches,  wie  die  Griechen,  Juden  etc.,  schwerlich 
gelingen  wird,  ist  ohne  weiteres  klar.  Als  besonders  wichtige 
Faktoren,  mit  denen  die  Türken  in  ihrer  Nationalitätenpolitik  zu 
rechnen    haben    werden,  sind  die  Araber,   als  zahlreichste,  und  die 


*)    Zit.  nach  „Polit.  Jahrbuch".    XXI.     1907    pag.  361. 
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Griechen,  als  beweglichste  und  kulturellste  Nation  des  otAmani- 
schen  Reiches  zu  bezeichnen.  Auch  die  Kurden,  Albanesen,  Ar- 
menier und  Juden  haben  sich  im  Schutze  ihrer  nationalen  Rechte 
sehr  energisch  erwiesen.  Auch  hier  also  hat  sich  der  Grundsatz 
bewährt,  dass  mit  dem  Erwachen  der  breiten  Volksmassen  zum 
politisch-kulturellen  Leben  und  mit  der  Demokratisierung  der  ge- 
mischtsprachigen Staatswesen  die  Nationalitätenfrage  als  Problem 
der  ungestörten  nationalen  Macht-  und  Kulturentfaltung  in  ihrem 
vollen  Umgange  entsteht  und  eine  radikale  staatliche  Lösung  erheischt. 


Sechstes  Kapitel. 

Die    Judenfrage. 

§  16.    Historischer  Ueherblick. 

Welch'  eigenartige  historische  Erscheinung  bildet  das  son- 
derbare Schicksal  dieses  Volkes,  das  uns  von  der  Morgenröte  der 
menschlichen  Geschichte  an  bei  allen  Völkern  und  zu  allen  Zeiten 
begegnet!  Welch'  eine  Fülle  von  Licht,  erhabenen  Leistungen 
und  geistiger  Schaffenskraft  einerseits,  —  von  finsteren  Schatten 
grausamen  Verfolgungen  und  historischer  Machtlosigkeit  anderer- 
seits. Ueberall  und  stets  ist  dieses  Volk  auf  seinem  dornenvollen 
Wege  von  der  alten  und  doch  immer  neuen  „Judenfrage"  begleitet. 
„Wohin  mit  den  Juden?"  —  diese  Frage  klingt  zu  uns  aus  allen 
Zeiten  und  bildet  den  Inhalt  einer  unendlich  reichen  Literatur,  die 
den  Juden  gewidmet  ist.  Und  doch  —  fassen  wir  die  zahlreichen 
bisher  vorgeschlagenen  Lösungen  der  Judenfrage  näher  ins  Auge, 
so  finden  wir,  dass  sie  fast  alle  mit  einem  Grundfehler  behaftet 
sind.  Sie  leiden  nämlich  an  der  gefährlichsten  aller  Krankheiten  — 
an  subjektiver  Voreingenommenheit  und  zwar  auf  beiden  Seiten. 
Ein  jeder  tritt  an  die  Judenfrage  mit  einer  fertigen  Meinung, 
mit  einer  für  gewisse  Verhältnisse  zugeschnittenen  Schablone 
heran;  die  einen  die  „Judophilen",  um  die  Juden  bis  in  den  Him- 
mel zu  loben,  —  die  anderen,  die  „Judophoben",  um  sie  mit  Kot 
zu    bedecken.     Andere    wieder    betrachten    die    Juden    als    blosse 
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Religionsgemeinschaft  und  behandeln  demgemäss  die  Judenfrage 
als  rein  theologisches  Problem.  Andere  ferner  suchen  eine  „  Recht- 
fertigung" der  Existenz  des  Jüdischen  Volkes  und  finden  sie  in 
verschiedenartigen  „Missionen",  als  ob  das  Leben  einer  jeden  Na- 
tion nicht  Selbstzweck  wäre,  der  keiner  „Rechtfertigung"  bedarf.  Man 
ignoriert  in  der  Regel,  dass  die  Geschichte  eines  jeden  Volkes 
ihre  eigene  innere  Logik  hat,  der  sie  folgt  und  die  vor  allem  er- 
fasst  und  dann  konsequent  fortgebildet  werden  muss.  Nicht:  „Wo- 
hin mit  den  Juden?",  sondern:  „Wohin  führen  die  Entwicklungs- 
tendenzen der  jüdischen  Nation?"  so  —  und  nur  so  kann  die 
Judenfrage  richtig  gestellt  und  eine  gesunde  Basis  für  ihre  Lösung 
gewonnen  werden. 

Werfen  wir  nun  einen  Blick  auf  die  jahrhundertelange  Ge- 
schichte der  jüdischen  „Diaspora"  („Golus"),  so  begegnen  wir  zu 
allen  Zeiten  der  heissen  Sehnsucht  und  dem  unausrottbaren  Streben 
der  Juden  nach  nationaler  Selbständigkeit  und  Freiheit.  Mit  be- 
waffneter Hand  suchen  sie  anfangs  ihre  staatliche  Sonderexistenz 
wieder  herzustellen.  Der  Aufstand  Bar-Kochba's  bildet  das  letzte 
Aufflammen  des  mächtigen  Dranges  nach  national-politischer  Ent- 
fesselung. „Bar-Kochba  taucht,  wie  jeder  Revolutionsheld,  plötz- 
lich auf,  erscheint  als  der  vollendete  Inbegriff  des  Volkswillens  .  .  . 
und  steht  da  als  der  einzige  Mittelpunkt  der  ereignisreichen  Be- 
wegung" *).  In  kurzer  Zeit  sammelte  sich  um  Bar-Kochba  aus 
allen  Ländern,  wo  Juden  lebten,  ein  Heer  von  mehr  als  eine  halbe 
Million  Kriegern.  Zwei  Jahre  lang  hielt  der  heldenhafte  Mann  die 
Römer  vom  Lande  fern.  In  Betar  hat  die  politische  Unabhängig- 
keit der  Juden  ihren  Todesstoss  erlitten.  Zu  gross  war  die  Ueber- 
macht  des  römischen  Weltreichs  —  und  Judäa  fiel.  Seitdem  sind 
die  Juden  „nie  Hammer,  sondern  immer  nur  Ambos  gewesen,  auf 
den  die  Schläge  niedersausen  im  Getriebe  des  Völkerlebens"  **). 
Aber  dennoch  lebte  stets  auch  während  des  Mittelalters  innerhalb 
der  engen  Ghettomauern  der  Gedanke  der  nationalen  Wiedergeburt 
fort  und  zwar,  der  Epoche  entsprechend  —  im  mystisch-religiösen 
Gewände    des    Messianismus.     Nicht  als  ob  die  messianische  Idee, 


*)     Graetz.     Geschichte    der    Juden.     Leipzig~§1893.     Bd.  IV,  pag.  137. 
**)    Prof.    Hemann.    Geschichte    des    jüdischen    Volkes   seit   der   Zer- 
störung Jerusalems.    Calwer  Stuttgart  1908,  pag.  4. 
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wie  es  Prof.  Hemann  meint,  „der  wahre  und  tiefste  Grund  der 
Sonderstellung  und  Abschliessung  des  jüdischen  Volkes  mitten  in 
der  Völkerwelt"  *)  wäre;  sie  ist  vielmehr  umgekehrt  —  eine 
Folge,  ein  ideologischer  Ausdruck  dieser  faktischen  Isoliertheit  ? 
ein  Ausdruck  des  mächtigen  Ringens  nach  nationaler  Befreiung 
in  einer  zeitgemäss-mystischen  Form  gehüllt.  In  ihrer  äusserst 
elastischen  Akklimatisationsfähigkeit,  schufen  sich  die  Juden  all- 
mählich ein  Surrogat  der  staatlichen  Selbständigkeit,  indem  sie 
sich  mit  einem  Kodex  eigenartiger  religiöser,  ethischer  und  kul- 
tureller Vorschriften,  wie  mit  einem  Panzer,  umgaben.  In  dieser 
sozial-kulturellen  Isoliertheit  träumten  die  Juden  ihren  jahrhunderte- 
langen Traum  vom  ersehnten  Messias,  der  das  Volk  Israel  befreien 
wird  und  die  grossen  Ideale  und  Verheissungen  der  Propheten 
verwirklichen  wird. 

Es  fehlte  übrigens  während  dieser  Periode  auch  nicht  an 
Personen,  die  sich  als  Messias,  die  sog.  Pseudomessias  —  aus- 
gaben und  mehr  oder  weniger  tiefgehende  Volksbewegungen  inner- 
halb des  Judentums  hervorgerufen  hatten,  wie  Sabbatai  Zewi,  u.  a.  m. 

Unter  dem  stürmischen  Andränge  der  Französischen  Revolu- 
tion sind  auch  die  Mauern  des  Ghetto  zusammengestürzt.  Die 
Juden  wurden  in  Westeuropa  als  Vollbürger  anerkannt.  .  Damit 
war  die  Judenfrage  aber  noch  lange  nicht  gelöst.  Die  formelle 
bürgerlich-politische  Emanzipation  konnte  unmöglich  die  soziale 
und  nationale  Judenfrage  endgültig  lösen.  Und  in  der  Tat  —  wo 
die  Juden  in  grösseren  Massen  zusammenleben,  da  türmen  sich  an 
Stelle  des  alten  Ghetto's  immer  höher  und  höher  die  Mauern  eines 
neuen  sozial-ökonomischen  und  moralischen  Ghetto's.  —  Und  nun 
taucht  wieder  auf  der  tausendjährige  Traum  von  der  nationalen 
Renaissance,  diesmal  in  Form  philantropischer  Projekte  der  Ueber- 
siedelung  der  Juden  in  ihre  alte  Heimat  —  nach  Palästina  (die 
Periode  des  sog.  Palästinophilentums).  An  Stelle  der  vollständigen 
geistigen  Stagnation,  die  bisher  im  osteuropäischen  Judentum 
herrschte,  beginnt  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  ein  neues 
Leben  zu  erwachen.  Neue  Horizonte  öffnen  sich  vor  den  Augen 
dieses  Volkes,  das  so  viel  gelitten  hatte.     Die  Hoffnung,    die  lang- 


)    Prof.  Hemann,  a.  a.  O.,  pag.  12. 
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ersehnte  Ruhe  bald  wiederzufinden  sammelte  immer  breitere  Volks- 
massen um  die  Fahne  der  nationalen  Selbsttätigkeit  und  Wieder- 
geburt. Gegen  Ende  des  XIX.  Jahrhunderts  nimmt  diese  Bewe- 
gung innerhalb  des  Judentums  grössere  Dimensionen  an  und  findet 
im  Zionismus  und  später  im  Territorialismus  ihren  politisch- 
gesellschaftlichen Ausdruck.  Das  Zeitalter  der  national-demokrati- 
schen Bewegungen  findet  auch  im  Judentum  einen  mächtigen 
Wiederhall.  Als  genialer  Apostel  der  jüdischen  Wiedergeburt,  trat 
gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  der  früh  verstorbene  grosse 
jüdische  Idealist  Theodor  Herzl  auf. 

§  17.    Die  gesellschaftlichen  Strömungen  im  heutigen 

Judentum. 

Gehen  wir  nun  näher  auf  die  Betrachtung  der  verschiedenen 
Lösungsmöglichkeiten  der  Judenfrage  ein.  Dabei  müssen  wir  vor 
allem  einen  weiteren  Fehler  zu  vermeiden  suchen,  der  oft  be- 
gangen wird,  nämlich  die  Identifizierung  der  Judenfrage  Osteuropas 
mit  der  Westeuropas.  Während  die  westeuropäischen  Juden  fast 
ausnahmslos  den  bürgerlichen  Schichten  angehören  und  sich  mehr 
oder  weniger  den  sozialen  und  kulturellen  Verhältnissen  ihrer 
Umgebung  angepasst  haben,  bilden  die  osteuropäischen  Juden  — 
vor  allem  in  Russland,  Galizien  und  Rumänien  —  eine  eigen- 
artige, abgesonderte  Gruppe,  die  eine  bedeutende  innere  so- 
ziale Differenzierung  aufweist.  Wir  finden  hier  —  freilich  in 
einer  ganz  eigenartigen  Proportion  —  fast  alle  Klassen  der  mo- 
dernen Gesellschaft  vertreten. 

Mehr  als  die  Hälfte  der  jüdischen  Nation  lebt  gegenwärtig 
im  Zarenreich,  wo  sie  bekanntlich  den  grausamsten  Verfolgungen 
unterworfen  sind.  Der  Absolutismus  und  die  Büreaukratie  haben 
die  Juden  seit  jeher  als  Blitzableiter  des  Volkszornes  verwendet. 
Dieselbe  Politik  wird  auch  in  Rumänien  den  Juden  {gegenüber 
von  Seiten  der  Reaktion  befolgt. 

Wenden  wir  uns  nun  dem  osteuropäischen  Judentum  zu,  so 
lassen  sich  dort  drei  Hauptelemente,  die  drei  verschiedene  gesell- 
schaftliche Strömungen  und  Ideale  vertreten,  unterscheiden.  Als 
älteste  Strömung    ist    das    orthodox-religiöse  Judentum  zu 
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nennen,  das  an  allen  alt-überlieferten  Traditionen  zäh  festhält  und 
nichts  von  politischer  Wiedergeburt  und  nationaler  Selbsttätigkeit 
hören  will.  Sie  verharrt  im  Glauben  an  den  mystischen  Messias, 
der  kommen  wird  und  das  Volk  mit  einem  Schlage  aus  dem  heutigen 
Elend  in  das  ewige  Reich  der  Gerechtigkeit  und  Glückseligkeit 
versetzen  wird.  Sie  sucht  daher  das  Volk  von  jeder  politischen 
und  gesellschaftlichen  Aktivität  zurückzuhalten.  Die  Bedeutung 
dieses  Elementes  im  heutigen  Judentum  nimmt  jedoch  zusehends 
ab;  in  den  letzten  Jahrzehnten  ist  ihr  Einfluss  auf  die  jüdischen 
Volksmassen  besonders  stark  gesunken*).  Insofern  diese  Richtung 
die  Lösung  der  Judenfrage  gänzlich  in  die  überirdische  Sphäre 
verlegt,  kommt  sie  für  uns  hier  überhaupt  nicht  in  Betracht. 

Die  zweite  Gruppe  bilden  die  sogenannten  Assi  mila- 
toren.  Es  sind  jene  nationalen  Ueberläufer,  die  den  nationalen 
Selbstmord  als  „ideale"  Lösung  der  Judenfrage  predigen.  In  der 
Regel  sind  es  beklagenswerte  Zwitterseelen,  die  vom  Judentum 
sich  äusserlich  losgetrennt  haben,  den  anderen  Nationen  aber 
innerlich  fremd  geblieben  sind.  In  Ungarn  z.  B.  sind  es  jene 
moralisch-verkommenen  Elemente,  die  sich  für  das  Linsengericht 
der  Gunst  des  herrschenden  Magyarentums  im  Dienste  der  magyari- 
schen Unterdrückungspolitik  den  anderen  Nationen  Ungarns  gegen- 
über gestellt  haben. 

Aber  abgesehen  von  ihrer  inneren  moralischen  Verwerflich- 
keit, ist  die  Assimilation  der  Juden  mit  ihrer  Umgebung  aus  rein 
praktischen   Erwägungen  eine  Unmöglichkeit. 

Trennte  die  Juden  im  Mittelalter  von  den  anderen  Nationen 
„eine  Scheidev/and,  nicht  hoch  genug,  um  den  Ausblick  zu  ver- 
sperren, aber  genügend,  innere  Gemeinschaft  zu  hindern"  **),  so 
gilt  das  in  nicht  minderem  Maasse  auch  für  das  heutige  Judentum 
Osteuropas.  Bei  der  sozial-ökonomischen  und  kulturellen  Abge- 
sondertheit, in  der  die  osteuropäischen  Juden  leben,  ist  an  eine 
Assimilation  mit  der  Umgebung  wohl  nicht  zu  denken,  wie  es 
denn  auch  tatsächlich  die  zahlreichen  misslungenen  Assimilations- 
versuche en  masse  klar    und  deutlich  beweisen.     Und  —  was  das 

*)  In  allerjüngster  Zeit  hat  sie  die  Reaktion  wieder  mehr  in  den 
Vordergrund  gerückt. 

**)     G.  Caro.     „Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte  der  Juden  im  Mittel- 
alter und  Neuzeit".     Bd.  I.     Leipzig  1908,  pag.  5. 
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Wichtigste  an  der  Sache  ist  —  diese  Abgesondertheit  zeigt  nicht 
nur  keine  Tendenz  mit  der  weiteren  kulturellen  und  sozialen  Ent- 
wicklung der  osteuropäischen  Staaten  abzunehmen,  sondern  sie 
tritt  vielmehr  immer  schärfer  hervor  *). 

Allerdings,  im  ersten  Augenblick,  als  vor  den  Juden  die  Tore 
des    Ghettos    geöffnet    wurden    und  sie  eine  neue  grosse  Welt  vor 
sich    erblickten,    da  war  der  erste  Gedanke,    das   erste  Streben  — 
sich  mit  der  Umgebung  gänzlich  zu  verschmelzen,  aus   „Juden"  — 
„Menschen"   schlechthin  zu  werden,   oder  richtiger  Deutsche,   Fran- 
zosen,   Polen    usw.     Doch    führte    sie    die  Wirklichkeit    bald    zur 
Ueberzeugung,    dass    Massen    sich     in     unserem  Zeitalter    nicht 
assimilieren  können.     Denn  jene  absolute  Passivität  und  Abwesen- 
heit  jedes    nationalen    Empfindens    und    Bewusstseins,    welche  die 
Assimilation    voraussetzt,    waren    nur    bei  einzelnen  Individuen  ge- 
geben, niemals  aber  bei  den  breiten  Massen   des  jüdischen  Volkes, 
das  jahrtausendelang    sein    nationales  Dasein   zu  bewahren  wusste. 
Nicht  als    ob  die  Juden    sich  von  der  ganzen  Welt  bisher  gänzlich 
abgeschlossen  hätten  oder  es  in  der  Zukunft  tun  müssten.  —  Nicht 
das'  nennen    wir    Assimilation,    wenn   ein  Volk  sich  alles  Gesunde 
und    Positive    von    den  Kulturgütern  der  es  umgebenden  Nationen 
aneignet,    es    in    seinem  Geiste  verarbeitet  und  sich  organisch  ein- 
verleibt,  —  das    ist    eine    normale,  ja   progressive  Erscheinung,  — 
sondern  —  das    mechanische    Nachahmen,    das  Kopieren    fremden 
Wesens,  das  sklavische  Streben  seine  Individualität  aufzugeben. 

Das  rasche  Anwachsen  der  antisemitischen  Bewegung  hat 
viel  dazu  beigetragen,  dass  man  im  Judentum  sich  bald  von  der 
Unmöglichkeit  überzeugte,  die  Judenfrage  auf  dem  Wege  der  Assi- 
milation zu  lösen.  Gegenwärtig  hat  man  diese  Idee  fast  gänzlich 
aufgegeben.  Nur  in  den  höheren  Schichten  der  jüdischen 
industriellen  uud  Handelsklasse  findet  die  Assimilationsidee  noch 
Anhänger.  Das  jüdische  Leben  aber  als  Ganzes  genommen  hat 
sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  zweifellos  bedeutend  „nationalisiert". 
Es  sind  zahlreiche  national-kulturelle  und  politische  Vereinigungen 
entstanden,  eine  Tagespresse  und  mehr  oder  weniger  bedeutende 
Anfänge  einer  neuen  jüdischen  Literatur  usw.  Neben  dem  tradi- 
tionell-orthodoxen   und    assimilatorischen    Judentum    hat     sich    ein 

*)     Siehe    meinen  Artikel   „Ist  die  Assimilation  der  Juden  möglieb?" 
in  den  „Sozialistischen  Monatsheften"  190S,  Nr.  10. 
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modern-nationales  Judentum  entwickelt,  welches  mit  Mut  und  Zu- 
versicht in  die  Zukunft  schaut.  Wir  kommen  also  zum  Ergebnisse, 
dass  die  restlose  Auflösung  der  Juden  in  den  anderen  Nationen 
unmöglich  als  Lösung  der  Judenfrage  angesehen  werden  kann. 

Die  dritte  Strömung  im  heutigen  Judentum,  die  die  weitaus 
grösste  Mehrheit  der  jüdischen  Nation  umfasst,  ist  die  national- 
autonom istische,  die  sich  weder  in  dem  Rahmen  der  tradi- 
tionellen Orthodoxie  hält,  noch  das  Aufgeben  der  nationalen  Indi  - 
vidualität  predigt.  Es  ist,  wie  gesagt,  das  eigentliche  modern- 
nationale Judentum,  das  zwar  erst  in  der  letzten  Zeit  zu  neuem 
nationalen  Schaffen  erwacht  ist,  das  aber  doch  —  wenn  auch 
langsam  und  auf  historischen  Umwegen  —  den  breiten  Weg  der 
freien  kulturellen  Entwicklung  betreten   wird. 

Aber  auch  innerhalb  dieses  national -gesinnten  Judentums 
lassen  sich  in  Bezug  auf  die  in  Vorschlag  gebrachten  Wege  und 
Mittel  zur  Lösung  der  Judenfrage  zwei  mehr  oder  weniger  scharf 
getrennte  Richtungen  unterscheiden.  Die  eine  dieser  Richtungen, 
die  man  als  kulturell-autonomistische  bezeichnen 
kann,  erachtet  als  endgültige  Lösung  der  Judenfrage  —  die  Ge- 
währung der  Emanzipation  und  der  national-kulturellen  Autonomie 
auf  Grundlage  des  Personalitätsprinzips  in  den  Ländern  der 
„Diaspora".  —  Dass  die  Gewährung  der  bürgerlich-politischen  und 
nationalen  Rechte  für  die  Hebung  der  sozialen  und  kulturellen 
Lage  der  Juden  Osteuropas  —  insbesondere  Russlands  —  von 
grosser  Wichtigkeit  sein  muss,  —  wird  wohl  niemand  bestreiten. 
Insbesondere  ist  die  Errichtung  einer  rationellen  jüdischen  Volks- 
schule, an  Stelle  der  veralteten  und  äusserst  unbefriedigenden 
orthodoxen  „Chedorim"  —  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der 
jüdisch  -  nationalen  Demokratie.  Der  Kampf  für  die  bürgerlich- 
politische Voll-  und  Gleichberechtigung  sowie  die  Erlangung  des 
Maximums  der  in  der  Diaspora  realisierbaren  national-autonomen 
Rechte  gehören  zweifellos  zu  den  bedeutendsten  Aufgaben  der 
jüdischen  Demokratie. 

Sind  aber  diese  politische  Gleichberechtigung  und  national- 
autonomen Rechte  im  Stande  die  Judenfrage  zu  lösen?  Auf 
diese  Frage  werden  schwerlich  zwei  Antworten  möglich  sein.  Das 
Beispiel  des  konstitutionellen  Rumäniens  und  insbesondere  Galiziens 
beweist  uns,    dass  mit  der  formellen  Emanzipation  die  soziale  und 
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nationale  Lage  der  osteuropäischen  Juden  im  Ganzen  und  Grossen 
sich  äusserst  wenig  —  vielleicht  gar  nicht  —  gebessert  hat.  Werden 
die  Juden  in  Galizien  nicht  mehr,  wie  die  russischen  Juden,  mas- 
sakriert, so  herrscht  schliesslich  doch  hier  und  dort  die  gleiche 
sozial-ökonomische  Rückständigkeit  und  ein  erschreckendes  Massen- 
elend (ca.  20°/o  der  jüdischen  Bevölkerung  Russlands  sind  als 
Paupern  registriert!).  —  Was  ferner  die  vorbehaltslose  Uebertra- 
gung  der  Forderung  national-personaler  Autonomie,  wie  sie  für  die 
Nationen  Oesterreich-Ungarns  vorgeschlagen  worden  ist,  auf  die 
Juden  betrifft,  so  bedeutet  sie  ein  völliges  Verkennen  des  Wesens 
der  Judenfrage  einerseits  und  der  Bedeutung  des  Personalitätsprinzips 
in  der  Lösung  der  Nationalitätenfrage  überhaupt  andererseits. 

Den  wahren  Inhalt  der  Judenfrage,  als  eines  Problems  einer 
exterritorialen  Nation,  bildet  die  Unmöglichkeit  der  ungestörten 
Entfaltung  aller  Seiten  ihres  nationalen  Daseins,  vor  allem  aber 
einer  ungestörten  sozial-ökonomischen  Entwicklung,  —  Man  über- 
sieht dabei  vollständig,  dass  bei  den  Juden  keine  der  für  die  Verwirk- 
lichung der  national-personalen  Autonomie  notwendigen  Voraussetzun- 
gen gegeben  sind.  Wir  haben  oben  bereits  festzustellen  gesucht,  dass 
das  Personalitätsprinzip  nur  als  Ergänzung  und  Korrektur  der 
national-t  erritorialen  Abgrenzung  einen  realen  Wert  hat. 
Mit  anderen  Worten  —  nur  für  diejenigen  nationalen  Minderheiten 
kann  die  exterritoriale  Autonomie  von  realer  Bedeutung  sein,  die 
sich  auf  eine  nationale  Majorität  anderswo  stützen  können.  Denn 
nur  der  unmittelbar-physische  und  mittelbar-geistige  Verkehr  mit 
dieser  kompakten,  sich  normal  entwickelnden  nationalen  Mehrheit 
kann  den  nationalen  Minderheiten  die  Kräfte  zu  weiteren  Existenz 
und  Fortentwicklung  geben.  Besitzen  sie  aber  eine  solche  Kraft- 
quelle nicht,  besteht  z.  B.  die  ganze  Nation  aus  lauter  Minder- 
heiten, so  mag  man  ihnen  auf  dem  Papiere  noch  so  viel  national- 
autonome „Rechte"  gewähren,  so  werden  sie  dadurch  doch  keines- 
wegs in  der  Lage  versetzt,  diese  schönen  Rechte  auch  tatsächlich 
geniessen  zu  können.  In  der  Lage  einer  derartigen  Nation,  die 
nirgends  eine  kompakte  Mehrheit  bildet,  befinden  sich  eben  die 
Juden,  die  sogar  in  Russland,  wo  die  grössere  Hälfte  der  jüdischen 
Nation  lebt,  in  keiner  Provinz  mehr  als  17°/o  der  Gesamtbevölke- 
rung ausmachen.     Das  wird  durch  die  folgende  Tabelle  bestätigt. 
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Zahl  und  Dichtigkeit  der  jüdischen  Bevölkerung 
der  Welt  um  das  Jahr  1900  (nach  Ruppin). 


Staaten. 


Gesamtzahl 


Unter 
10,000  Ein- 
wohner sind 

Juden. 


I.     Europa. 

Russland: 

Ansiedlungsrayon  ohne  Polen     . 

Russisch-Polen 

Ostseeprovinzen 

Uebriges  europäisches  Russland 

Summe   .    . 

Oesterreich : 

Galizien 

Niederösterreich . 

Bukowina      

Böhmen ' 

Uebriges  Oesterreich 

Summe   .    . 

Ungarn       

Deutschland       

Rumänien      

Grossbritannien .    . 

Niederlande       

Frankreich 

Europäische  Türkei 

Italien 

Bulgarien  und  Ostrumelien     .    .    ,    . 

Schweiz 

Belgien 

Griechenland 

Transport   .    . 


3,558,060 

1,316,576 

79,363 

128,344 


5,082,343 

811,371 

157,278 

96,150 

92,745 

67,355 


1,224,899 

851,378 

586,833 

269,015 

188,000 

103,988 

86,885 

75,295 

43,550 

33,717 

12,551 

12,000 

8,350 


8,578,804 


1080 

1401 

332 

22 


493 

1109 
507 

1317 
147 

78 


468 

442 

104 

455 

45 

204 

22 

125 

13 

90 

38 

18 

34 
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Staaten. 


Gesamtzahl. 


Unter 
10,000  Ein- 
wohner sind 

Juden. 


Transport 

Bosnien  und  Herzegowina      .    . 

Serbien      

Dänemark     ......... 

Schweden      

Spanien 

Gibraltar 

Portugal 

Luxemburg 

Kreta 

Norwegen      

Cypern  und  Malta 


8,578,804 

8,213 

5,102 

4,080 

3,402 

2,500 

2,000 

1,200 

1,201 

728 

214 

130 


Zusammen  rund 


II.     Amerika. 

Vereinigte  Staaten   .... 

Kanada      

Argentinien 

Kuba 

Surinam 

Mexiko       

Curacao 

Peru       

Venezuela 

Uebriges  Amerika    .... 


8,608,000 


1,136,240 

16,432 

6,755 

4,000 

1,250 

1,000 

831 

498 

411 

5,000 


Zusammen   rund 


53 
22 
19 

7 

1 
720 

2 
51 
24 

1 


146 

30 

15 

23 

140 

1 

300 

17 

2 


1,172,000 


£0     — 


Staaten. 


III.     Asien. 

Russisch-Asien: 

Kaukasus       

Sibirien 

Mittelasien 


Summe   .    . 


Palästina       

Kleinasien  und  Syrien     .    .    . 

Persien 

Arabien 

Turkestan  und  Afghanistan     . 

Indien 

China  und  Japan 


Marokko 

Algier     . 

Tunis 

Südafrika 

Aegypten 

Tripolis 


Gesamtzahl. 


Zusammen  rund   .    .    . 
IV.     Afrika. 


Zusammen  rund   .    .    . 
V.    Australien  und  Neuseeland 


Unter 

10,000  Ein 

wohner  sind 

Juden. 


58,571 
34,447 
12,729 


105,747 

78,000 
65,000 
35,000 
20,000 
18,435 
18,228 
2,000 


342,000 


150,000 

300 

57,044 

120 

45,000 

265 

30,000 

67 

25,200 

26 

10,000 

125 

317,044 


17,033 


63 
60 
16 


48 

1200 
55 
39 
? 
? 
1 
0,04 


36 


In    der    ganzen    Welt    rund    10,456,000, 


Das  führt  uns  also  zur  vollkommen  berechtigten  Behaup- 
tung, dass  weder  die  bürgerliche  und  politische  Emanzipation  noch 
die    personal-nationale  Autonomie    der  Juden    in  den  Ländern  ihrer 
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Diaspora    als    endgültige    Lösung    ihres    nationalen    Problems 
erachtet  werden  können. 

Also  weder  Assimilation  noch  national-personale  Autonomie; 
worin  kann  nun  die  Lösung  der  Judenfrage  erblickt  werden  ?  Die 
einzige  übrig  bleibende  positive  Möglichkeit  —  ist  die  Schaffung 
eines  territorial  -  autonomen  jüdischen  Gemeinwesens,  Dass  die 
Idee  der  national-politischen  Wiedergeburt  niemals  von  der  jüdischen 
Nation  ganz  aufgegeben  wurde,  haben  wir  bereits  gesehen.  Doch 
folgt  aus  der  konsequenten  Anwendung  des  modernen  Nationali- 
tätsprinzipes  —  in  der  Auffassung,  die  wir  im  ersten  Kapitel 
unserer  Abhandlung  vertreten  haben,  —  auf  die  Judenfrage  ohne 
Weiteres,  dass  es  sich  hier  nicht  notwendig  um  die  Schaffung 
eines  souveränen  „Judenstaates"  handeln  muss,  wie  sich  das 
manche  vorstellen.  Für  den  Zweck  derj  ungestörten  nationalen 
Entwicklung  genügt,  wie  wir  ausgeführt  haben,  ein  gewisses  Mass 
innerer  national-politischer  Autonomie,  —  sei  es  in  der  Form  eines 
Gliedstaates  innerhalb  eines  Bundesstaates,  sei  es  sogar  in  der 
Form  einer  autonomen  Provinz  oder  Kolonie  eines  einheitlichen 
Staatswesens. 

§  18.    Die  territorial-autonome  Lösung  der  Judenfrage. 

Nach  dem  bisher  Gesagten  ist  es  nun  klar,  warum  die  terri- 
torial-autonome Lösung  der  Judenfrage,  das  Jüdische  Freiland" 
dasjenige  Schlagwort  bildet,  welches  allen  lebensfähigen  national- 
gesinnten Elementen  des  modernen  Judentums  gemeinsam  ist.  Es 
bleibt  uns  noch  zu  untersuchen,  ob  diesem  prägnant-ausgedrückten 
subjektiven  Interesse  und  Willen  zur  territorial-autonomen  Lösung 
der  Judenfrage  innerhalb  der  jüdischen  Nation  auch  bestimmte 
objektive  Tendenzen  entsprechen,  die  eine  derartige  Lösung 
ermöglichen,  ob  der  Weg  zu  diesem  Volksideale  mehr  oder  weniger 
scharf  vorgezeichnet  ist,  ob  die  Beschaffung  der  dazu  nötigen 
Kräfte  möglich  ist. 

Welches  sind  nun  die  Voraussetzungen  und  allgemeinen 
Grundlinien  der  territorialen  Autonomie  der  Juden  ? 

Es  kann  gewiss  daran  nicht  gezweifelt  werden,  dass  die 
Vollendung    einer    so    grandiosen    Aufgabe    nur    als    langdauernder 
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allmählicher  historischer  Prozess  aufgefasst  werden  kann,  der  die 
Anstrengung  und  Mobilmachung  aller  im  jüdischen  Volke  vorhan- 
denen Kräfte  erfordert.  Handelt  es  sich  doch  für  sie,  historisch 
betrachtet,  um  nichts  mehr  und  nichts  weniger,  als  um  die  grosse 
Frage:      „Sein  oder  nicht  sein?" 

Fassen  wir  nun  das  Leben  des  jüdischen  Volkes  —  insbe- 
sondere in  Osteuropa,  —  näher  ins  Auge,  so  erblicken  wir  bereits 
in  der  Gegenwart  einige  Erscheinungen,  die  gewissermassen  als 
Ansätze  oder  wenigstens  als  taugliches  Baumaterial  zur  Herstellung 
des  Gebäudes  eines  freien  jüdischen  Gemeinwesens  betrachtet 
werden  können. 

Es  ist  in  erster  Linie  der  grosse  jüdische  Wanderungsstrom. 
Ueberblickt  man  die  ganze  mehr  als  zweitausendjährige  Geschichte 
des  jüdischen  Volkes,  so  erscheint  sie  gewissermassen  als  eine 
unaufhörliche  Kette  von  Wanderungen.  Als  Wanderer  sehen  wir 
die  Juden  nach  Egypten  kommen ;  während  der  Wanderung  in  der 
Wüste  schliessen  sie  sich  zu  einem  organisierten  politischen  Ge- 
meinwesen zusammen;  als  Wanderer  erobern  sie  Palästina  und 
gründen  dort  ihren  sozial-theokratischen  Staat.  —  Das  erste  Exil 
brachte  sie  nach  Babylon  ;  das  zweite  —  zerstreute  sie  über  alle 
Weltteile.  Hier  tritt  zur  Wanderung  die  eigentliche  Tragik  der 
jüdischen  Geschichte  hinzu. 

Von  jeher  ein  ackerbautreibendes  Volk,  müssen  sie  sich  nun 
im  Prozesse  der  Anpassung  an  die  neue  Umgebung,  —  wenn 
auch  nicht  ausschliesslich,  wie  das  oft  behauptet  wurde  *),  so  doch 
vorwiegend  —  der  vermittlerischen  Tätigkeit  —  dem  Handel  und 
Geldgeschäft,  widmen.  Dort,  wo  man  ihrer  vermittlerischen  und 
finanziellen  Befähigung  bedurfte,  wurden  sie  von  den  Regierungen 
ins  Land  gerufen  und  mit  Privilegien  ausgestattet.  Sie  wurden 
„verachtet,  solange  der  kapitalistisch-kaufmännische  Geist  nichts 
galt,  geduldet  und  geschützt,  seit  und  wo  er  in  Kurs  gekommen 
ist"  *""').  Ein  Werkzeug  der  finanziellen  Ausbeutung  der  breiten 
Volksmassen  in  den  Händen  des  herrschenden  Feudaladels,  wurden 
sie    vom    letzteren  verachtet,    von    den    ersteren    gehasst,    als    die 


*)     Die  Unbegründetheit  -und   Unrichtigkeit   dieser  Behauptung  stellt 
Caro  in  seinem  oben  zitierten  Werke  fest. 

**))     W.  Sombart.    Der  moderne  Kapitalismus.    Bd.  I,  pag.  72. 
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nächstliegende,  in  die  Augen  fallende  Ursache  ihrer  materiellen 
Not,  —  von  allen  wurden  sie  verfolgt  und  misshandelt.  Kaum 
aber  war  eine  autochtone  Vermittler-  und  Handelsklasse  entstan- 
den, die  die  volkswirtschaftlichen  Funktionen  der  Juden  auf  sich 
nehmen  konnte,  —  so  wurden  sie  rücksichtslos  und  brutal  aus 
dem  Lande  gejagt*).  Es  ist  gewiss  kein  Zufall,  dass  gerade 
in  diesen  Perioden  die  inquisitorischen  Scheiterhaufen  lichterloh 
brannten  und  die  immense  Tragik  des  jüdischen  Schicksals  be- 
leuchteten. 

So  wanderten  die  Juden  als  Träger  der  Geldwirtschaft  inner- 
halb einer  naturaiwirtschaftlichen  Welt,  von  einem  undurchdring- 
lichen Panzer  religiöser  Vorschriften  und  nationaler  Gebräuche 
umgeben  und  von  der  umgebenden  Welt  getrennt.  Der  Charakter 
der  mittelalterlichen  jüdischen  Wanderung,  als  einer  handels-ver- 
mittlerischen,  erklärt  auch  ihre  Richtung  vom  Westen  nach  Osten, 
aus  den  kapitalistisch  höher  stehenden  —  in  die  weniger  ent- 
wickelten Länder:  Von  Spanien  nach  Frankreich,  von  dort  nach 
Deutschland,  ferner  nach  Polen  bis  sie  endlich  nach  Russland 
kamen.  In  Russland  ist  die  Endstation  dieser  Wanderung. 
Weiter  konnte  der  Strom  nicht  fliessen.  Und*  nun  beginnt  nach 
einer  längeren  Periode  der  Stagnation  innerhalb  des  osteuro- 
päischen Judentums  sich  immer  schärfer  die  Tendenz  der  so- 
zialen Differenzierung  der  bisher  fast  ganz  sozial-homogenen  Volks- 
masse geltend  zu  machen.  Der  Kapitalismus  ist  endlich  in  das 
Judentum  selbst  eingedrungen.  Er  hat  es  zu  neuem  nationalen 
Leben  geweckt,  aber  zugleich  vor  eine  Reihe  äusserst  schwieriger 
und  komplizierter  Probleme  gestellt.  Die  industrielle  Entwicklung 
der  osteuropäischen  Länder  hat  auf  die  breiten  Schichten  des 
jüdischen  Volkes  hauptsächlich  in  materiell-negativer  Richtung  ge- 
wirkt. Der  allgemeine  Konkurrenzkampf,  der  durch  das  nationale 
Moment  für  die  Juden  besonders  erschwert  wird,  hat  die  sozial- 
ökonomische Lage  der  jüdischen  kleinbürgerlichen  und  arbeitenden 
Schichten    stark    untergraben.     Die  weitere  Entwicklung  des  Kapi- 

*)  Vgl.  W.  Röscher.  Geschichte  der  Nationalökonomie  in  Deutsch- 
land. München  1874.  pag.  36.  Ferner  Dr.  J.  Zollschau.  „Das  Rassen- 
problem unter  besonderer  Berücksichtigung  der  jüdischen  Rassenfrage". 
Wien,  1^909.  J.  III,  sowie  meinen  Artikel:  „Ihr  müsset  wollen!"  in  der 
„Jüdischen  Zeitung".    Wien,  1910,  Nr.  8. 
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talismus  in  Osteuropa  muss  diese  Tendenz  immer  schärfer  hervor- 
treten lassen  *).  Das  immer  stärker  werdende  Bedürfnis  des  Ueber- 
ganges  dieser  Schichten  zu  den  höheren  Formen  der  sozial-ökono- 
mischen Betätigung  stösst  auf  immer  grössere  Hindernisse  und 
Schwierigkeiten  —  und  als  Resultat,  beginnt  die  jüdische  Wande- 
rung von  neuem,  nur  nach  einer  anderen  Richtung  hin,  und  zwar 
diesmal  in  die  industriell-hochentwickelten  Länder,  hauptsächlich 
in  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  England.  In 
der  letzten  Zeit  hat  diese  Emigration ]  den  Charakter  einer  wahren 
Volkswanderung  angenommen.  Mehr  als  2  Millionen  Juden  sind 
in  den  letzten  Jahrzehnten  aus  Russland,  Galizien  und  Rumänien 
nach  Amerika  ausgewandert.  Aus  Russland  allein  haben  in  den 
5  Jahren  1903 — 1907  mehr  als  eine  halbe  Million  Juden  —  haupt- 
sächlich Handwerker,  Arbeiter  und  Kleinhändler  —  emigriert. 
Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  im  Gegensatz  zu  den  modernen  Wan- 
derungen bei  den  anderen  Nationen  —  die  jüdische  Migration 
nicht  einen  zeitlichen,  vorübergehenden  Charakter  trägt,  —  um 
etwa  Geld  zu  verdienen  und  in  die  Heimat  zurückzukehren,  — 
sondern  es  ist  in  der  Regel  eine  dauernde  Auswanderung  auf 
immer,  mit  Frau *und  Kind,  mit  Hab  und  Gut,  wo  letzteres  über- 
haupt vorhanden  ist.  Dieser  Wanderungsstrom  zeigt  die  Tendenz 
immer  mehr  anzuschwellen,  wie  es  uns  klar  die  folgenden  Ziffern 
zeigen,  die  wir  den  „Annual  Reports  of  the  Commissioner  General 
of  Immigration"   (Washington)  entnehmen. 

Bis  gegen  Ende  des  XIX.  Jahrhunderts  wächst  die  Zahl  der 
jüdischen  Auswanderer  sehr  langsam  und  bewegt  sich  zwischen 
20 — 40  Tausend  jährlich.  Aber  von  da  an  beginnt  sie  in  raschen 
Tempo  zuzunehmen,  wie  es  uns  die  folgenden  Ziffern  zeigen: 

Im  Jahre  1899  immigrierten  in  Nordamerika     37,415  Juden. 

.  1900  .  „  „  60,764  . 

„  1901  .  „  „  58,098  . 

.  1902  .  „  57,688 

.  1903  .  „  „  76,203  „ 

,  1904  „  „  .  106,236  . 

■  1905  „  „  „  129,910  „ 

*)  Näheres  in  meinem  Artikel:  „Probleme  des  jüdischen  Arbeiter- 
lebens" in  den  „Sozialistischen  Monatsheften"  1909,  Nr.  4. 
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Im  Jahre   1906  immigrierten  in  Nordamerika   153,748  Juden. 
»        •       1907  „  .  „  149,182       „ 

.       1908  „  .".  .  103,387        ■ 

Trotz  der  industriellen  Krisis,  die  Amerika  in  den  letzten 
2  Jahren  erlebt,  ist  die  Zahl  der  jüdischen  Einwanderer  sehr  unbe- 
deutend gesunken.  —  Welches  sind  nun  die  Ursachen  dieses 
unaufhaltsamen  Wuchses  des  jüdischen  Auswanderungsstromes  aus 
Osteuropa? 

Dass  dies  nicht  schlechthin  auf  die  politische  und  bürgerliche 
Rechtlosigkeit  der  russischen  Juden  zurückzuführen  ist,  liegt  auf 
der  Hand:  eine  statische  Erscheinung,  wie  es  ja  die  Recht- 
losigkeit ist,  kann  unmöglich  als  Ursache  der  stetigen  Zunahme 
der  Auswanderung  angesehen  werden.  Dass  die  Pogrome  und 
Verfolgungen  die  Emigration  beschleunigt  haben,  kann  gewiss  nicht 
bezweifelt  werden.  Aber  der  Zuwachs,  den  sie  verursachen,  ist 
gewissermassen  ein  ausserordentlicher.  So  im  Jahre  1892,  als  die 
Juden  aus  Moskau  und  aus  den  Dörfern  vertrieben  wurden,  stieg 
die  Emigrantenzahl  von  34,303  im  Jahre  1891  auf  69,139,  um 
dann  1893  wieder  auf  30,325  zu  sinken.  Das  gleiche  wiederholte 
sich  in  den  Pogromjahren,  die  nach  der  Verleihung  der  „Konsti- 
tution" folgten.  —  Ferner,  wenn  wir  annehmen  sollten,  dass  nur 
die  ungünstigen  politischen  Lebensbedingungen  der  Juden  sie  zum 
Wanderstab  greifen  lassen,  so  "  würde  uns  ganz  'unverständlich 
bleiben,  warum  die  verschiedenen  sozialen  Schichten  des  jüdischen 
Volkes,  die  doch  von  der  politischen  Rechtlosigkeit  im  Ganzen 
gleich  stark  betroffen  werden,  dennoch  einen  so  ungleichen  Anteil 
an  der  Auswanderung  nehmen.  Warum  liefert  die  Handelsklasse 
jahrein  jahraus  nur  4 — 5°/o  der  jüdischen  Auswanderung  aus  Russ- 
land, während  doch  dort  39°/o  der  gesamten  jüdischen  Bevölkerung 
vom  Handel  leben  ?  Warum  ferner  bilden  die  Handwerker  und 
Arbeiter  *)    durchschnittlich    mehr    als    55°/o    der    jüdischen   Wan- 


*)  Trotz  dieses  vorwiegend  proletarischen  Charakters  der  jüdischen 
Wanderung,  haben  ihr  die  jüdischen  proletarischen  Parteien  bis  zur  letzten 
Zeit  fast  gar  keine  Aufmerksamkeit  geschenkt.  Eine  rühmliche  Ausnahme 
bildet  in  dieser  Beziehung  die  „Zionistisch-Sozialistische  Arbeiterpartei"  (S.  S.) 
die  von  ihrem  Auftreten  an  die  Wanderung  als  ein  sehr  wichtiges  Problem 
des  jüdischen  Daseins  auffasste  und  sie  auch  in  ihrem  Programm  be- 
rücksichtigte. 
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derung  im  letzten  Jahrzehnt,  während  gerade  sie  auf  dem  Papiere 
das  „Wohnrecht"  in  ganz  Russland  haben?  Alle  diese  Erschei- 
nungen sowie  überhaupt  das  rasche  Anwachsen  der  jüdischen 
Emigration  aus  Osteuropa  können  nur  als  notwendiger  Ausfluss 
jener  von  uns  oben  aufgedeckten  Anomalien  im  sozial-ökonomischen 
Bau  des  jüdischen  Lebens,  die  ihren  letzten  Grund  in  der  Exter- 
ritorialität der  jüdischen  Nation  haben,  verstanden  werden.  Hier- 
aus folgt  vor  allem,  dass,  solange  diese  Grundanomalien  des  jüdi- 
schen Daseins  nicht  beseitigt  sein  werden,  die  Auswanderung  not- 
wendig fortdauern  muss,  woran  die  politisch-bürgerliche  Emanzipa- 
tion, sowie  die  Gewährung  national-kultureller  „Rechte"  wenig  zu 
ändern  im  Stande  sein  wird.  Löst  nun  aber  diese  wachsende 
Auswanderung  die  Judenfrage?  Keineswegs!  Sie  vervielfältigt  sie 
vielmehr,  indem  sie  auch  in  Amerika  und  in  den  anderen  Ein- 
wanderungsländern die  Judenfrage  in  ihrer  ganzen  Schärfe  aufrollt. 
Wenn  es  wahr  ist,  dass  es  einer  Anzahl  der  zuerst  angekommenen 
jüdischen  Emigranten  gelungen  ist,  einen  festen  Platz  im  sozial- 
ökonomischen Leben  des  Landes  einzunehmen,  so  ist  das  zweifellos 
augenblicklich  für  die  überwiegend  grösste  Mehrheit  der  Einwan- 
derer durchaus  nicht  der  Fall.  In  denjenigen  Arbeitszweigen, 
denen  die  jüdischen  Immigranten  sich  vorwiegend  zuwenden,  im 
sog.  „Sweating-System",  erreicht  die  Ausbeutung  und  Armut  ihren 
Höhepunkt  *).  Gleichzeitig  wächst  unaufhaltsam  in  den  breiten 
Volkskreisen  der  örtlichen  Bevölkerung  Amerikas  und  Englands 
die  antialienistische  Bewegung,  die  immer  energischer  und  mit 
wachsendem  Erfolge  gesetzliche  Beschränkung  der  Einwanderung 
von  fremden  Arbeitskräften  verlangt,  —  was  auch  allmählich  durch- 
geführt wird.  So  stösst  der  jüdische  Wanderungsstrom  immer 
härter    an    eine    stets    höher   werdende    Wand.      Dies    konstatierte 


*)  Die  offiziellen  „Bulletins  des  Arbeitsdepartements  des  Staates 
New-Jork"  (September  1908)  charakterisieren  die  Lage  der  Arbeiter  in 
diesem  „Schwitzsystem"  folgendermassen :  „Die  Lebensverhältnisse  dieser 
Bevölkerungsgruppe  sind  ganz  fürchterlich.  Die  Konkurrenz  bei  Erlan- 
gung von  Arbeit  ist  hier  am  intensivsten.  Sie  sind  daher  in  besonders 
starkem  Maasse  der  Ausbeutung  ausgesetzt.  Sie  verkaufen  ihre  Arbeit 
am  billigsten  und  sind  verurteilt  zu  arbeitan  bei  schlimmsten  Bedingungen." 

Vgl.  meinen  Artikel:  „Die  Judenfrage  als  Wanderungsproblem"  in 
den  „Sozialistischen  Monatsheften"  1909,  Nr.   13. 
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bereits  im  Jahre  1905  das  gutinformierte  „ Korrespondenzblatt  des 
Zentralbureaus  für  jüdische  Auswanderungsangelegenheiten  "  (N°  2, 
1905),  dass  „die  jüdische  Auswanderung  zur  Zeit  gewissermassen 
vor  einer  Mauer  steht."  So  sehen  wir:  Einerseits  wächst  notwen- 
digerweise immer  mehr  das  Emigrationsbedürfnis  der 
osteuropäischen^  Juden,  andererseits  aber  wird  sogar  die  bisherige 
Immigrationsmöglichkeit  in  Amerika  und  England 
immer  beschränkter.  Und  zwar  nicht  nur  in  Bezug  auf  die  ökono- 
mische Aufnahmefähigkeit  der  Einwanderungsländer,  sondern  auch 
in  politisch-gesetzlicher  Hinsicht.  „In  Amerika  werden  die  be- 
stehenden Einwanderungsgesetze  aufs  strengste  gehandhabt,  und 
auch  in  den  übrigen  Ländern,  nach  denen  sich  die  Auswanderer 
wenden,  wird  die  Einwanderung  erschwert  und  die  Existenzbedin- 
gungen gestalten  sich  immer  drückender"  *). 

Aus  diesem  inneren  Widerspruch,  in  den  die  jüdische  Wan- 
derung geraten  ist,  gibt  es  nur  einen  Ausweg :  die  all- 
mähliche Umwandlung  der  stychisch-planlosen 
Wanderung  in  eine  planmässig  geregelte  Kolo- 
nisation eines  noch  unbebauten  Landes.  Diese 
Umwandlung  bildet  immer  mehr  die  Linie  des  kleinsten  Widerstandes 
für  den  jüdischen  Wandererstrom.  So  begegnen  sich  an  diesem 
Punkte  die  Bedürfnisse  des  heutigen  Tages  der  breiten  jüdischen 
Volksmassen  mit  dem  historischen  Ideale  der  jüdischen  Nation, 
mit  dem  Ideale  der  nationalen  Wiedergeburt.  Das  jüdische  „Frei- 
land" —  das  ist  das  einzig  mögliche  Endziel  der  jüdischen  Wan- 
derung einerseits  und  die  einzig  mögliche  Lösung  der  Judenfrage 
andererseits.  Der  jüdische  Wandererstrom  enthält  den  grössten  Teil 
der  notwendigen  Potenzen  und  den  Realisierungsapparat  —  für 
die  Verwirklichung  dieses  Ideals.  —  Den  zielbewussten  Ausdruck 
dieses  unbewusst  vor  sich  gehenden  objektiven  Prozesses  bildet 
eben  die  territorialistisch-kolonisatorische  Bewegung  innerhalb  des 
jüdischen  Volkes.  Ueberall,  wo  die  Juden  in  grösseren  Massen 
leben,  sind  in  den  letzten  Dezennien  zahlreiche  gesellschaftliche 
Organisationen  entstanden,  die  zum  Ziele  haben  —  die  Regulierung 
der  jüdischen  Wanderung,    ihre  Beherrschung  und  schliesslich  ihre 


')    Israelitische  Wochenschrift,  1905,  Nr.  4. 


—     98     — 

Konzentrierung  auf  einem  freien  Territorium,  —  mit  anderen 
Worten  die  Lösung  der  Judenfrage  in  der  Richtung  der  territorialen 
Autonomie.  Von  diesen  zahlreichen  Organisationen,  die  ver- 
schieden sind  je  nach  den  sozialen  Elementen  des  jüdischen  Volkes, 
die  sie  vertreten,  wollen  wir  hier  nur  die  wichtigsten  nennen*).  — 
Es  sind  —  die  Zionistische  Organisation,  die  Jüdische  territoria- 
listische  Organisation  (Ito),  die  Zionistisch-Sozialistische  Arbeiter- 
partei (S.  S.),  die  Jüdische  Sozialistische  Arbeiterpartei  (Serp),  die 
Partei  „Poalei-Zion",  —  die  Organisationen  zur  Regulierung  der 
jüdischen  Wanderung  in  Russland,  Amerika  etc.,  die  Jewish  Colo- 
nisation  Assossiation  (JCA),  die  allgemeine  jüdische  Kolonisations- 
organisation (AJKO),  das  Odessaer  Palästina-Komitee  u.  a.  m. 
Leider  ist  die  Tätigkeit  aller  dieser  Organisationen  bisher  unkoor- 
diniert  geblieben:  es  fehlt  eben  an  einem  leitenden  Willen,  an 
einem  Organ,  das  den  Volkswillen  klar  zum  Ausdruck  bringen 
soll.  —  Ein  solches  Organ  kann  nur  ein  allweltlich- jüdi- 
scher Volkskongress  sein,  wie  er  auch  tatsächlich  von 
einer  vor  kurzem  in  Amerika  stattgefundener  Konferenz  mehrerer 
jüdischer  Parteien  und  Vereine  vorgeschlagen  wurde.  —  In  einer 
Deklaration  erklärten  die  versammelten  Vertreter  der  verschiedenen 
gesellschaftlichen  Strömungen:  „Die  jüdische  Emigration  ist  ein 
tiefer  unaufhörlicher  nationaler  Prozess  geworden,  welcher  die 
Emigrations-  wie  die  Immigrationsländer  berührt.  ...  Es  ist  nun 
Zeit,  in  diesen  Prozess  Planmässigkeit  und  System  hineinzubringen 
und  einen  Teil  der  jüdischen  Bevölkerung  nach  Möglichkeit  zur 
Landwirtschaft  heranzuziehen."  Um  dieses  Ziel  zu  erreichen  und 
ein  für  die  Organisation  der  jüdischen  Wanderung  kompetentes 
und    geeignetes    Organ    zu    schaffen,    hat    die  Konferenz    eben  die 


*)  Es  sei  hier  überhaupt  bemerkt,  dass  wir  innerhalb  beider  ge 
nannten  Strömungen  im  heutigen  Judentum,  wie  der  kulturell-autonomistL 
sehen,  so  aueh  der  territorial- autonomistischen,  Vertreter  der  verschiedenen 
sozialen  Klassen  der  jüdischen  Nation  finden.  So  innerhalb  der  ersten  — 
die  gegenwärtig  zersplitterte  „Jüdische  nationale  Gruppe"  bürgerlicher  - 
und  den  „Allgemeinen  Jüdischen  Arbeiterbund"  proletarischerseits.  Inner- 
halb der  zweiten  Richtung  kommen  hauptsächlich  in  Betracht:  die  bürger- 
lichen Zionistische  und  territorialistische  Organisationen  einerseits  und  die 
genannten  sozialistisch-territorialistischen  Arbeiterorganisationen  anderer- 
seits. 
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Berufung  eines  allweltlich-jüdischen  Kongresses  für  jüdische  Wan- 
derung vorgeschlagen.  Eine  Anzahl  Organisationen  haben  sich 
bereits  dafür  ausgesprochen,  die  gesamt«?  jüdische  Presse  hat  diese 
Lösung  mit  Beifall  aufgenommen. 

Einmal  geschaffen,  wird  der  jüdische  Migrationskongress  im 
Prozesse  der  Organisation  der  jüdischen  Wanderung,  der  Richtung 
des  verhältnismässig  kleinsten  Widerstandes  folgend,  früher  oder 
später  zur  planmässigen  Kolonisation  eines  geeigneten  Territoriums 
übergehen  müssen.  Welches  von  den  mehreren  in  Vorschlag  ge- 
brachten Territorien,  wie  Palästina,  Cyrenaika  (Barka),  Brasilien, 
Messopotamien  etc.,  sich  für  dieses  Ziel  am  besten  eignet,  —  das 
ist  m.  E.  im  allgemeinen  eine  Zweckmässigkeitsfrage  und  von 
prinzipiell  untergeordneter  Bedeutung.  Nur  eine  sorgfältige  fach- 
männische Prüfung  der  geographischen,  klimatischen,  politischen 
ethnischen  und  anderen  Bedingungen  dieser  Territorien  kann  für 
die  Wahl   massgebend  sein. 

Dass  die  Umwandlung  einer  planlosen  Arbeiter-  und  Hand- 
werkeremigration in  eine  planmässige  Ackerbaukolonisation  mit 
ungeheuren  Schwierigkeiten  verbunden  ist,  —  liegt  wohl  auf  der 
Hand.  Dass  dies  andererseits  nicht  unmöglich  ist,  haben  die 
zahlreichen  bisher  vereinzelten  mehr  oder  v/eniger  gelungenen 
Kolonisationsversuche  der  Juden  doch  bewiesen.  Wir  finden  ausser- 
dem im  jüdischen  Leben  eine  Reihe  von  Symptomen,  die  darauf 
hindeuten,  dass  die  jüdische  Wanderung  sich  immer  mehr  in  die 
Richtung  der  Kolonisation  bewegt.  —  So  sind  in  letzter  Zeit  eine 
Reihe  jüdischer  Kolonien  in  Argentinien,  Brasilien,  Kanada,  Pa- 
lästina, Kleinasien  und  in  Nordamerika  etc.  entstanden.  Besonders 
stark  macht  sich  gegenwärtig  in  den  Vereinigten  Staaten  Nord- 
amerikas die  jüdische  Farmerbewegung  geltend.  Es  funktioniert 
dort  seit  längerer  Zeit  eine  „Jüdische  Gesellschaft  zur  Förderung 
der  Landwirtschaft".  „Die  jüdischen  Farmer  in  Amerika  —  schreibt 
über  diese  Bewegung  Dr.  K.  Vornberg  *),  sind  grösstenteils  gewe- 
sene städtische  Einwohner  und  gehören  zur  Arbeiter-  oder  Klein- 
händler-Klasse. Nur  bei  wenigen  Hunderten  ist  das  Streben  zum 
platten    Lande    realisiert    worden,    aber    bei  vielen  Tausenden  lebt 


*)     „Jewreiski    Mir".     Briefe    aus    Amerika.      1909.     Nr.    2,    pag.    56. 
St.  Petersburg. 
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dieses  Streben  fort."  —  Ferner  haben  die  in  Süd-Russland  schon 
seit  Jahren  existierenden  jüdischen  Kolonien  zur  Genüge  das 
Märchen  von  der  absoluten  Untauglichkeit  und  Unfähigkeit  der 
Juden  zum  Ackerbau  widerlegt.  —  Auch  konstatieren  alle  Forscher 
der  ökonomischen  Struktur  und  der  Entwicklungstendenzen  des 
russischen  Judentums  die  Tatsache,  dass  „die  Juden  in  den  letzten 
Dezennien  ernste  Versuche  gemacht  haben  sich  landwirtschaft- 
lichen Beschäftigungen  zuzuwenden,  ungeachtet  des  Verbotes  im 
grössten  Teile  des  Territoriums  des  Ansiedlungsrayons  Grund  und 
Boden  zu  kaufen  und  zu  arrendieren"  *).  —  Freilich  die  jüdische 
Geschichte  der  letzten  Zeit  hat  auch  manchen  misslungenen  Kolo- 
nisationsversuch aufzuweisen.  Wenn  man  aber  diese  Unter- 
nehmungen näher  ins  Auge  fasst,  so  überzeugt  man  sich  leicht, 
dass  die  Ursache  des  Misserfolges  hauptsächlich  in  ihrem  philan- 
tropischen  Charakter  zu  suchen  ist.  Das  System  der  vollstän- 
digen Abhängigkeit  und  obrigkeitlichen  Bevormundung  musste  jede 
Initiative,  jede  Selbsttätigkeit  der  Kolonisten  töten.  —  Der  Grund- 
fehler aber  aller  bisheriger  Kolonisationsversuche  der  Juden  besteht 
darin,  dass  man  dabei  das  Dach  errichten  wollte,  bevor  noch  das 
Fundament  gelegt  wurde:  Der  Wandererstrom,  der  allein  die  not- 
wendige Grundlage  einer  Massenkolonisation  abgeben  kann,  blieb 
in  der  Regel  ganz  unberücksichtigt.  Alle  diese  Fehler  der  Ver- 
gangenheit müssen  nun  in  der  Zukunft  vermieden  werden.  Die 
Organisation  und  Beherrschung  der  jüdischen  Wanderung  —  damit 
muss  begonnen  werden.  Dem  Wandererstrom  zuerst  n  a  c  hgehen, 
um  ihn  zu  erforschen,  seine  inneren  Triebfeder,  Tendenzen  und 
Bedürfnisse  kennen  zu  lernen.  Dann  mit  der  Emigration  zu- 
sammen gehen,  um  sie  zu  regulieren,  ihre  bisherige  Rich- 
tung allmählich  zu  ändern,  von  den  überfüllten  Immigrations- 
zentren abzulenken  und  dem  Wanderer  seinen  dornenvollen  Weg 
zu  erleichtern.  Nur  auf  dieser  Weise  wird  man  den  Wanderer- 
strom wirklich  beherrschen  können  und  die  Bedürfnisse  der  Wan- 
derer *  mit  der  Konjunktur  der  Einwanderungsländer  in  Einklang 
bringen.  Und  erst  nachdem  wird  man  im  Stande  sein  der  Wan- 
derung vorauszugehen,    ihr    den  erwünschten  Charakter  zu 


*)    B.  Bruzkus.     Der   professionelle    Bestand   der  jüdischen  Bevölke- 
rung Russlands  (russisch).     St.  Petersburg  1908,  pag.  75  f. 
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geben    und    gewissen    historischen    Zielen  —  der    Schaffung  einer 
autonomen  jüdischen  Gemeinschaft  —  dienstbar  zu  machen. 

Fassen  wir  die  gegenwärtigen  Aufgaben  der  Organisation 
der  jüdischen  Wanderung  näher  ins  Auge,  so  überzeugen  wir  uns 
bald,  dass  sie  einen  weit  ausgezweigten  Apparat  mit  grossen 
materiellen  Mitteln  erfordern.  Dabei  muss  die  zu  schaffende  Orga- 
nisation auf  einer  breit  demokratischen  Grundlage  aufgebaut  wer- 
den und  dem  Wanderer  in  allen  Beziehungen  nahe  stehen.  Der 
in  kurzer  Zeit  bevorstehende  Kongress  für  die  jüdische  Wanderung 
wird  vor  allem  diese  Organisation  schaffen  müssen.  —  Schwer 
und  mühsam  wird  diese  Tätigkeit  sein,  aber  grosse  historische 
Ziele  werden  sie  leiten  und  beseelen.  Durch  die  Regulierung  der 
jüdischen  Wanderung  zur  planmässigen  Kolonisation  eines  ge- 
eigneten Territoriums.  Durch  diese  Kolonisation  —  zur  Schaffung 
eines  kompakten  Kerns  mit  gesunder  sozial  -  ökonomischer  und 
national -kultureller  Entwicklung.  Durch  die  Schaffung  dieses 
Zentrums  materieller  und  geistiger  Kultur  —  zur  verhältnismässig 
freien  national -kulturellen  Entwicklung  der  grösseren  jüdischen 
Minoritäten  in  der  Diaspora.  Das  sind  die  Leitsterne  und  Per- 
spektiven einer  zielbewussten  jüdischen  Emigrations-  und  Koloni- 
sationspolitik. Im  Zeitalter  des  Erwachens  sogar  der  kleinsten 
geschichtslosen  Nationen  tritt  nun  auch  das  jüdische  Volk  nach 
Jahrhunderten  schwerer  Leiden  und  Verfolgungen  an  die  freie 
Gestaltung  seines  Schicksals  heran,  sich  stützend  auf  das  reiche 
Arsenal  der  Errungenschaften  der  modernen  Demokratie  auf  so- 
zialem und  politischem  Gebiete.  Und  dieses  Volk,  das  die  Bibel 
geschaffen  hat,  das  Volk,  aus  dessen  Mitte  die  Propheten  hervor- 
gegangen sind,  das  Volk,  welches  stets  so  hoch  die  Fahne  der 
sozialen  Gerechtigkeit  und  des  Fortschrittes  gehalten  hat  und  unter 
den  härtesten  Schlägen  des  Schicksals  nicht  zusammengebrochen 
ist,  —  dieses  Volk  wird  sein  Ziel  erreichen. 


Schlusswort. 

„Friede  auf  Erden!" 

Gross  und  schwer  ist  die  Aufgabe  der  Herstellung  eines  ge- 
sicherten Friedens  zwischen  den  Nationen  innerhalb  desselben 
Staates.  Noch  schwerer  aber  ist  diese  Aufgabe  in  Bezug  auf  das 
Verhältnis  der  Staaten  zueinander.  In  ihrem  zickzackartigen  Lauf 
hat  die  Geschichte  oft  die  Völker  gegeneinander  ins  Feld  geführt, 
sie  geeinigt  und  bald  wieder  getrennt  und  zu  verschiedenartigsten 
politischen  Gebilden  zusammengeschweisst.  Das  XIX.  Jahrhundert, 
das  „Jahrhundert  der  Nationalität",  beginnt  dieses  „Völkerchaos" 
zu  sichten,  die  kleinen,  verwandten  Völkerschaften  in  grossen  fest- 
gefügte Einheiten  zu  konsolidieren.  Im  Feuer  der  Gefechte  und 
beim  Klirren  der  Waffen  sind  die  grossen  Nationen  der  Gegen- 
wart entstanden. 

Müde  der  unendlichen  Kämpfe,  lechzte  die  Menschheit  nach 
Frieden.  Das  XIX.  Jahrhundert,  das  unter  den  jubelnden  Rufen: 
„Freiheit,  Gleichheit,  Brüderlichkeit!"  geboren  wurde,  brachte  den 
Völkern  gerade  in  dieser  Beziehung  die  bittersten  Enttäuschungen. 
Das  Zeitalter  des  Friedens  war  noch  nicht  gekommen.  —  Nun 
erwartet  die  zivilisierte  Menschheit  vom  neuen  Jahrhundert  die 
Vollendung  des  von  seinem  Vorgänger  begonn^on  Werkes.  Wird 
das  XX.  Jahrhundert  diese  Hoffnungen  erfülle 
Jahrtausenden  heiss  ersehnten  Völkerfrieden  ,wi 

Von  den  jüdischen  Propheten  durch  Dante  und  Kampanella 
bis  Sully  und  Kant,  hat  die  Idee  des  ewigen  Friedens  stets  die 
besten  Geister  der  Menschheit  beschäftigt.  Mit  Begeisterung  ver- 
kündete die  Französische  Revolution: 

„L'Assemblee  nationale  regarde  l'universite  du  genre  humain 
comme  ne  formant,  qu'une  teule  et  meme  societe  dont  Tobjekt  est 
la  paix  et  le  bonheur  de  tous  et  de  chacun  de  ses  membres.* 
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Aber  erst  in  der  letzten  Zeit  hat  der  Gedanke  der  interna- 
tionalen Solidarität  in  den  breiten  Volkskreisen  aller  Nationen 
•tiefe  und  feste  Wurzeln  gefasst  und  kommt  auch  in  den  interna- 
tionalen Beziehungen  immer  öfter  zur  Anwendung.  Den  fortschritt- 
lichen Emanzipationsbestrebungen  des  vierten  Standes  —  den 
Prinzipien  der  internationalen  Solidarität  und  Gleichwertigkeit  aller 
Nationen,  sowie  des  Rechtes  einer  jeden  Nation  auf  politische  und 
kulturelle  Selbstbestimmung,  —  diesen  Ideen  gebührt  mit  Recht 
die  Hegemo  ie  im  Entstehungsprozesse  der  grossen  internationalen 
Gemeinschaft.  —  Das  Fundament  zu  einem  gesicherten  Völker- 
frieden ist  gelegt.  Der  Ausbau  dieses  grandiosen  Werkes  bildet 
nun  die   vornehmste  Aufgabe  der  kommenden  Geschlechter. 

Noch  ist  die  Kulturwelt  in  gewitterschwangere  Wolken  ge- 
hüllt. Noch  manchen  Konflikt  wird  unser  Jahrhundert  erleben. 
,  Und  mag  der  Weg  zum  ewigen  Frieden  noch  so  lang  und  mühsam 
sein,  ein  grosses,  erhabenes  Endziel  beleuchtet  diesen  Weg:  Der 
friedliche  Wettbewerb  aller  sich  frei  neben- 
einander entwickelnden  Nationen  der  geeinten 
Kulturwelt. 
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